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DIE LINKE. steht ein für ein solidari-
sches München, ein München für alle,
die hier leben. Wir wollen, dass alle Bür-
gerinnen und Bürger unabhängig von ih-
rem sozialen Status, Einkommen und Al-
ter am gesellschaftlichen Leben in Mün-
chen teilhaben können. Wir wollen, dass
sie sich München leisten können und
die Chance haben ihre Fähigkeiten zu
entwickeln und einzubringen. Solidari-
tät bedeutet für uns auch, einzutreten
für die, die anders leben wollen, als es
dem herrschenden Familienbild ent-
spricht und für diejenigen, die aufgrund
unerträglicher Bedingungen in ihren
Heimatländern zu uns kommen. Solida-
rität heißt, die Umwelt konsequent und
nachhaltig zu schützen, für uns selbst
und die uns nachfolgenden Generatio-
nen. Und solidarisch treten wir allen
RassistInnen und FaschistInnen entge-
gen.

Solidarisches München heißt für DIE
LINKE. München gemeinsam gestalten,
mit den sozialen Initiativen und Bewe-
gungen, den Gewerkschaften, den Frie-
dens- und Antifagruppen, mit Kulturini-
tiativen, Jugend- und Seniorenverbän-
den und vielen anderen mehr. Kurz mit
allen, die sich nicht mehr nur vertreten
lassen wollen, sondern selbst aktiv für
ein solidarisches München eintreten. 

DIE LINKE. macht Politik mit und für
Menschen. So ist auch dieses Kommu-
nalwahlprogramm entstanden. Politik
machen heißt fragen: Wie wollen wir le-

ben, wie leben wir wirklich und was müs-
sen wir tun? Dabei wissen wir: Politik ist
kein Wunschkonzert. Aber es ist mehr
machbar als uns täglich durch die Poli-
tikerInnen der konkurrierenden Parteien
und die Medien mit ihren »Sachzwang-
argumenten« weisgemacht werden soll.

Warum gibt es Armut in einer rei-
chen Stadt wie München? Es ist kein Na-
turgesetz, dass Kinder hungrig zum Un-
terricht kommen, dass die Schulklassen
zu groß sind, Kinderkrippenplätze feh-
len und dass immer mehr Menschen
von ihrer Arbeit nicht leben können. Es
muss nicht sein, dass Freizeitheime, Bi-
bliotheken und Schwimmbäder ihre Öff-
nungszeiten einschränken oder ganz
schließen, Kulturangebote und der öf-
fentliche Nahverkehr immer teuerer
werden, dass die Infrastruktur der Kom-
mune verlottert, auf die wir alle ange-
wiesen sind, und öffentliches Eigentum
privatisiert wird. Die Ursachen und die
Verursacher sind bekannt! Der wach-
sende gesellschaftliche Reichtum wird
immer ungleicher verteilt. So erhalten
die Reichen Steuergeschenke, die die
Masse der Bevölkerung finanzieren
muss. Das Geld, das hier verschenkt
wird, fehlt auch in den Kommunen. Die
uns das hohe Lied vom Sparen singen,
bedienen sich selbst immer schamloser
und lassen sich bedienen – von Politi-
kerInnen, die hier die Situation bejam-
mern, aber in Berlin für Hartz IV, für Aus-
landseinsätze der Bundeswehr, für die

Einschränkung von Bürgerrechten, für
die Senkung von Unternehmenssteuern
und die Verschleuderung öffentlichen
Eigentums stimmen. Wer so handelt
lügt, wenn er beispielsweise den Rück-
gang der Geburtenrate oder die Kinder-
armut beklagt. Er hat sie mit verursacht! 

DIE LINKE. ist die einzige Partei, die
im Bund, im Land und in der Kommune
mit einer Stimme spricht. Wir wissen,
dass in der Kommune nicht all das re-
pariert oder ausgeglichen werden kann,
was auf Bundes- und Landesebene zu
Lasten der Bürgerinnen und Bürger be-
schlossen wurde. Aber wir legen nicht
die Hände in den Schoß, sondern han-
deln dort, wo etwas zu bewegen ist.
Deshalb setzt sich DIE LINKE. im Bun-
destag u. a. für die Abschaffung von
Hartz IV und die Einführung des Min-
destlohns ein. Deshalb fordert DIE LIN-
KE. im Münchner Stadtrat die Einhal-
tung von Mindestlohngrenzen, auch
wenn diese noch nicht gesetzlich ver-
ankert sind. Und deshalb will DIE LINKE.
die Einführung des Sozialtickets für ar-
me Bürgerinnen und Bürger. Im Bundes-
tag stimmt DIE LINKE. gegen den Aus-
verkauf der Deutschen Bahn, in Mün-
chen stellen wir uns allen Bestrebungen
entgegen, kommunale Einrichtungen zu
privatisieren. Privatisierung heißt: Weni-
ge verdienen und die Bevölkerung zahlt
die Zeche.

Kommunales Handeln braucht enga-
gierte Bürgerinnen und Bürger! Wir wol-
len, dass die Menschen sich aktiv in die
Gestaltung ihrer Lebensumstände ein-
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schalten und auch einschalten können.
Dafür ist die kommunale Ebene beson-
ders gut geeignet. Daher treten wir für
eine Erweiterung der kommunalen Ent-
scheidungsmöglichkeiten ein, zum Bei-
spiel durch die Einführung eines Bürger-
haushalts auf Bezirksausschussebene. 

Kommunales Handeln braucht ent-
sprechende finanzielle Spielräume. Geld
dafür wäre vorhanden! Würden die poli-
tisch Verantwortlichen eine konsequen-
te Wirtschafts- und Steuerpolitik im Sin-
ne des Gemeinwohles betreiben, könn-
ten längst überfällige und notwendige
Ausgaben getätigt werden. Warum wer-
den die Unternehmen, die hier ihre Ge-
winne erarbeiten lassen und realisieren,
nicht durch entsprechende Erhebung
und Anhebung der Unternehmenssteu-
ern angemessen an der Finanzierung
kommunaler Einrichtungen und Dienst-
leistungen beteiligt? Hier kann und muss
auch der Stadtrat seine Stimme erheben
und dazu beitragen, dass entsprechen-
de Gesetze auf den Weg gebracht wer-
den. Dafür setzt sich DIE LINKE. ein.

DIE LINKE. ist eine noch junge Par-
tei, aber sie wirkt bereits! Unsere The-
men sind in aller Munde. In München
hat DIE LINKE. daran ihren Anteil, auch
im Stadtrat.

Unterstützen Sie bei der Kommu-
nalwahl DIE LINKE. offene Liste Mün-
chen: Damit die Stimme für Arbeit,
soziale Gerechtigkeit, Bildung, Bür-
gerrechte, Frieden und Ökologie noch
deutlicher hörbar wird!

Armut bekämpfen

In den vergangenen Jahren wurde das
soziale Netz in Deutschland durchlö-
chert. Mit Hartz IV und der Rente mit 67
wurde für Millionen Bürgerinnen und Bür-
ger der Weg in die Armut beschlossen.
DIE LINKE. entstand im Widerstand ge-
gen diese Politik und fühlt sich diesem
Ursprung verpflichtet. Wir stehen für die
Erneuerung des Sozialstaats.

Menschenwürde, Selbstbestimmung
und Solidarität sind für uns die Schlüssel-
begriffe sozialer Politik. Alle Kinder haben
das Recht, in Sicherheit und mit Zugang
zu allen Bildungs- und Entwicklungsmög-
lichkeiten aufzuwachsen. Alle Menschen
haben das Recht, in Würde alt zu werden.
DIE LINKE. tritt auf allen Ebenen für eine
solidarische Gesellschaft ein. Wir fordern
das Ende der Hartz-Gesetze. Wir fordern
die Rücknahme der Steuerreformen, die
Reiche und Unternehmen begünstigen,
aber die Staatskassen leeren. Wir fordern
die Demokratisierung der sozialen Siche-
rungssysteme.

Kommunale Politik ist nicht nur an
unsoziales Bundesrecht wie Hartz IV ge-
bunden, sie muss auch seine Folgen be-
wältigen. Für DIE LINKE. ist es daher
selbstverständlich, dass alle kommuna-
len Spielräume genutzt werden müssen,
um diesen Folgen frühzeitig entgegen-
zutreten. Eine Stadt, in der alle mitei-
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1
nander leben können, ist wichtiger als
ein ausgeglichener Haushalt!

Auch in einer reichen und erfolgrei-
chen Stadt wie München gibt es viele
Menschen, die von diesem gesellschaft-
lichen Reichtum ausgeschlossen sind –
sei es auf Grund von Arbeitslosigkeit,
Krankheit oder Behinderung, sei es, weil
sie alleinerziehend sind oder arm. Unse-
re Politik im Stadtrat wird solchen Aus-
schlussmechanismen in allen Facetten
entgegentreten. Dabei steht DIE LINKE.
nicht allein. Umfragen zeigen, dass die
meisten Münchnerinnen und Münchner
mit dem wachsenden Abstand zwischen
Arm und Reich nicht einverstanden
sind. Auf dieser solidarischen Überzeu-
gung wollen wir aufbauen.

München ist eine reiche Stadt. Den-
noch gibt es in München Armut. Es gibt
über 39 000 Bedarfsgemeinschaften, die
von ALG II leben müssen; 12 % der Münch-
ner Kinder und Jugendlichen gehören da-
zu, und es werden stetig mehr. Aber kei-
ner weiß, wie groß die Zahl der Armen tat-
sächlich ist. München ist eine teure
Stadt. Einkommen, die andernorts zum
Leben ausreichen, bedeuten hier ein Le-
ben in Not. Niedriglöhne und prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse benachteiligen
hier besonders. Ein Drittel aller Kinder in
den städtischen Kindertagesstätten ist
von der Gebühr befreit. Diese Zahl deu-
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tet an, wie viele Münchnerinnen und
Münchner tatsächlich mit zu wenig Ein-
kommen überleben müssen.

In ganz Deutschland breitet sich die
Altersarmut weiter aus. Auch in Mün-
chen erhielten im Jahr 2006 über 11 000
Menschen Grundsicherung im Alter und
bei dauernder Erwerbsunfähigkeit. Wenn
die gegenwärtige Politik fortgesetzt wird,
wird diese Zahl in den kommenden Jah-
ren weiter steigen.

Von 347 Euro kann man in München
nicht leben! BezieherInnen von ALG II
oder Grundsicherung erfahren das tag-
täglich. Steigende Strompreise, Fahrten
mit dem öffentlichen Nahverkehr, medi-
zinische Hilfsmittel, eine neue Waschma-
schine, Schulmaterialien für die Kinder
– das kann aus diesem Betrag nicht fi-
nanziert werden. Volkshochschulkurse
oder ein Besuch im Zoo sind mit den ge-
genwärtigen Ermäßigungen nicht bezahl-
bar. 15 000 Münchnerinnen und Münch-
ner sind für ihr Überleben bereits auf die
Lebensmittelspenden der Münchner Ta-
fel angewiesen und ganze Schulen haben
dort schon um Mahlzeiten für ihre Schü-
ler nachgefragt.

In den schon vorhandenen Ganztags-
schulen kostet das Mittagessen oft mehr,
als das ALG II für die Ernährung eines
Kindes für den ganzen Tag vorsieht. In
den Kindergärten zahlen Familien, die
von ALG II leben, das halbe Essensgeld.
Aber auch das ist mehr, als im Regelsatz
für das Mittagessen vorgesehen ist. Ar-
me Kinder werden deshalb oft vom Kin-
dergarten abgemeldet.

Durch die Sozialgesetzbücher II und
XII (ALG II und Grundsicherung) wurden
die einmaligen Leistungen abgeschafft.
An einigen Stellen versucht die Stadt mitt-
lerweile, die entstandene Not mit Stif-
tungsmitteln zu lindern; aber auf Stiftungs-
gelder besteht kein Rechtsanspruch, die
Betroffenen werden nicht darüber infor-
miert und die Leistungen erreichen nur
einen kleinen Teil der Bedürftigen. Die
SozialarbeiterInnen der Bezirkssozial-
arbeit verlieren wertvolle Arbeitszeit mit
der Jagd nach Stiftungsgeldern. Anträge
der LINKEN im Stadtrat, die Lage der Be-
troffenen durch freiwillige Leistungen der
Kommune (z. B. durch ein Weihnachts-
geld) zu verbessern, wurden dennoch re-
gelmäßig abgelehnt.

Der München-Pass, durch den einige
Vergünstigungen (z. B. bei Eintrittsprei-
sen) erhältlich sind, wird seit Kurzem –
auf Antrag der LINKEN – automatisch an
die BezieherInnen von ALG II und Grund-
sicherung verschickt. Der Stadtrat hat al-
lerdings erst im vergangenen Jahr die
Gruppe der Berechtigten eingeschränkt:
Gerade die in München wichtige Gruppe
der GeringverdienerInnen hat keinen An-
spruch mehr auf den München-Pass.

Die Sparpolitik der Stadt München
hat auch im sozialen Bereich gravieren-
de Folgen. 2004 wurde im Stadtrat be-
schlossen, frei werdende Stellen nur
dann wieder zu besetzen, wenn sie recht-
lich zwingend, vom Stadtrat ausdrücklich
erwünscht oder zur Aufgabenerfüllung
unabdingbar sind. Gerade im personal-
intensiven Sozialbereich wurden danach

viele Stellen nicht oder erst nach mehre-
ren Monaten wieder besetzt. Die Fach-
stellen zur Vermeidung von Wohnungslo-
sigkeit sind chronisch unterbesetzt. Da-
durch wird bei Räumungen zu spät einge-
griffen und unnötige, teure Notunterbrin-
gungen sind die Folge.

Viele Leistungen wurden unter Finan-
zierungsvorbehalt gestellt – die Unter-
bringung von Kindern in Pflegefamilien
etwa oder die heilpädagogische Betreu-
ung für Kinder mit seelischen Störungen.
Solche Sparmaßnahmen schonen die
Stadtkasse heute, belasten sie aber spä-
ter durch die Folgen mit dem Vielfachen.

Unsere Forderungen:
t Um Kinderarmut zu bekämpfen, for-

dert DIE LINKE. einen beschleunig-
ten Ausbau der Kinderbetreuung.
Die Besuchsgebühr für diese Einrich-
tungen muss abhängig vom Einkom-
men der Erziehungsberechtigten ge-
staffelt werden. Eine kostenlose Ver-
pflegung während des Aufenthalts
muss gewährleistet sein.

t München braucht ein Sozialticket.
DIE LINKE. hat sich als erste dafür
eingesetzt und wird sich weiter da-
für einsetzen, dass die augenblick-
liche Zwischenlösung (15 Tageskar-
ten im Monat) durch ein unbürokra-
tisch erhältliches Monatsticket er-
setzt wird. DIE LINKE. fordert dazu
die Einführung eines Sozialtarifs bei
den Stadtwerken. Bei Kunden im So-
zialtarif sollen Stromsperrungen aus-
geschlossen werden.
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t DIE LINKE. will den München-Pass
auch wieder für Geringverdiene-
rInnen zugänglich machen. Die Er-
mäßigungen in den verschiedenen
Bereichen, insbesondere bei der
Volkshochschule, müssen außerdem
deutlich verbessert werden.

t DIE LINKE. begrüßt, dass die Stadt
die Höhe der Grundsicherung über-
prüfen lässt. Eine Erhöhung der
Grundsicherung auf einen Betrag,
von dem Menschen in München in
Würde leben können, ist unbedingt
erforderlich. Gleiches gilt aber auch
für das ALG II. Deshalb fordert DIE
LINKE. die Einrichtung eines Budgets
für freiwillige Leistungen, vor allem
für Gesundheits- und Schulbedarf.
Auch die Einführung einer Weih-
nachtsbeihilfe bleibt eine Forderung
der LINKEN.

t DIE LINKE. wendet sich entschieden
gegen Zwangsumzüge bei ALG II
oder Sozialhilfe. Auch Kürzungen
der Mietzahlungen, durch die die Be-
troffenen letztlich weniger als 347
Euro monatlich zum Leben haben,
sind nur in Extremfällen zu rechtfer-
tigen und auch dann nur, wenn eine
akzeptable Sozialwohnung angebo-
ten werden konnte.

t DIE LINKE. stellt sich gegen 1-Euro-
Jobs. DIE LINKE. fordert, innerhalb
städtischer Einrichtungen keine 1-
Euro-Jobs, sondern sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse zu schaffen.

t Selbstbestimmung ist für DIE LINKE.
ein hoher Wert. Das gilt für Allein-
erziehende ebenso wie z. B. für Men-
schen mit Behinderungen oder Pfle-
gebedürftige. Für viele dieser Perso-
nengruppen hat sich die Lage durch
die Änderungen in der Sozialgesetz-
gebung (wie ALG II) deutlich ver-
schlechtert. DIE LINKE. fordert, die
Folgen dieser Änderungen genau zu
untersuchen und einen Katalog städ-
tischer Maßnahmen zu entwickeln,
die ihnen entgegenwirken können.
Dies kann nicht ohne die Betroffenen
geschehen.

t DIE LINKE. setzt sich in allen Berei-
chen für eine Vertretung der Be-
troffenen ein. So fordern wir die Ein-
richtung einer Ombudsstelle bei der
ARGE und die Stärkung des Senio-
renbeirats. Selbsthilfegruppen müs-
sen unterstützt und bei entspre-
chenden Entscheidungen mit einbe-
zogen werden.

t DIE LINKE. fordert, die Einstellungs-
sperre im Sozialbereich aufzuheben.
Die zunehmende Armut verlangt
mehr, nicht weniger soziale Arbeit.

t DIE LINKE. setzt sich dafür ein, alle
Finanzierungsvorbehalte bei sozia-
len Maßnahmen zu überprüfen und
aufzuheben, wenn Anzeichen beste-
hen, dass Selbstbestimmung, Ent-
wicklungsmöglichkeiten oder körper-
liche und seelische Gesundheit Be-
troffener durch sie bedroht sind.

In Würde alt werden können
ist ein Menschenrecht

Wer in dieser Gesellschaft nicht mehr
auf dem Arbeitsmarkt gebraucht wird,
wird schnell aufs Abstellgleis geschoben.
Diese schmerzliche Erfahrung müssen
gerade auch alte Menschen immer wie-
der machen.

DIE LINKE. tritt dafür ein, dass alte
Menschen gleichberechtigt am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen können.
Dazu gehört die Möglichkeit, sich in
Parteien, Verbänden und Selbsthilfe-
gruppen für die eigenen Interessen ein-
zusetzen. Ebenso wichtig ist das Recht
auf Mobilität und das Wohnen in der
vertrauten Umgebung, auch wenn man
auf Hilfe angewiesen ist. 

DIE LINKE. tritt für eine deutliche
Stärkung des Seniorenbeirats der Stadt
ein. Er muss zu einem ständigen, be-
schlussfassenden Organ des Münchner
Stadtrats ausgebaut werden und bei al-
len Themen, die die SeniorInnen in Mün-
chen betreffen, gehört werden.

Die längst überfällige Reform der
Pflegeversicherung wird im Bundestag
immer weiter hinausgeschoben. Für DIE
LINKE. muss im Vordergrund einer Re-
form der Pflegeversicherung ein selbst-
bestimmtes und menschenwürdiges Le-
ben der Pflegebedürftigen stehen. Diese
Leistungen müssen professionell und
qualitätsgesichert erbracht werden.
Ebenfalls muss der Kreis der Anspruchs-
berechtigten erweitert werden, z. B. um
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die Demenzkranken. Dazu müssen auch
die seit Jahren unveränderten Pflegesätze
angehoben werden.

Um flächendeckend alternative An-
gebote zur stationären Versorgung zu si-
chern, müssen ambulante Versorgungs-
formen wie etwa Wohngemeinschaften
mit ergänzenden Serviceangeboten stär-
ker gefördert werden, die den sich än-
dernden Lebensrealitäten und gesell-
schaftlichen Entwicklungen Rechnung
tragen.

Schon 2001 äußerte der UN-Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (CESCR) seine »große
Besorgnis über die menschenunwürdi-
gen Zustände in Pflegeheimen« und for-
derte die Bundesrepublik auf, »Sofort-
maßnahmen« zur Verbesserung der Si-
tuation zu ergreifen. Bis heute dokumen-
tieren aber soziale Verbände immer wie-
der, dass sich die Situation in den Hei-
men nicht verbessert, sondern weiter
verschlechtert.

In München hat der Stadtrat eine Be-
schwerdestelle für Probleme in der Al-
tenpflege eingerichtet. Diese bearbeitet
pro Jahr etwa 1600 Beschwerdefälle.
Diese betrafen zu etwa gleichen Teilen
die Bereiche der ambulanten und der sta-
tionären Pflege. In den meisten Fällen
waren die Ursachen der Beschwerden
darin zu suchen, dass die PflegerInnen
zu wenig Zeit hatten und/oder schlecht
qualifiziert waren. Überproportional häu-
fig gab es Beschwerden über Mitarbei-
terInnen von Zeitarbeitsfirmen. 

Unsere Forderungen:
t In ambulanten Pflegediensten und

Pflegeheimen dürfen nur fachlich gut
ausgebildete MitarbeiterInnen ein-
gesetzt werden. Diese müssen ent-
sprechend ihrer schweren und ver-
antwortungsvollen Arbeit angemes-
sen bezahlt werden.

t Der Pflegeschlüssel, das Verhältnis
der Anzahl der HeimbewohnerInnen
zur Anzahl der Pflegekräfte, muss in
München auf maximal 2,0 festgelegt
werden.

t Alle Pflegeheime müssen mindes-
tens einmal jährlich von der staat-
lichen Heimaufsicht unangemeldet
kontrolliert werden. Die vom Frei-
staat Bayern vorgesehene Ausdeh-
nung der Kontrollintervalle auf bis zu
drei Jahre lehnen wir ab.

t Die Arbeit der Beschwerdestelle für
Probleme in der Altenpflege muss
fortgesetzt und intensiviert werden. 

Behindert ist man nicht –
behindert wird man

DIE LINKE. hat im Stadtrat den Be-
schluss zur Einrichtung der Stelle ei-
nes/einer ehrenamtlichen Behinderten-
beauftragten der Stadt München unter-
stützt. In den letzten Jahren wurden in
München in vielen Bereichen Fortschrit-
te für die Mobilität von Behinderten er-
reicht. Dennoch müssen weitere An-
strengungen unternommen werden, um
öffentliche und private Gebäude (Läden,

Kaufhäuser), Verkehrsflächen und Ver-
kehrsmittel barrierefrei und behinder-
tengerecht zu gestalten.

Die gesetzliche Schwerbehinderten-
quote (der Anteil der Arbeitsplätze in Un-
ternehmen und im öffentlichen Dienst,
der an Behinderte zu vergeben ist) wur-
de im Jahre 2000 vom Bundestag von 6 %
auf 5 % gesenkt. Es ist erfreulich, dass
dennoch der Anteil der Leistungsgemin-
derten bei den Beschäftigten der Stadt
2007 wieder auf knapp über 6 % gestie-
gen ist. DIE LINKE. tritt dafür ein, auch
in Zukunft die Grenze von mindestens
6 % einzuhalten und fordert, dass dies
wieder die allgemeine gesetzliche Ziel-
marke wird.

Unsere Forderungen:
t Selbsthilfegruppen von Menschen

mit Behinderung sind zu fördern.
Diese sind bei allen Maßnahmen für
das Ziel einer behindertengerechten
Stadt zu beteiligen.

t Wo immer möglich muss der Grund-
satz »ambulant vor stationär« umge-
setzt werden. Wohngruppen, Behin-
dertenwohnungen und betreutes
Einzelwohnen im frei finanzierten
und im sozialen Wohnungsbau so-
wie Beratungsstellen und Hilfsein-
richtungen müssen gefördert wer-
den. Heimunterbringung ist auf das
notwendige Maß zu verringern.

t Menschen mit Behinderung, die
überwiegend auf Hilfe angewiesen
sind, sollen vertraglich über ihre
Pflegekräfte, die Pflege und ihren
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Umfang selbst entscheiden können.
Hilfen für Menschen mit Behinde-
rung müssen gebündelt angeboten
werden, sodass es für die Betroffe-
nen ausreicht, sich an eine Stelle zu
wenden.

t Behinderte Kinder müssen – wo im-
mer möglich – in den allgemeinen
Kinderkrippen und -gärten unterge-
bracht werden können. Die Einrich-
tung betreuter integrierter Schul-
klassen ist ein notwendiger Schritt
hin zum integrierten Zusammenle-
ben und -lernen. Separate Schulen
und Schulklassen für psychisch oder
physisch behinderte Menschen sol-
len, soweit es geht, vermieden wer-
den. Dies dient auch der Stärkung
der sozialen Kompetenz aller Kinder
in diesen Einrichtungen.

Sucht ist eine Krankheit,
kein Verbrechen

In München wird Drogenpolitik über-
wiegend als polizeiliche Aufgabe behan-
delt. Die Polizei kann aber keinen Sucht-
kranken heilen, egal ob es sich um lega-
le Drogen (Alkohol) oder illegale Drogen
handelt. Man versucht mit Polizeikontrol-
len und Videokameras ein gesellschaft-
liches Problem zu lösen. So hat man die
Drogenszene zuerst vom Englischen Gar-

ten zum Hauptbahnhof und dann zum Or-
leansplatz getrieben. 

Im Sicherheitsreport 2005 beschreibt
die Münchner Polizei die Drogenszene in
München folgendermaßen: »Die Situati-
on der Rauschgiftkriminalität im weite-
ren Bereich des Hauptbahnhofs hat sich
in der zweiten Jahreshälfte entspannt.
Der videoüberwachte Bahnhofsvorplatz
ist wenig belastet, der Orleansplatz/Ost-
bahnhof zählt hingegen nach wie vor als
›kritischer Bereich‹. Zunehmend ist dort
wie an einigen anderen Örtlichkeiten ei-
ne Vermischung von Rauschgiftkonsu-
menten, alkoholkonsumierenden Ange-
hörigen sozialer Randgruppen sowie sog.
Armutsbevölkerung festzustellen.«

Nach Beschwerden einiger Anwoh-
nerInnen und LadenbetreiberInnen hat
man jetzt dort auch Videokameras instal-
liert und lässt weiter regelmäßig Streifen-
wagen über den Platz fahren. Erfolg: Die
Szene sammelt sich jetzt woanders, z. B.
am Sendlinger-Tor-Platz.

Viele Menschen können sich den Be-
such von Gaststätten nicht mehr leisten.
Auch das Bier im Stehausschank ist für
viele schon zu teuer. Also trifft man sich
mit der Bierflasche in der Hand auf öf-
fentlichen Plätzen. Kommunikation mit
Menschen, die ein ähnliches Schicksal
haben, ist schließlich ein Grundbedürf-
nis. Statt diesen Menschen Hilfe anzu-
bieten mit dem Ziel, wieder einer Arbeit

nachgehen zu können, gibt der Staat viel
Geld für teuere Repression aus, die die
Probleme verschiebt aber nicht löst.

Unsere Forderungen:
t Entkriminalisierung von Konsumen-

tInnen illegaler Rauschmittel;
t Beendigung der Versuche, Sucht-

kranke aus der Innenstadt zu verban-
nen, da sie auf diese Weise nur auf
immer neue Plätze und in die Rand-
bezirke ausweichen;

t Sicherung und Schaffung von nied-
rigschwelligen Angeboten wie Ge-
sundheitsräumen für Drogenkonsu-
menten;

t Ausbau und Förderung von Drogen-
beratungsstellen und Vereinen wie
z. B. Condrobs e. V.;

t mehr und besser abgestimmte Pro-
gramme für die soziale Integration
ehemaliger und aktueller Schwerst-
abhängiger;

t Zeitliche unbegrenzte Fortsetzung
des Modellprojekts zur kontrollier-
ten Heroinvergabe, das in mehreren
Großstädten, u. a. auch München,
erfolgreich durchgeführt wurde. Die
Neuaufnahme weiterer Schwerstab-
hängiger muss möglich sein.

DIE LINKE. München – Programm zur Kommunalwahl 2008 | Soziale Sicherheit 9



Menschenrecht auf Arbeit

Wir streben eine Gesellschaft an, in
der jede Frau und jeder Mann eine exis-
tenzsichernde Arbeit ausüben kann. Er-
werbsarbeit, Arbeit in Familien und Part-
nerschaften, Arbeit zur Mitgestaltung
der Gesellschaft sowie die Teilnahme
am kulturellen und sozialen Leben muss
allen Menschen möglich sein. Gesell-
schaftlich notwendige Arbeiten und die
Chancen, am gesellschaftlichen Leben
aktiv und mit Einfluss teilnehmen zu kön-
nen, müssen gleich verteilt sein. Das
wollen wir als neue Vollbeschäftigung.

»München boomt, mehr als jede an-
dere Stadt in Deutschland hat München
in der ganzen Welt einen Ruf als ein Ort
des Aufschwungs und der Zukunft.« Wie
erklärt sich diese Feststellung, wenn
gleichzeitig der Jahreswirtschaftsbericht
der Landeshauptstadt München belegt,
dass die sozialpflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisse im Zeitraum von 2002 bis
2006 von 694 559 auf 664 222 zurück-
gegangen sind.

Die Antwort findet sich nur teilweise
in dem angesprochenen Bericht. Neben
Insolvenzen von bekannten Betrieben
wie BenQ, Oldenbourg etc. erleben wir
einen massiven Abbau und Umbau von
Normalarbeitsverhältnissen in prekäre
Leih- bzw. Zeitarbeitsverhältnisse.

Selbst oder gerade die oft gerühmten
acht Dax-Konzerne in München haben in
erheblichem Umfang Arbeitsplätze ver-
nichtet. Insbesondere im Banken- und
Versicherungsgewerbe sinkt die Beschäf-
tigung seit Jahren in deutlichem Umfang.
»Wer nicht das Glück hat, prächtig be-
zahlt zu werden, der bekommt diese
Kehrseite von Münchens Attraktivität in-
tensiv zu spüren«, so OB Christian Ude in
der August/September-Ausgabe 2007
der Münchner Post, dem SPD-Magazin.
In seiner Politik ist von dieser Erkenntnis
allerdings oft wenig zu spüren.

Arbeit in München und im Münchner
Umland findet unter extrem unterschied-
lichen Bedingungen statt. Dies betrifft
sowohl die Arbeitsverhältnisse als auch
die Arbeitszeiten, die Entlohnung und die
Arbeitsbedingungen. Sie reichen von gut
bezahlten, arbeits- und tarifvertraglich
gesicherten und hoch qualifizierten Ar-
beitsverhältnissen bis zu völlig ungesi-
cherten Arbeitsverhältnissen und unbe-
zahlten Volontariaten.

Die Schere zwischen dem Wunsch
nach einem bedürfnisgerechten Einkom-
men und humanen Arbeitsbedingungen
einerseits, und den real meist geringen
finanziellen Ressourcen bei gleichzeitig
hoher Belastung andererseits, klafft im-
mer mehr auseinander. Gleiches gilt bei
selbstständiger Tätigkeit, bei RentnerIn-
nen und in besonders prekärer Situation

bei Arbeitssuchenden. Viele Bürgerinnen
und Bürger sind »arm trotz Arbeit«, weil
der Raum München hohe Lebenshal-
tungskosten fordert. Wer von der Ar-
beitsgesellschaft ausgeschlossen ist und
sich in besonderen sozialen Bedarfsla-
gen befindet, riskiert in Lebensräumen
wie München sehr schnell die Margina-
lisierung oder wird verdrängt.

Für gute Arbeit in einer
lebenswerten Kommune

Die Kommune als Raum der Solida-
rität, gleicher Chancen und der sozialen
Gerechtigkeit nimmt in dem Ausmaß
Schaden, in dem Unternehmen das glo-
balisierte Credo der hohen Profite auf
Kosten verringerter Löhne, ständigen
Personalabbaus und steuerlicher Absti-
nenz lokal anwenden. Gleichzeitig ah-
men Kommunen entgegen ihrem sozial-
staatlichen Auftrag privatwirtschaft-
liche Unternehmensmodelle nach, in-
dem sie untereinander in »Standort-
konkurrenz« geraten, sich den Wün-
schen privater Investoren bedingungs-
los beugen und öffentliche Aufgaben
vernachlässigen und outsourcen.

DIE LINKE. ist der Auffassung, dass
eine lebenswerte Kommune gute Arbeit
und menschenwürdige Bedingungen für
alle voraussetzt. Soweit es in ihrer Mög-
lichkeit steht, hat sich die Kommune an
den Bedingungen maßgeblich zu beteili-
gen. Dazu zählen: Qualifikation (Aus-
und Weiterbildung), Infrastruktur, gute
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öffentliche Dienste, gesicherte Daseins-
vorsorge, Orientierung und Hilfestellung,
Durchsetzung von Arbeitsrechten, men-
schenwürdiger Umgang mit BürgerInnen
in sozialen Notlagen.

München besitzt noch viele kommu-
nale Betriebe: die Stadtwerke mit ihren
Verkehrsbetrieben, die Kliniken, die städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaften und
andere mehr. 

Diese Tatsache ist erfreulich. Mittler-
weile sind diese Betriebe aber überwie-
gend privatrechtlich organisiert. Das
heißt, die gewählten VertreterInnen der
Bürgerinnen und Bürger haben nur noch
begrenzte Einsicht in die Geschäftsvor-
gänge und noch geringeren Einfluss auf
die getroffenen Entscheidungen. Die mo-
mentane Stadtratsmehrheit handelt ge-
genüber diesen Unternehmen überwie-
gend als Aktionär: Die Betriebe sollen vor
allem Gewinne erwirtschaften. Sogar die
Stadt selbst wird als ein »modernes, so-
ziales Unternehmen« beschrieben:

• die Stadtwerke, die vor allem Gewinn
erzielen wollen, liefern zahlungs-
schwachen KundInnen keinen Strom
mehr; 

• die Wohnungsbaugesellschaften, die
Gewinne erzielen wollen, vermieten
lieber an wohlhabendere MieterIn-
nen; 

• die Kliniken, die – auf Beschluss des
Stadtrats – schwarze Zahlen schrei-
ben sollen, gliedern Unternehmens-
teile aus, um Personalkosten zu spa-

ren, indem sie dort den Beschäftig-
ten geringere Löhne zahlen. 

Immer häufiger müssen andere städ-
tische Einnahmen zur Beherrschung der
Folgen solcher Interessen verwendet
werden, mittlerweile auch Stiftungsgel-
der, um Stromschulden von armen Bür-
gerInnen zu begleichen. So erhöhen sich
beispielsweise die Mietkosten der Ar-
beitslosengeld-II-EmpfängerInnen, bei de-
nen die Stadt mit der Begleichung der
Wohnkosten in der Pflicht ist. Ein weite-
res Beispiel ist die Ausgliederung der
städtischen Kliniken, infolge deren Um-
setzung viele Beschäftigte aufzahlendes
ALG II benötigen würden.

Auch das ist eine Quersubventionie-
rung, die nicht nur Geld, sondern auch
Menschenwürde kostet. Oft gibt es aber
keine Bestrebungen, die Folgen aufzu-
fangen. Die Stadt als soziales Gefüge
zahlt den Preis dafür.

Eine Kommune kann nur über einen
Teil ihrer Verwaltung selbst entscheiden,
vieles wird durch Bundes- und Landes-
gesetze vorgegeben. Eine privatrecht-
liche Organisation kommunaler Unter-
nehmen, ausgerichtet an betriebswirt-
schaftlichen Kriterien, muss zwangsläu-
fig zum Verlust demokratischer Entschei-
dungsmöglichkeiten und -freiheiten füh-
ren. Diese aber brauchen wir für eine so-
lidarische Gesellschaft! Kommunale Be-
triebe, die auf dem Weltmarkt mit Groß-
konzernen konkurrieren, können durch
die Stadtgesellschaft faktisch nicht mehr
demokratisch kontrolliert werden. Auf-

sichtsrat und Stadtrat entscheiden häu-
fig so, als seien sie selbst private Unter-
nehmer. Damit rücken Erwartungen und
Anforderungen für die zukünftige Ent-
wicklung von Stadt und Region in den
Hintergrund. Selbst wenn z. B. die Stadt-
werke in großem Umfang Monopolgewin-
ne an München abführen – was haben
die Kunden außerhalb Münchens davon?
Bei der Abschöpfung von Monopolgewin-
nen in öffentlichen Unternehmen han-
delt es sich um nichts anderes als ver-
deckte Massensteuern, die ohne demo-
kratische Kontrolle entstehen und nicht
leistungsgerecht sind.

Das Beispiel Stadtwerke München
Bei der Stadtwerke München GmbH

ist, mit Billigung der Stadtratsmehrheit,
demokratische Kontrolle und Steuerung
fast nicht möglich. Kein Stadtrat hat ei-
nen Über- bzw. Einblick in die verschiede-
nen Geschäftsfelder und die Geschäfts-
politik. Der Aufsichtsrat entscheidet zwar
über die Tarife der städtischen Bäder, bei
den viel wesentlicheren Strom- und Gas-
tarifen ist dies aber nicht vorgesehen.
Deren Preisgestaltung ist nicht überprüf-
bar, sie fallen unter »Geschäftsgeheim-
nisse«. Rabatte, die nur finanzkräftige
Kunden erhalten können, benachteiligen
ärmere BürgerInnen. Die KundInnen füh-
len sich den Stadtwerken häufig ausge-
liefert, als seien sie lästige BittstellerIn-
nen und nicht ein Teil der »EignerInnen«.
Die weltweiten Aktivitäten (z. B. Beteili-
gung an einer Erdgaserkundung in Nor-
wegen) sind zwar aus rein unternehme-
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rischer Sicht nachvollziehbar, sie gefähr-
den jedoch den Bestand der Stadtwerke
als kommunales Unternehmen. Denn die
Risiken, die weltweit eingegangen wer-
den, sind gedeckt durch das Vermögen
der Stadt München als Eignerin. Eine Ent-
wicklung der Stadtwerke zu einem inter-
national tätigen Großkonzern wird die EU-
Kommission auf Dauer nicht hinnehmen.

Das Beispiel Stadtsparkasse
Die Stadtsparkasse München erfüllt

wichtige Aufgaben der öffentlichen Da-
seinsvorsorge. Hier kann die Stadt Mün-
chen als deren Trägerin direkt Einfluss
nehmen und z. B. erreichen, dass alle
BürgerInnen ein Girokonto, zumindest auf
Guthabenbasis, eröffnen können. Darü-
berhinaus spielt die Stadtsparkasse eine
wichtige Rolle bei der Kreditvergabe für
kleine und mittlere Unternehmen in Mün-
chen. Die großen Privatbanken haben oft
kein Interesse mehr an Geschäftsbezie-
hungen zu mittelständischen Unterneh-
men. Im Jahre 2005 erzielte die Stadt-
sparkasse München einen Bilanzgewinn
von 32 Mio. Euro. Nach den gesetzlichen
Vorgaben hätten 10 % davon an die Stadt
München für gemeinnützige Zwecke aus-
geschüttet werden können. Der Verwal-
tungsrat unter Vorsitz von OB Ude hat da-
von jedoch mit Billigung des Stadtrats
keinen Gebrauch gemacht. Stattdessen
wurde dieser Gewinn vollständig in die
gesetzlichen Rücklagen eingestellt. Be-
gründet wird diese seit vielen Jahren üb-
liche Praxis meist damit, dass die Spar-
kasse stattdessen zahlreiche Projekte

aus den Bereichen Kultur, Soziales und
Sport unterstützt. Im Jahre 2005 wurden
dafür 2,4 Mio. Euro gestiftet. Wer hier
wie viel Geld erhält, entscheiden die Gre-
mien der Sparkasse ohne Mitsprache
des Stadtrats. Es gibt Geld für das Toll-
wood-Festival, die Münchner Chorbuben
und Symphoniker, den Ruder-Weltcup
oder den Tennis-Jugend-Cup der Stadt-
sparkasse. Ein großer Teil dieser Projek-
te verdient sicher Unterstützung. Doch
wer hier wie viel Geld bekommt, sollte in
einer Demokratie der gewählte Stadtrat
entscheiden.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. setzt der kommunalen

Standortkonkurrenz das Modell einer
Region entgegen, die sich verstän-
digt und ergänzt. Wir halten die regio-
nalen Vorschläge des DGB und sozia-
ler Verbände für eine wichtige Grund-
lage zum gesellschaftlichen Dialog
und zur positiven Weiterentwicklung
der Region München im Interesse
der Mehrheit der Bevölkerung.

t DIE LINKE. steht für tarifvertraglich
gesicherte und menschenwürdige
Arbeitsverhältnisse, die ein planba-
res Leben im Raum München er-
möglichen. 

t Wir wenden uns konsequent gegen
weitere Privatisierungen öffentlicher
Aufgaben. Die ungeklärte Situation
bei den städtischen Kliniken ist in
diesem Sinne zu klären. 

t DIE LINKE. will die Voraussetzungen
einer Arbeitsgesellschaft gestalten,

an der alle Menschen nach ihren
Möglichkeiten und Bedürfnissen, oh-
ne Ansehen von Geschlechtsidenti-
tät, Alter, sozialer, ethnischer oder
nationaler Herkunft, sexueller Orien-
tierung, Weltanschauung oder Reli-
gion partizipieren können.

t Wir fordern von privaten Unterneh-
men steuerlich zurück, was an Vor-
leistungen durch die Kommune(n)
erbracht wurde.

t 1-Euro-Jobs lehnen wir wegen der
damit verbundenen gesellschaftli-
chen und betrieblichen Entrechtung
der Betroffenen ab! Dies hilft nicht
nur den Betroffenen, sondern ent-
lastet auch die Sozialverwaltung.
Die Auslagerung gering qualifizierter
Tätigkeiten an 1-Euro-JobberInnen
muss nicht nur in der Privatwirt-
schaft, sondern auch in öffentlichen
Unternehmen und der Verwaltung
verhindert werden. Konsequent for-
dern wir die Rückführung bzw. Um-
stellung von 1-Euro-Jobs aus Arbeits-
förderungsprojekten in reguläre Be-
schäftigungsverhältnisse. Auch im
Bereich gemeinnütziger oder wohltä-
tiger Organisationen sind hier Fehl-
entwicklungen erkennbar. Arbeit darf
nicht arm machen, dies gehört zu ei-
nem würdigen Leben.

t DIE LINKE. unterstützt die Einfüh-
rung eines gesetzlichen, branchen-
übergreifenden Mindestlohns in exis-
tenzsichernder Höhe.

t Anstatt der Aufteilung in einen ers-
ten, zweiten oder dritten Arbeits-
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markt fordern wir ein Nachdenken
und Diskutieren über gesellschaftli-
che Notwendigkeiten.

t Wir fordern die Heranziehung privat-
wirtschaftlicher Unternehmensge-
winne zur Bereitstellung notwendi-
ger Ressourcen, vor allem für den
Ausbau öffentlicher Dienstleistun-
gen.

t DIE LINKE. fordert langfristig die
Rücknahme der Ausgliederungen von
kommunalen Unternehmen, ihre Um-
wandlung in Eigenbetriebe und eine
weitreichende Einsichts- und Kon-
trollmöglichkeit für den Stadtrat. Nur
durch demokratische Prozesse, in
denen viele Interessen zu Wort kom-
men und einbezogen werden, auch
die armer, älterer, benachteiligter
Bürgerinnen und Bürger, kann eine
zukunftsfähige Stadt entstehen.

t DIE LINKE. tritt konsequent für die
Erhaltung der Sparkassen unter der
Trägerschaft von Städten und Ge-

meinden ein. Alle Bestrebungen, die
Sparkassen ganz oder teilweise zu
privatisieren, lehnen wir ab.

t DIE LINKE. besteht darauf, dass in
den öffentlichen Unternehmen und
der Verwaltung die Rechte der Be-
schäftigten gesichert sind. Gutes
Geld für gute Arbeit – diese Forde-
rung muss umgesetzt werden. Ar-
mutslöhne, die zu Ansprüchen nach
aufzahlendem ALG II führen, lehnen
wir ab.

t Wir erwarten von der Stadt München
die Verpflichtung auf die Tariftreue
bei der Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge. Ausgliederungen zur Flucht vor
tariflichen Bindungen wie z. B. beim
Klinikum München müssen unter-
bleiben. Tariftreue und Tarifbindung
sind unerlässlich auch für Unterneh-
men mit städtischer Beteiligung. 

t DIE LINKE. fordert die Stadt sowie
die kommunalen Betriebe auf, in Zei-
ten hoher Arbeitslosigkeit ihrer be-

sonderen Verantwortung als Arbeit-
geber nachzukommen. Die städti-
sche Personalpolitik in Bezug auf Ar-
beitsbedingungen, Förderung von
Leistungsgeminderten, Teilzeitquo-
te, Antidiskriminierungs- und Gleich-
stellungspolitik müssen erhalten und
in Zusammenarbeit mit den Beschäf-
tigten ausgebaut werden. 

t Bei der Ausbildung sind höhere An-
strengungen erforderlich, insbeson-
dere auch zur Öffnung der Verwal-
tung für Jugendliche mit Migrations-
hintergrund. In Berufen, die auch au-
ßerhalb der Verwaltung nachgefragt
werden, treten wir ein für eine Aus-
bildung über den aktuellen Bedarf
hinaus, solange die Jugendarbeitslo-
sigkeit andauert. Hier sind nicht nur
der Hoheitshaushalt, sondern auch
die kommunalen Betriebe gefordert.
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Menschenrecht auf Bildung
auch kommunal umsetzen

»Jeder hat das Recht auf Bildung. Die
Bildung ist unentgeltlich, (...). Die Bil-
dung muss auf die volle Entfaltung der
menschlichen Persönlichkeit (...) gerich-
tet sein. Sie muss zu Verständnis, Tole-
ranz und Freundschaft zwischen allen
Nationen und allen rassischen und reli-
giösen Gruppen beitragen...«, so Artikel
26 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte.

Mehr als in fast allen anderen euro-
päischen Ländern bestimmt in Deutsch-
land aber der soziale Status den Zugang
zu Bildung. Unzureichende Bildung führt
zu einer weiteren Verstärkung der sozia-
len Spaltung und Auslese. In einer Stadt
wie München, die sich selbst als Dienst-
leistungs- und Wissensstadt definiert,
sind solche Ausschlussprozesse doppelt
schmerzlich. Sie führen zur Einschrän-
kung der beruflichen Möglichkeiten und
behindern die Teilnahme an einem nach
wie vor reichhaltigen kulturellen und
geistigen Leben. Aber auch für alle ande-
ren wird die Aneignung von Bildung er-
schwert und verteuert. Bildung selbst
unterliegt einem steigenden ökonomi-
schen Verwertungsdruck. DIE LINKE. ist
sich mit dem UN-Kommissar Muñoz ei-
nig: »Bildung ist ein Menschenrecht und
kein ökonomisches Gut.«

Gegenwärtig wird auf kurzfristig ver-
wertbares Wissen statt auf umfassen-
de Bildung gesetzt. Bildung ist jedoch
als Wert an sich zu sehen, als Bereiche-
rung des Lebens durch Aneignung von
Wissen, sozialem Verhalten und kultu-
rellen Ausdrucksformen. Bildung ist
mehr als Wissensvermittlung und Wis-
sensaneignung. Sie beginnt im früh-
kindlichen Alter und endet nicht mit der
beruflichen Ausbildung.

Bildung findet für Kinder und Heran-
wachsende vor allem in der Kommune
statt, aber auch die Erwachsenen haben
einen Bedarf an wohnortnaher (Weiter-)
Bildung. Damit wird frühkindliche Bil-
dung, Betreuung und Erziehung, schuli-
sche Bildung und Aus- und Weiterbil-
dung zu einem wesentlichen Handlungs-
feld kommunaler Politik. Es darf nicht
übersehen werden, dass Bundes- und
Landesgesetze den Rahmen für Bildung
und Bildungspolitik ziehen. Aber in der
Bildungspolitik fallen auch zahlreiche
Entscheidungen an, die in der Kompe-
tenz der Stadt liegen.

DIE LINKE. im Stadtrat ist für die An-
regungen und Kritiken offen, die von
den Betroffenen schon jetzt in zuneh-
mender Zahl an uns herangetragen wer-
den. Wir sehen, dass durchsetzungsfä-
hige linke Positionen zur Gestaltung der
Einrichtungen von Erziehung, Schule
und Bildung in Zusammenarbeit mit Be-

troffenen, Kindern, Jugendlichen, ihren
Eltern und dem betreuenden Personal,
politisch Interessierten und Fachleuten,
entstehen werden.

Frühkindliche Bildung,
Betreuung und Erziehung

Kinderkrippen, Kindergärten, Horte
und Nachmittagsbetreuung in Schulen
sind keine Aufbewahrungsorte für Kin-
der und Heranwachsende, sondern Or-
te des sozialen Zusammenlebens, Ler-
nens und Spielens von Gleichaltrigen.
Sie leisten einen unverzichtbaren Bei-
trag für die Persönlichkeitsentwicklung,
die Entwicklung des sozialen Verhaltens
und fördern die Chancengleichheit. 

Vorschulische und schulische Be-
treuungsangebote sind aber auch ein
notwendiges Angebot, um den Eltern
die Möglichkeit zu eröffnen, einer Er-
werbstätigkeit nachzugehen.

Die soziale Spaltung der Gesell-
schaft, die durch Gesetze wie Hartz IV
vorangetrieben wird, zeigt sich deutlich
auch und gerade bei Kindern in unserer
Stadt. Bildung und Betreuung muss
heute auch einen Beitrag dazu leisten,
deren Auswirkungen zu bekämpfen, wie
z. B. mangelhafte Ernährung bei Kindern
und Jugendlichen.

Die derzeit vorliegenden (unzurei-
chenden) Informationen zum Thema Bil-
dung, Betreuung und Erziehung in Mün-
chen sprechen eine deutliche Sprache:
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Das vorschulische und schulische Be-
treuungsangebot ist nach wie vor unzu-
reichend.

Für Kinder unter drei Jahren gibt es
in München nicht einmal sechzehn Krip-
penplätze pro hundert Kinder und es gibt
eine erhebliche Streuung innerhalb des
Stadtgebietes. Das bedeutet häufig wei-
te Wege für die Eltern, die überhaupt ei-
nen Krippenplatz ergattern. Die Stadt
München betreibt derzeit knapp die Hälf-
te der vorhandenen Krippenplätze in ei-
gener Regie.

Auch für die drei- bis fünfjährigen
Kinder ist das Angebot an Betreuungs-
einrichtungen noch längst nicht optimal.
Die Besuchsquote in Kindergärten lag in
München laut Münchner Bildungsbericht
2006 unter der Quote anderer bayeri-
scher Großstädte wie bspw. Augsburg
und Nürnberg. 

Beschämend ist auch der niedrige
Versorgungsgrad von Schülerinnen und
Schülern mit Ganztagesangeboten ein-
schließlich der Betreuung in Horten. Vier
von fünf Schülerinnen und Schülern sind
nach dem Unterricht auf die Betreuung
durch Eltern, Verwandte, Bekannte ange-
wiesen oder sich selbst überlassen.

Der Kreisjugendring mitsamt den
städtischen Jugendfreizeitheimen kann
trotz des oft unermüdlichen Einsatzes
seiner MitarbeiterInnen die Bedürfnisse
nach sinnvoller Freizeitbeschäftigung bei
Weitem nicht erfüllen. Berufstätige, die
Jugendlichen beiseite gestellt werden,
sollten mit den Jugendlichen deren Inte-
ressen fördern und unterstützen können.

Da sie mehr und mehr einer rigiden wirt-
schaftlichen Erfolgskontrolle unterlie-
gen, können sie diese Aufgabe oft nicht
mehr wahrnehmen, ohne Gefahr zu lau-
fen ihre Arbeit zu verlieren. 

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. im Münchner Stadtrat

setzt sich für eine allgemeine, qua-
lifizierte und kostenlose Kinderbe-
treuung für alle Altersklassen in der
Nähe zum Wohnort/Arbeitsplatz der
Eltern ein. Bei der Planung neuer Ta-
gesbetreuungsangebote ist auf die
sinnvolle Verteilung über die gesam-
te Stadt zu achten. Eine Vollversor-
gung mit Kinderkrippen-, Kindergar-
ten- und Hortplätzen bzw. Nachmit-
tagsbetreuung gemäß dem geäußer-
ten Bedarf in München soll spätes-
tens 2013 gewährleistet sein. Dafür
nimmt die Landeshauptstadt Mün-
chen im Vorgriff auf Landes- und
Bundesmittel auch eine höhere Neu-
verschuldung in Kauf.

t DIE LINKE. im Münchner Stadtrat
setzt sich dafür ein, dass es eine
zentrale Anmeldestelle für Kinder-
krippen- und Kindergartenplätze gibt,
d. h., dass der Bedarf für einen Kin-
derkrippen- und/oder Kindergarten-
platz nur an einer Stelle gemeldet
werden muss. Die Zuweisung von
Plätzen erfolgt vorrangig nach dem
Prinzip der Wohnortnähe, sofern die
Erziehungsberechtigten keine ande-
ren Wünsche äußern (z. B. Nähe zur
Arbeitsstelle). 

t Betreuungszeiten in Kindergärten,
Kinderkrippen und Schulhorten müs-
sen flexibel sein. Viele Beschäfti-
gungsverhältnisse haben nicht mehr
die klassischen Arbeitszeiten, das
Betreuungsangebot muss darauf aus-
gerichtet werden. Gerade finanziell
gering entlohnte Tätigkeiten gehen
mit problematischen Arbeitszeiten
einher. DIE LINKE. fordert die ver-
suchsweise Einrichtung eines Rund-
um-die-Uhr-Betreuungsangebotes. 

t Die ständige Verbesserung des Be-
treuungsstandards in Krippen, Kin-
dergärten, Horten und der Nachmit-
tagsbetreuung ist eine Notwendig-
keit. Betreuungseinrichtungen sind
keine »Parkplätze für Menschen«.
Wir wollen, dass die guten Noten, die
die städtischen Kinderkrippen durch
die Eltern erhalten, Ansporn für wei-
tere Verbesserungen sind. Ein quali-
tativ hochwertiges Betreuungsange-
bot setzt qualifiziertes und motivier-
tes Personal voraus. DIE LINKE. wird
sich im Münchner Stadtrat für attrak-
tive Arbeitsbedingungen in den Kin-
derkrippen, Kindergärten, Horten
und in der Nachmittagsbetreuung
einsetzen. Dazu gehört eine ange-
messene Entlohnung, ausreichende
Weiterbildungsmöglichkeiten und Ar-
beitszeiten, die einen Ausgleich für
die belastende Tätigkeit in den Ein-
richtungen ermöglichen. DIE LINKE.
fordert, dass sich die Landeshaupt-
stadt München als Mitglied im Ver-
band der kommunalen Arbeitgeber
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(VKA Bayern) dafür einsetzt, dass
insbesondere die tariflichen Einstu-
fungen für Tätigkeiten in Kinderkrip-
pen, Kindergärten und Horten ent-
scheidend angehoben werden. Dazu
sind unverzüglich Verhandlungen
mit den Gewerkschaften ver.di und
GEW aufzunehmen. 

t (Groß-)Betriebe müssen sich an der
Betreuung der Kinder ihrer Mitarbei-
terInnen beteiligen, durch finanziel-
le Zuschüsse, Einrichtung eines Be-
triebskindergartens o.ä.

t Damit niemand wegen seiner Kinder
an gesellschaftlicher Teilhabe gehin-
dert wird, fordert DIE LINKE. städti-
sche Zuschüsse für Kinderbetreu-
ungsangebote bei öffentlichen Ver-
anstaltungen.

t Die Versorgung mit gesunder Nah-
rung ist ein Menschenrecht und die
Voraussetzung für eine gesunde Ent-
wicklung. Sie darf nicht von der La-
ge der Eltern abhängen. Daher for-
dert DIE LINKE. für Kinder und Ju-
gendliche während ihres Aufent-
halts in Kinderbetreuungseinrich-
tungen, Schulen und Freizeiteinrich-
tungen kostenlose Verpflegung.

t Kinder und Jugendliche haben ein
Recht gesund aufzuwachsen. Ein
Schritt in diese Richtung ist die Re-
duzierung von Schadstoff-Emissio-
nen in der Nähe von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen.

t DIE LINKE. setzt sich für den Ausbau
und die Renovierung von wohnort-
nahen und kostenlosen Indoor- und

Outdoor-Spielplätzen ein. Spielplät-
ze sind Teil des öffentlichen Raumes
und müssen auch den dafür vorge-
sehenen Standards genügen. Wir
fordern die Schaffung verkehrsberu-
higter Zonen und Spielstraßen, da-
mit Kinder und Jugendliche ihre Frei-
zeit ungefährdet draußen verbringen
können.

Schulische Bildung

DIE LINKE. steht für eine Schule für
alle, längeres gemeinsames Lernen in ei-
nem wohnortnahen und öffentlichen Bil-
dungssystem. Ziel ist eine integrative
Schule für alle Kinder von der ersten bis
mindestens zur neunten Klasse. Sie soll
die soziale Auslese beenden und Kinder
und Jugendliche sowohl bei Lernschwä-
chen als auch in ihren Begabungen indi-
viduell fördern. Wir unterstützen Ganz-
tagsschulen und ein flächendeckendes
Angebot ganztägiger Bildung und Be-
treuung. Unter den gegenwärtigen Be-
dingungen lehnen wir jedoch einen ver-
pflichtenden Besuch ab. Er schränkt die
Handlungsfreiheit und Selbstbestimmung
junger Menschen ein und wird von ihnen
mehrheitlich nicht gewollt. Daher muss
die Schule grundlegend demokratisiert
werden und mehr Mitbestimmungs- und
Selbstentfaltungsmöglichkeiten für die
Schülerinnen und Schüler bieten, um
von diesen akzeptiert zu werden. Dane-
ben sind die Jugendfreizeitheime weiter
auszubauen.

Die Verkürzung der Schulzeit im
Gymnasium (G8) lehnen wir ebenso ab
wie die faktische Abschaffung der Lehr-
mittelfreiheit durch die Einführung des
Büchergeldes.

Das heutige Schulsystem ist poli-
tisch gewollt, als gegliedertes Schul-
system in Bayern das Werk einer konser-
vativen politischen Mehrheit. Behaup-
tungen, nach denen das Schulsystem
Verschiedenheiten der »Begabung« ab-
bildet, sind völlig unhaltbar.

Der Münchner Bildungsbericht bestä-
tigt die Grundaussage, dass in Deutsch-
land das Menschenrecht auf Bildung ver-
letzt wird, dass die Bildungspolitik vom
Ziel der Chancengleichheit und der Schaf-
fung gleicher Bildungsmöglichkeiten für
alle weit entfernt ist. Soziale Lage, Lern-
ergebnisse und Schulstruktur stehen in
einem engen Zusammenhang. Kinder und
Jugendliche, die in ärmeren Familien le-
ben, erreichen in der Regel nicht das Bil-
dungsniveau, das Kinder und Jugendliche
aus begüterten Familien erreichen.

Statt zu integrieren, selektieren die
Schulen zusätzlich. Gerade die städti-
schen Gymnasien sind dafür berüchtigt,
massive Auslese zu betreiben. Andere
weiterführende Schulen wie die städti-
schen Realschulen sind dem Andrang
nicht gewachsen und weisen Bewerbe-
rInnen ab, wodurch diese in Gefahr ge-
raten, ohne Bildungsabschluss zu blei-
ben. Davon sind HauptschülerInnen, die
ihre Bildungslaufbahn fortsetzen wollen,
ebenso betroffen wie GymnasiastInnen,
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die nach der neunten Klasse die Schule
wechseln müssen.

Der Übertritt von Schülerinnen und
Schülern auf Gymnasien ist in München
in den letzten fünf Jahren relativ konstant
geblieben, fällt in einzelnen Stadtbezir-
ken jedoch recht unterschiedlich aus
(zwischen 20 % und 80 %) und zeigt da-
mit den räumlichen Niederschlag der so-
zialen Spaltung in der Stadt.

Mit 63 % ist der Anteil von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund, die die
Hauptschule ohne Abschluss verlassen,
überdurchschnittlich hoch.

Zu große Klassen, LehrerInnenmangel,
ausfallende Stunden, all dies ist bittere
Realität auch an den Münchner Schulen,
egal welchen Typs. Dies zwingt zu Fron-
talunterricht, aus dem die Beteiligten nur
ausnahmsweise, unter großen persön-
lichen Anstrengungen der SchülerInnen
und der Lehrkräfte herauskommen. Eine
Gesprächskultur, die auf einen freien
Diskurs der Kinder und Jugendlichen un-
tereinander und mit den Lehrkräften hi-
naus will, kann sich in so großen Verbän-
den nicht entwickeln.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. sieht in der Gemein-

schaftsschule für alle Kinder die Al-
ternative zum bestehenden geglie-
derten Schulsystem. Dabei geht es
nicht nur um die Schulstruktur, son-
dern auch um den Inhalt dessen, was
gelehrt und gelernt wird. Eine Schu-
le für alle muss eine höhere Qualität
von Lehren und Lernen nach einheit-

lichen Lehrplänen garantieren und
alle Kinder gut auf die Berufswahl
vorbereiten, einschließlich des Stu-
diums. Das bedeutet aber auch, das
Umfeld außerhalb von Schule und
Unterricht in Augenschein zu neh-
men. Ganztagsschule ist nicht Schu-
le plus Tischtennisangebot. Auch Ju-
gendhilfeeinrichtungen haben einen
Bildungsauftrag und benötigen qua-
lifiziertes Personal.

t Klassengrößen von oft mehr als drei-
ßig Kindern und Jugendlichen führen
zum »frontalen Unterweisungsunter-
richt«. DIE LINKE. unterstützt die
Forderungen der GEW: »Keine Klas-
se über 25!« und wird sich im Kom-
munalparlament für die Umsetzung
dieser Forderung als Mindestanfor-
derung in den städtischen Schulen
einsetzen. 

t Längst zeigt der Alltag in den Schu-
len und Einrichtungen, dass neben
den Lehrkräften ErzieherInnen, So-
zialpädagogInnen, PsychologInnen
nötig sind. DIE LINKE. setzt sich für
eine ausreichende quantitative und
qualitative Personalausstattung ein.
Dabei sind die Expertinnen und Ex-
perten in eigener Sache, das Lehr-
und Betreuungspersonal und ihre In-
teressensvertretungen, die Schüle-
rinnen und Schüler und die Eltern
einzubeziehen.

t Der Zugang zu Bildung darf nicht von
Geld abhängig sein! DIE LINKE. be-
grüßt es daher, dass das Büchergeld
ab dem Schuljahr 2008/09 ganz ab-

geschafft werden soll und in Mün-
chen bereits jetzt nicht mehr erhoben
wird. DIE LINKE. fordert aber darüber
hinaus die konsequente Lehrmittel-
freiheit an öffentlichen Schulen.

t DIE LINKE. fordert den weiteren
Ausbau der Orientierungsstufe.

t Allen Jugendlichen, die einen mittle-
ren oder höheren Abschluss anstre-
ben, muss dies auch ermöglicht wer-
den. DIE LINKE. setzt sich für den
bedarfsgerechten Ausbau der wei-
terführenden Schulen der Stadt ein,
darunter Berufs- und Fachoberschu-
len, die ein integraler Bestandteil
des Bildungssystems sind.

t Es wird ein städtisches Förderpro-
gramm für weiterführende Schulen
eingerichtet, um arme Schülerinnen
und Schüler und solche mit Migra-
tionshintergrund angemessen zu för-
dern. Ziel dabei muss sein, dass die-
se Gruppen an weiterführenden Schu-
len so vertreten sind, wie es ihrem
Anteil an der Stadtbevölkerung ent-
spricht.

t DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass
zusätzlich ein Förderprogramm für
Hauptschülerinnen und -schüler mit
Migrationshintergrund eingerichtet
wird, das auf den Übergang zu weiter-
führenden Schulen ausgerichtet ist.

t DIE LINKE. fordert die sofortige Wie-
dereinführung des muttersprachli-
chen Ergänzungsunterrichts an allen
Schularten in Bayern. Mehrsprachig-
keit ist für SchülerInnen mit Migra-
tionshintergrund sowohl ein wichti-
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ger Beitrag zur Wahrung der eigenen
kulturellen Identität, als auch ein
Vorteil auf dem Arbeitsmarkt. Dass
der Freistaat Bayern diesen Unter-
richt gestrichen hat, um Geld zu spa-
ren, ist kurzsichtig und verantwor-
tungslos.

t Das Lehrpersonal an städtischen
Schulen wird gezielt in interkultu-
reller Kompetenz und LBST-relevan-
ten Themen (LBST = Lesben, Bisexu-
elle, Schwule, Transgender) weiter-
gebildet, um Ansätzen einer sozialen
und/oder kulturellen Auslese entge-
genzuwirken.

t DIE LINKE. will, dass bei der Verga-
be städtischer Mittel, bei Personal-
zuteilung und Baumaßnahmen Schu-
len in benachteiligten Stadtvierteln
gezielt vorgezogen werden.

t Die Stadt wirkt im Rahmen der ARGE
darauf hin, Jugendlichen den höchs-
ten möglichen Schulabschluss zu er-
möglichen. Erforderliche Mittel für
Unterstützungsmaßnahmen sind be-
reitzustellen.

t DIE LINKE. tritt für eine allgemeine,
kostenlose Hausaufgabenhilfe ein,
weil Hausaufgabenhilfe Lernhilfe ist
und somit auch über den schuli-
schen Erfolg mitentscheidet. Dem-
entsprechend sollte sie allen offen
stehen, unabhängig von der Einkom-
menslage der Eltern.

t Als Zieldefinition für den schulischen
Unterricht taugt die Erziehung zur
»Mündigkeit«, wie sie der Münchner
Stadtrat 2004beschlossen hat, nicht.

DIE LINKE. wird sich dafür einsetzen,
dass die unzulängliche Zieldefinition
des Münchner Stadtrates revidiert
wird und durch eine zeitgemäße,
emanzipatorische Definition ersetzt
wird: Erziehung, Schule und Bildung
können und sollen zur Entwicklung
kritischer Urteilskraft beitragen. Da-
bei geht es auch um die kritische Be-
urteilung gesellschaftlicher Traditio-
nen, Lehren und Institutionen. Ju-
gendliche sollen lernen und üben et-
was zu beurteilen, d. h. eine andere
Haltung einzunehmen, als durch Tra-
dition und Autorität vorgegeben wird,
und sie sollen auch lernen, ihre Mei-
nung mit anderen zu besprechen. 

t DIE LINKE. tritt gegen die Repression
von sog. »SchulschwänzerInnen« mit
Unterstützung der Polizei ein. Abwe-
senheit von der Schule ist kein Pro-
blem, das durch die Polizei gelöst
werden kann. JugendarbeiterInnen
bzw. -betreuerInnen sind die besse-
ren Adressen. 

t Die notwendig gewordene Ganz-
tagsbetreuung kann sich nicht in Un-
terricht erschöpfen. Der Prozess des
Lernens und Heranwachsens gelingt
nur, wenn in solchen Schulen auch
andere Formen der sozialen und kul-
turellen Interaktion möglich sind,
die nicht als »Unterricht unter Auf-
sicht« gestaltet sind, sondern die
Möglichkeit selbstbestimmter Be-
ziehungen lassen. Kinder und Ju-
gendliche brauchen »freie« Zeit. 

t DIE LINKE. fordert den Ausbau der

offenen Jugendarbeit und der au-
ßerschulischen Bildungsarbeit. Ein
Angebot für freiwilligen Ganztags-
schulbesuch ist sinnvoll, doch ein
verpflichtender Besuch kann zu ei-
ner weiteren Aushöhlung der offe-
nen Jugendarbeit und der außer-
schulischen Bildungsarbeit führen.
Die Erkenntnisse und Kritikpunkte
der in den 60er und 70er Jahren ge-
führten Bildungs-, Institutions- und
Pädagogik-Debatte sind bei weitem
nicht umgesetzt. In den letzten Jah-
ren ist eher das Gegenteil zu beob-
achten, ein pädagogischer Rollback
hat flächendeckend die Schule und
Universitäten ergriffen. 

t Pläne für die Einschränkung des An-
gebotes städtischer Tagesheime wei-
sen wir entschieden zurück.

t Musik, bildende, gestaltende und
darstellende Kunst und Sport müs-
sen integraler Bestandteil schuli-
scher Bildung sein. DIE LINKE. tritt
dafür ein, dass ihr Anteil am Unter-
richt weiter ausgebaut und nicht wie
in der Vergangenheit immer mehr
zurückgefahren wird. 

t DIE LINKE. fordert, dass nicht-öf-
fentliche, aber für die Öffentlichkeit
wichtige Einrichtungen im Bereich
Kunst, Kultur und Sport subventio-
niert werden, um auch hier einen so-
zialen Ausgleich zu schaffen. Ent-
sprechende kostenpflichtige Ein-
richtungen, wie z. B. Musikschulen
und Sportvereine, müssen in die La-
ge versetzt werden, einkommens-
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schwachen Bevölkerungsgruppen –
jenseits von wirtschaftlichem Den-
ken – Ermäßigungen zu gewähren.

t DIE LINKE. tritt nachdrücklich für
rechtlich und tatsächlich verbesser-
te Arbeitsmöglichkeiten der Eltern-
beiräte und Schülermitverwaltungen
ein. Bei der Neustrukturierung der
Bildungseinrichtungen wird ein ent-
scheidender Punkt sein, den »Rechts-
raum«, der durch »Schulpflicht« und
»Erziehungsberechtigung« geschaffen
wird, für freier gestaltete Beziehungen
zu öffnen. Die Kinder und Jugendli-
chen, ihre Eltern, auch die Lehrkräfte,
praktisch alle am Schulalltag Beteilig-
ten brauchen neben den politischen
auch direkte Einflussmöglichkeiten.

t Mitwirkung und Einflussnahme heißt
auch, verschiedene Aktionsformen
zuzulassen, so z. B. den sog. »Schul-
streik« bzw. »Schulboykott« mit da-
zugehörigen Demonstrationen und
Kundgebungen. DIE LINKE. kritisiert,
dass Grundrechte wie die Demons-
trations- und Redefreiheit von Kin-
dern und Jugendlichen, die mit sol-
chen Mitteln ihrer Meinung Geltung
verschaffen, unter Strafandrohung
beschnitten werden. 

t Eine Schule für alle braucht eine eige-
ne, gut ausgebaute Infrastruktur und
ganz gewiss »kleine« Klassenverbän-
de. Durchaus unklar ist dabei, wie
»groß« die einzelnen Einrichtungen
sein sollten. Der LINKEN kommt es
neben einer Ausstattung, die Unter-
richt und verschiedene soziale und

kulturelle Lebensäußerungen zulässt,
auch darauf an, dass die schulischen
Einrichtungen überschaubar bleiben.
Für die Kinder und Jugendlichen, die
sie durchlaufen, für die ältere Gene-
ration, die sie dabei unterstützend
begleitet und für die Lehrkräfte, die
Kollegien und die Schulleitung.

t Im Schulbetrieb sollen die verschie-
densten Kräfte zusammenwirken.
Hier sind Methoden zivilgesellschaft-
licher Selbstorganisation und Selbst-
verwaltung angebracht. Die Kommu-
ne soll ihren Einfluss auf die Bil-
dungseinrichtungen ausweiten. Sie
kann flexibel auf die neuen Anforde-
rungen im Rahmen der kommunalen
Selbstverwaltung reagieren. In einer
großen Stadt wie München werden
die Bezirksausschüsse zur Gestal-
tung der Schulen der Zukunft viel
beitragen können.

t Für die Wahrnehmung der Schulauf-
sicht zeichnet sich die Chance ab,
von der Methode der Eingriffsver-
waltung, die als Aufsicht funktio-
niert, überzugehen zu einer Bera-
tungsverwaltung, die auf Anfrage
von unten hilft. Erziehung, Schule
und Bildung ist in unseren Augen in
erster Linie kein hoheitliches Ge-
schehen. Diese Einrichtungen sind
öffentlich finanzierte Angebote der
leistenden Verwaltung. Dabei kommt
es auf die Kooperation zwischen den
verschiedenen Beteiligten an. Dem
könnten Erfahrungen und Methoden
der Selbstverwaltung Raum geben.

t DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass
die öffentlichen Schulen so ausge-
baut und ausgestattet werden, dass
sie mehr Raum für die Erprobung
und Umsetzung alternativer Konzep-
te ermöglichen.

t Als nächster Schritt zur Überwin-
dung des gegliederten Schulsystems
in Bayern müssen die Übergänge
zwischen den verschiedenen Schul-
typen erleichtert und vergleichbare
Unterrichtsinhalte entwickelt wer-
den. Die Forderung nach einer Schu-
le für alle bedeutet angesichts des
extrem gegliederten bayerischen
Schulsystems und des politisch auf
mittlere Sicht starken konservativen
Blocks zunächst, dass linke Politik
ihre Aufmerksamkeit auf alle Typen
von Einrichtungen der Erziehung,
Schule und Bildung richten muss,
um dafür zu sorgen, dass der Weg zu
einer demokratischen Schule für al-
le nicht verbaut wird.

Berufliche Bildung
und Hochschulstudium

Solide berufliche Qualifikation ist
nicht nur eine Grundlage, gute Arbeit zu
verrichten und gesellschaftlichen Wohl-
stand zu sichern, sie ist zugleich auch
wichtig für ein selbstbestimmtes Leben,
für demokratisches und kritisches En-
gagement in der Gesellschaft. Es ist alar-
mierend, dass sich die Misere auf dem
Ausbildungsmarkt in den letzten Jahren in
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der Bundesrepublik insgesamt nicht nur
quantitativ weiter verschärft: Viele Aus-
zubildende klagen über eine mangelnde
Qualität der Angebote. Die Unternehmen
müssen ihre Verantwortung für die Finan-
zierung und für die Bereitstellung von
Ausbildungsplätzen wahrnehmen. 

Neben der klassischen dualen Aus-
bildung haben sich weitere Ausbildungs-
formen etabliert. Wir halten Ausbildungs-
verbünde ebenso wie Angebote außer-
betrieblicher Einrichtungen in der gegen-
wärtigen Situation für unverzichtbar. Als
Ersatz für duale Ausbildungen sollen sie
nur solange vorgehalten werden, wie ein
entsprechender Bedarf besteht. 

Bei der Ausgestaltung eines europä-
ischen Berufsbildungsraumes müssen
vergleichbare Qualitätsstandards und
soziale Anforderungen im Vordergrund
der Diskussion stehen. Auch in der be-
ruflichen Bildung sollen integrative An-
gebote für Menschen mit Behinderun-
gen Vorrang haben. Ziel ist es, die so-
ziale Integration zu unterstützen und
den Zugang zum ersten Arbeitsmarkt zu
ermöglichen. 

Eine differenzierte und zielstrebige
Förderung von Lernbeeinträchtigten und
sozial benachteiligten Jugendlichen ge-
hört nach Auffassung der LINKEN zu den
öffentlichen bildungspolitischen Auf-
gaben. 

Wir setzten uns dafür ein, in allen
Schulformen polytechnische Bildungs-
angebote einzuführen. Wir treten ferner
dafür ein, dass Berufsorientierung, Be-
rufsberatung und Berufsvorbereitung

deutlich verbessert und aufgewertet
werden. 

Studiengebühren, zu geringe finan-
zielle Förderungen, hohe Lebenshal-
tungskosten an den Hochschulstandor-
ten, schlechte personelle und sachliche
Ausstattung der Hochschulen behin-
dern nicht nur eine qualifizierte Ausbil-
dung, sondern verstärken die soziale
Selektion. Die unteren sozialen Schich-
ten werden quasi aus den Hochschulen
ausgeschlossen. 

Das Ausbildungsstellenangebot in
München ist weiter gesunken. Die den-
noch ausgeglichene Ausbildungsplatzbi-
lanz kommt nur zustande, weil jene Ju-
gendlichen nicht berücksichtigt werden,
die zum Teil schon seit Jahren in der War-
teschleife sind oder die Ausbildungs-
stellensuche bereits ganz aufgegeben
haben. Immerhin fast 3000 Jugendliche
waren 2004/05 ohne Ausbildungsver-
trag in Warteschleifen und nahezu 7000
befanden sich auf Berufsfachschulen.

Aber auch qualitativ liegt einiges im
Argen, wie die Studie der DGB Jugend
München »Qualität der Ausbildung« zeigt:
Die Qualität der beruflichen Ausbildung
entspricht in vielen Fällen nicht den Vor-
stellungen des Gesetzgebers und weist
gravierende Mängel auf. 79 % der Auszu-
bildenden mussten gravierende und an-
dauernde Verstöße gegen geltende Ge-
setze hinnehmen und/oder wurden nicht
gut ausgebildet und/oder mussten mit
einem belastenden Betriebsklima zu-
rechtkommen. Nach den Ergebnissen

dieser Umfrage ist das Jugendarbeits-
schutzgesetz ein ausgehöhltes Gesetz –
Verstöße sind an der Tagesordnung. Da
wundert es nicht, dass sich jeder dritte
Auszubildende einen besseren Ausbil-
dungsplatz wünscht und 39 % bereits da-
rüber nachgedacht haben, die Ausbil-
dung wegen der schlechten Qualität ab-
zubrechen. Deutsche Auszubildende und
Auszubildende mit doppelter Staatsbür-
gerschaft haben in der Regel bessere
Ausbildungsbedingungen als Nicht-Deut-
sche.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass

die Stadt München und ihre Betrie-
be ihr Ausbildungsangebot quantita-
tiv und qualitativ weiter ausbauen.

t Die Stadt München und ihre Refera-
te müssen sich stärker darum bemü-
hen, dass große Betriebe ihre Aus-
bildungsquote erhöhen.

t DIE LINKE. wird sich im Stadtrat da-
für einsetzen, dass städtische Auf-
träge nur an solche Firmen vergeben
werden, die, sofern dazu aufgrund ih-
rer Größe in der Lage, Ausbildungs-
plätze anbieten.

t Betrieben, die gravierend gegen Ge-
setze verstoßen, kann und soll die
Ausbildereignung entzogen werden.
Für die betroffenen Auszubildenden
sollte ein Unterstützungsnetzwerk
zur Verfügung stehen, dass sie da-
rin ermuntert und unterstützt, gegen
den Betrieb zu klagen. DIE LINKE.
wird sich dafür einsetzen, dass die
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Stadt München in diesem Sinne die
Initiative ergreift.

t Derzeit werden Verstöße gegen Ge-
setze und Verordnungen in der Regel
nur dann verfolgt, wenn die Auszubil-
denden die Betriebe namentlich an-
zeigen, ein anonymer Hinweis reicht
nicht. Da sich die meisten Auszubil-
denden in einem Abhängigkeitsver-
hältnis zu ihren AusbilderInnen be-
finden, schrecken sie vor diesem
Schritt natürlich zurück. DIE LINKE.
setzt sich dafür ein, dass die Stadt
München den zuständigen BeamtIn-
nen anbietet, in den von ihr betriebe-
nen Berufsschulen Beschwerdekäs-
ten aufzuhängen.

t In München gibt es zahlreiche Bera-
tungsangebote für Auszubildende,
die auch in ihrer ganzen Breite ge-
nutzt werden – leider nur von einem
Viertel der Auszubildenden. Es wä-
re von daher sinnvoll, die Auszubil-
denden noch offensiver anzuspre-
chen und sie auf Angebote aufmerk-
sam zu machen. 

t DIE LINKE. lehnt die mit der Europäi-
sierung der Berufsausbildung ge-
plante Umgestaltung in Richtung un-
verknüpfter Einzelmodule und einer
eindimensionalen Ausrichtung von
Bildungsinhalten auf ihre kurzfristi-
ge Verwertbarkeit auf dem Arbeits-
markt ab. Sie wird sich dafür einset-
zen, dass weder die Stadt München
noch einer ihrer Betriebe an Modell-
projekten mit dieser Ausrichtung
teilnimmt. Wir werden ferner darauf

drängen, dass die Stadt ihren Ein-
fluss geltend macht, um eine solche
Entwicklung zu verhindern und in
diesem Sinne auch Einfluss auf die
heimische Wirtschaft nimmt.

t Wir setzen uns dafür ein, dass die
Ausstattung der städtischen Berufs-
schulen verbessert wird. Das beinhal-
tet auch die quantitative und qualita-
tive Personalausstattung. DIE LINKE.
drängt ferner darauf, dass sich die
Stadt in den zuständigen Vereinigun-
gen dafür einsetzt, dass die Entloh-
nungs- und Arbeitsbedingungen der
dort Beschäftigten entscheidend ver-
bessert werden.

t DIE LINKE. fordert eine kostengüns-
tige bzw. kostenlose Nutzung des
Nahverkehrs für alle unter 18-Jähri-
gen sowie für SchülerInnen, Studie-
rende und Auszubildende. Diesen
Personengruppen werden nie oder
selten die Nahverkehrskosten er-
stattet. Sie sind aber primär auf den
öffentlichen Verkehr angewiesen. Ei-
ne Einschränkung ihrer Mobilität
verschlechtert ihren Zugang zu Bil-
dung, Ausbildung, Kultur und Arbeit. 

t Das hohe Mietniveau in München ist
ein entscheidender Kostenfaktor ins-
besondere für Auszubildende und
Studierende. DIE LINKE. setzt sich
dafür ein, dass die Stadt München
zusätzlichen preiswerten Wohnraum
für diese Gruppen zur Verfügung
stellt. Wir fordern ein Sofortpro-
gramm für 500 Wohnungen. Dabei
sollen experimentelle Ansätze ver-

folgt werden, z. B. in Form von ge-
mischtem, generationenübergreifen-
dem Wohnen. DIE LINKE. fordert,
dass bei der Nutzungsbeendigung
von Gebäuden, auf die sie direkten
oder indirekten Zugriff hat, geprüft
wird, ob diese Gebäude mit vertret-
barem Aufwand auch vorübergehend
für Wohnen oder kulturelle Zwecke
Verwendung finden können.

t Studiengebühren sind unsozial! DIE
LINKE. setzt sich dafür ein, dass der
Stadtrat sich öffentlich für die Rück-
nahme der Studiengebühren aus-
spricht und entsprechende Aktio-
nen der Studentinnen und Studen-
ten und der Jugendlichen allgemein
unterstützt.

t Praktika sind kein Ersatz, sondern
höchstens eine Ergänzung berufli-
cher Bildung. Sie sind angemessen
zu entgelten. DIE LINKE. fordert,
dass die Stadt München und ihre Be-
triebe Praktika angemessen entloh-
nen. Dazu sind, wo es noch nicht ge-
schehen ist, Kontakte mit den zu-
ständigen Gewerkschaften aufzu-
nehmen und entsprechende Verein-
barungen zu schließen.

Weiterbildung

Weiterbildung ist integraler Bestand-
teil der Bildung und muss daher als
Rechtsanspruch angesehen werden. 

Die Bereitstellung eines breit gefä-
cherten und flächendeckenden Bildungs-
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angebotes in der Weiterbildung ist eine
öffentliche Aufgabe. Es ist ein Weiterbil-
dungsangebot zu ermöglichen, das es
unabhängig von ökonomischen Ressour-
cen jeder Bürgerin und jedem Bürger er-
möglicht, entsprechende Angebote in al-
len Weiterbildungsfeldern wahrnehmen
zu können: also der beruflichen, aber
auch der nicht-funktionalen Weiterbil-
dung wie Kunst und Kreativität, Gesund-
heit und Persönlichkeitsbildung, Spra-
chen, Naturwissenschaften, Technik,
Geschichte, Philosophie. 

Eine besondere Rolle spielt dabei die
politische Bildung. Land und Kommune
haben die Verpflichtung, die Bevölke-
rung über gesellschaftspolitische Frage-
stellungen detailliert zu informieren und
die Entwicklung eigener Handlungsmög-
lichkeiten zu fördern. Die Träger der Er-
wachsenenbildung bieten – unabhängig
von Parteieninteressen – Informations-
veranstaltungen, Diskussionsforen, Aus-
stellungen, Workshops zu aktuellen po-
litischen Fragestellungen an. Zusätzlich
vermitteln sie entsprechende Qualifika-
tionen, um selbst politisch aktiv zu wer-
den. 

DIE LINKE. tritt für eine Ausweitung
der Ausbildungsförderung auf den Wei-
terbildungsbereich ein und für ein Bun-
desweiterbildungsgesetz.

Die Finanzierung des erforderlich ge-
wordenen lebenslangen Lernens kann
nicht aus privaten Rücklagen erfolgen,
es muss dazu einen Rechtsanspruch ge-
ben. Die Möglichkeiten, berufliche Ar-
beit und Weiterbildung zu verbinden,

müssen verbessert werden. Dazu müs-
sen auch die Firmen beitragen. Weiter-
bildung darf deshalb auch niemals als
individuell zu erbringende Leistung de-
finiert werden.

Die Aufwendungen für Weiterbildung
sind rückläufig. Dieser Rückgang betrifft
zum einen die Ausgaben für betriebliche
Weiterbildung, bei denen die Bundesre-
publik Deutschland das Schlusslicht un-
ter den EU-Staaten bildet. Auf der ande-
ren Seite zieht sich der Staat zuneh-
mend aus der Finanzierung von Weiter-
bildung zurück. Dies gilt unter anderem
für die Kommunen, die wegen der leeren
Kassen ihre Zuschüsse, zum Beispiel für
die Volkshochschulen, immer weiter kür-
zen. Und insbesondere gilt dies auch für
die bislang von der Bundesagentur für
Arbeit finanzierte berufliche Weiterbil-
dung. Aufgrund sinkender Realeinkom-
men sind auch die privaten Aufwendun-
gen für Weiterbildung rückläufig.

Trotz Einsicht in die Notwendigkeit
von Weiterbildung gibt es einen großen
Kreis von Menschen, die nie oder nur
äußerst selten an Weiterbildungsmaß-
nahmen teilnehmen. Zu ihnen gehören
vor allem Menschen mit niedrigem Ein-
kommen, Migrantinnen und Migranten,
BildungsabbrecherInnen und Langzeit-
arbeitslose. 

Die Situation der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im Weiterbildungsbe-
reich ist z. T. desolat. Prekäre Beschäf-
tigungsverhältnisse sind hier an der Ta-
gesordnung. Dies erschwert diesen Be-

schäftigten die Möglichkeit einer gleich-
berechtigten Teilnahme am öffentlichen
und kulturellen Leben und die Möglich-
keit eigener Weiterbildung und gefähr-
det damit die Qualität der Weiterbildung
insgesamt.

Unsere Forderungen:
t Nur eine ausreichende Gesamtfinan-

zierung nicht-kommerzieller Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung
kann ein Weiterbildungsangebot ge-
währleisten, das in seiner Breite die
im Gesetz zur Förderung der Erwach-
senenbildung geforderten Bildungs-
angebote umfasst und diese auch
kontinuierlich den gesellschaftspoli-
tischen Anforderungen anpasst. Das
Angebot von Bildungseinrichtungen
darf sich nicht nur an einer tempo-
rären Nachfrage orientieren, son-
dern muss auch die Deckung lang-
fristiger Bildungsbedarfe zu unter-
schiedlichen Themen gewährleisten.
Es muss auch Angebote aufnehmen,
die nur für einen marginalisierten Be-
völkerungsanteil relevant sind. Dies
ist nur durch eine ausreichende insti-
tutionelle Finanzierung der Erwach-
senenbildung möglich. DIE LINKE.
fordert die Erhöhung der kommuna-
len Mittel für die öffentlichen Weiter-
bildungseinrichtungen, namentlich
für die Volkshochschulen und die
Ausweitung ihres Angebotes.

t Qualität in der Weiterbildung kann
nur gesichert werden, wenn auch die
Beschäftigten im Weiterbildungssek-
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tor adäquat entlohnt werden. Dum-
pinglöhne gilt es zu unterbinden.
Beschäftigten im Weiterbildungsbe-
reich sind tarifliche Entgelte zu be-
zahlen. Dies gilt auch für die Freibe-
ruflerinnen und Freiberufler. Öffent-
liche Zuschüsse müssen an ein Min-
desthonorar gekoppelt werden. 

t Dem neoliberalen Trend, hauptsäch-
lich auf die finanzielle Eigeninitiati-
ve der Einzelnen zu setzen, erklärt
DIE LINKE. eine klare Absage. Insbe-
sondere ältere ArbeitnehmerInnen
und benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen bilden sich unterproportio-
nal oft weiter. Dies wirkt sich auf ih-
re Chancen im Arbeitsmarkt aus,
verhindert aber auch eine Partizipa-
tion an demokratischen Entschei-
dungsprozessen. Die Träger der Er-
wachsenenbildung müssen in der La-
ge sein, jenseits von wirtschaftli-
chem Denken, einkommensschwa-
chen Bevölkerungsgruppen entspre-
chende Ermäßigungen zu gewähr-
leisten. Aus diesem Grund spricht
sich DIE LINKE. auch gegen einen »Fi-
nanzierungsmix« von Weiterbildungs-
krediten, Weiterbildungssparen oder
Bildungsgutscheinen aus.

Wohnen ist Menschenrecht

Eine menschenwürdige Wohnung ist
Voraussetzung für ein menschenwürdi-
ges Leben. Aber der Markt liefert Woh-
nungen nur für jene, die viel bezahlen
können; DIE LINKE. steht für eine öffent-
liche Wohnungspolitik, die jeder und je-
dem bezahlbaren und menschenwürdi-
gen Wohnraum verfügbar macht.

Menschenwürdig Wohnen bedeutet
auch, selbstbestimmt wohnen zu kön-
nen. DIE LINKE. will selbstbestimmte
Wohnformen, auch für SeniorInnen wie
für Behinderte. Genossenschaftliche
Wohnformen, die weitgehende Mitbe-
stimmung der BewohnerInnen ermögli-
chen, sind für uns besonders wichtig.
Auch junge Erwachsene unter 25, die
nach den Vorgaben des SGB II bei ihren
Eltern wohnen müssen, haben ein Recht,
ihren Wohnort selbst zu bestimmen.

In den vergangenen Jahrzehnten
wurden die Bundesmittel für den öffent-
lichen Wohnungsbau immer weiter he-
runtergefahren. Gleichzeitig wurden die
Spielräume für Spekulation erweitert; es
sind nicht mehr langfristig orientierte
Anleger, die Wohnanlagen erwerben,
sondern »Verwerter«, die Wohnanlagen
schnellstmöglich aufteilen und ganze
Wohnblöcke in Eigentumswohnungen
umwandeln. Die Zulassung von REITs
(Real Estate Investment Trusts), d. h. Immo-

bilien-Kapitalgesellschaften mit beson-
deren Steuervorteilen, wird diesen Pro-
zess verschärfen. DIE LINKE. fordert bun-
desweit eine Rückkehr zum sozialen Woh-
nungsbau, die Rücknahme der Zulassung
von REITs, Bekämpfung der Spekulation
und die Erhaltung von Mietwohnungen. 

Der kommunale Wohnungsbestand
gerät immer mehr unter Druck, sei es
durch Verkäufe, sei es durch Gewinnvor-
gaben für die Wohnungsgesellschaften,
sei es durch bundespolitische Bestrebun-
gen wie die Aberkennung der Gemein-
nützigkeit. DIE LINKE. steht auf jeder
Ebene für den Erhalt und die Erweiterung
des kommunalen Wohnungsbestands.
Wir lehnen Gewinnvorgaben für kommu-
nale Wohnungsunternehmen ebenso ab
wie Vorhaben, durch Verkäufe aus dem
Altbestand neue Sozialwohnungen zu fi-
nanzieren.

DIE LINKE. wendet sich gegen Um-
wandlung von Mietwohnungen in Eigen-
tumswohnungen. Wir setzten uns dafür
ein, die Umwandlung in Erhaltungs-
satzungsgebieten genehmigungspflich-
tig zu machen.

Ökologische Sanierung des
Wohnungsbestandes

Die Stadtplanung steht vor der gro-
ßen Herausforderung der ökologischen
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Sanierung des Wohnungsaltbestandes.
Gerade der noch vorhandene günstige
Wohnraum, der vor allem dem sozialen
Wohnungsbau der sechziger und sieb-
ziger Jahre entstammt, muss zügig er-
neuert werden. Geschieht dies nicht,
kann die künftige Entwicklung der Ener-
giekosten zu einer schweren Krise des
Wohnungsmarktes führen.

Die Herausforderung der ökologi-
schen Sanierung muss sozial bewältigt
werden. Ohne städtisches Eingreifen
werden Mieterinnen und Mieter auch
durch zu hohe Energiekosten verdrängt
werden und es geht dringend benötigter
günstiger Wohnraum endgültig verloren.

Münchner Mieten liegen 50 % über
dem Bundesdurchschnitt, an bezahlba-
ren Wohnungen herrscht Mangel. Viele
Münchnerinnen und Münchner müssen
den überwiegenden Teil ihres Einkom-
mens für die Miete aufwenden. Immer
weniger Bürgerinnen und Bürger können
Anspruch auf eine Sozialwohnung erhe-
ben, weil die Bemessungsgrenzen seit
zehn Jahren nicht erhöht wurden. Der
tatsächliche Bedarf an Sozialwohnungen
liegt in der Hochpreisstadt München al-
so wesentlich höher, als die Statistik aus-
weist. Doch selbst die vorhandenen An-
sprüche können nicht befriedigt werden.
Der Bestand an Sozialwohnungen ist
mittlerweile auf 51 000 geschrumpft und
Jahr für Jahr gehen mehr Belegungsrech-
te verloren, als neu erworben werden.

Immer weitere Stadtviertel wie das
Westend, Giesing oder Au/Haidhausen,

stehen unter Aufwertungsdruck und Mie-
terInnen mit geringem Einkommen wer-
den verdrängt. Die Kommunalpolitik ver-
fügt mit der Erhaltungssatzung über ein
Instrumentarium, den bestehenden Wohn-
raum zu sichern. Die Stadt hat in Erhal-
tungssatzungsgebieten ein Vorkaufsrecht.
Von diesem Vorkaufsrecht wird zu wenig
Gebrauch gemacht. Den stattfindenden
Verdrängungsprozessen wird nur unzu-
reichend entgegengetreten.

In vielen Teilen der Stadt werden
ganze Wohnanlagen von institutionellen
Anlegern wie Versicherungen und Ban-
ken verkauft, aber auch der Bund und
ehemals bundeseigene Betriebe wie
Post und Telekom verkaufen Wohnbe-
sitz. Zum Zuge kommen bisher überwie-
gend »Verwerter«. Die Folge sind massiv
steigende Mieten und die Umwandlung
in Eigentumswohnungen. Da nach wie
vor die Münchner Bevölkerung wächst,
aber nur jede fünfte neu gebaute Woh-
nung eine Mietwohnung ist, wird der
Druck auf den Münchner Wohnungs-
markt weiter steigen.

Die städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften verfügen über 30 000 Wohnun-
gen, die inzwischen keiner Sozialbindung
mehr unterliegen. Bisher gab es für die-
se Wohnungen Mietobergrenzen. Diese
wurden aufgehoben; für die meisten Mie-
ter kann die Miete jetzt bis zur ortsübli-
chen Vergleichsmiete erhöht werden.
Die dadurch erwirtschafteten Erträge
sollen an den städtischen Haushalt abge-
führt werden. Dies kann dazu führen,
dass zukünftig auch die städtischen Ge-

sellschaften bevorzugt an wohlhabende
Mieter vermieten.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. fordert die Nutzung der

Erhaltungssatzung. Augenblicklich
gibt es nur 15 Erhaltungssatzungs-
gebiete, in denen die Erhaltungssat-
zung für eine Dauer von fünf Jahren
gilt. Wir wollen eine zeitliche und
räumliche Ausweitung. Erhaltungs-
satzungen sind nicht nur in Altbau-
vierteln möglich, die unter Denkmal-
schutz stehen; sie sind auch ein Mit-
tel, um einkommensschwachen Mie-
terInnen günstigen Wohnraum zu er-
halten Wir setzen uns dafür ein, mit
diesen »Milieuschutzsatzungen« heu-
te noch günstige Wohngebiete vor
Umwandlungen zu bewahren. Gleich-
zeitig muss die Stadt von ihrem Vor-
kaufsrecht Gebrauch machen. 

t DIE LINKE. setzt sich dafür ein, gro-
ße Bestände von Mietwohnungen,
die zum Verkauf anstehen, in städti-
schen Besitz zu übernehmen. Dabei
kann der Erwerb durch eine städti-
sche Wohnungsbaugesellschaft auch
eine Zwischenstufe hin zu einer Ge-
nossenschaft sein, wenn die Miete-
rInnen dies wünschen. Große Anla-
gen wie z. B. am Perlacher Forst spe-
kulativen Interessen auszuliefern und
dem Mietwohnungsmarkt zu entzie-
hen, kann keine sinnvolle Wohnungs-
politik sein.

t DIE LINKE. will die sozialen Miet-
obergrenzen in den städtischen Woh-
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nungsbaugesellschaften wieder her-
stellen. Wohnungen in städtischem
Besitz sollen an sozial bedürftige
Haushalte vermietet werden.

t Erträge, die aus städtischen Woh-
nungsbeständen erwirtschaftet wer-
den, dürfen nicht in den allgemeinen
Haushalt eingestellt werden, sondern
müssen vorrangig für Mietwohnungs-
neubau, Bestandserhaltung und den
Erwerb neuer Belegungsrechte ver-
wendet werden.

t Ein wichtiges Mittel zum Erhalt von
Mietwohnungen ist die Zweckent-
fremdungsverordnung. DIE LINKE.
verlangt die Erstellung von praxis-
tauglichen Richtlinien für den Voll-
zug und die Einstellung des erforder-
lichen Personals, um die Durchfüh-
rung auch überwachen zu können.

t Der Bedarf an günstigen Mietwoh-
nungen kann nicht durch Neubauten
gedeckt werden. DIE LINKE. fordert,
den Sozialwohnungsanteil im Be-
stand auszuweiten. Ein Mittel dazu
könnte ein Programm zur energie-
technischen und ökologischen Sanie-
rung sein, wobei Modernisierungs-
zuschuss nur gegen Belegungsrecht
gewährt wird. Damit ließen sich älte-

re Wohnungsbestände erfassen, die
sich noch in institutionellem Besitz
befinden, ehe diese veräußert und
aufgeteilt werden.

t Wohnformen wie Mehrgenerationen-
häuser, Wohnen von Alt und Jung in
Baugemeinschaften, Wohngruppen
oder Genossenschaften sowie sinn-
volle Verbindungen von Wohnen und
Arbeiten gewinnen in den letzten
Jahren an Bedeutung. DIE LINKE. er-
wartet, dass diese Bestrebungen
von der Stadt intensiv gefördert wer-
den. Bestehende und neue Genos-
senschaften, die Wohnungsbestän-
de erwerben, müssen nach Kräften
unterstützt werden. Dabei ist es für
uns selbstverständlich, dass auch
einkommensschwache MieterInnen,
wie z. B. Haushalte, die von ALG II le-
ben müssen, daran teilhaben kön-
nen. Deshalb fordert DIE LINKE. für
diese Personengruppen die Finan-
zierung der Genossenschaftsantei-
le durch die Stadt.

t DIE LINKE. fordert, dass bei Neubau-
ten wesentlich stärker als bisher auf
ökologische Kriterien geachtet wird;
insbesondere muss der Energiever-
brauch reduziert werden.

t DIE LINKE. fordert die langfristige Si-
cherung und Aufwertung vorhande-
ner Wohnungsbestände. Dazu ge-
hört die Beseitigung städtebaulicher
Sünden der Vergangenheit (»Schlaf-
städte«) durch nachträgliche Aus-
stattung mit sozialer Infrastruktur.
Ebenso wollen wir aber eine flexible
Modernisierung, die nicht nur ener-
gietechnische Verbesserungen an-
strebt (die zur Werterhaltung erfor-
derlich sind), sondern auch z. B.
durch behindertengerechte Ausstat-
tung einer älteren Wohnbevölkerung
entgegenkommt.

t Familienformen und Lebensweisen
verändern sich. DIE LINKE. fordert die
Entwicklung angemessener Wohn-
formen; das können Häuser für Al-
leinerziehende mit entsprechenden
Spiel- und Betreuungsräumen für die
Kinder sein, Altenwohngemeinschaf-
ten für queere (vgl. Kap. 12 »Queere
Lebensweisen«) und migrantenspezi-
fische Genossenschaftsprojekte.

t DIE LINKE. fordert die Entwicklung
eines ökologischen Sanierungsplans,
der sich an den Maßnahmen orien-
tiert, die für die Altbausanierung ent-
wickelt wurden.
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DIE LINKE. steht auf Bundesebene
für eine Reform der Gemeindefinanzen,
mit der die Handlungsfähigkeit der Kom-
munen wiederhergestellt wird. Hierzu
zählt vor allem die Anwendung und Um-
setzung des Konnexitätsprinzips, d.h.
die kommunalen Belastungen, die auf-
grund der von Bund oder Land an die
Kommune aufgetragenen Aufgaben ent-
standen sind, werden vom Verursacher
(Bund oder Land) finanziell ausgegli-
chen. DIE LINKE. fordert ein Anhörungs-
recht für Kommunen bei sie betreffen-
den Gesetzen. Die Kommune ist zustän-
dig für die Daseinsvorsorge und somit
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Davon
profitieren die Bürgerinnen und Bürger,
sowie die Wirtschaft.

DIE LINKE. steht finanzpolitisch
t für eine neue Solidarität auf der Ba-

sis moderner öffentlicher Dienstleis-
tungen und solidarischer Sicherungs-
systeme;

t für den ökologischen Umbau der Ge-
sellschaft als Grundlage eines selbst-
bestimmten Lebens;

t für eine Gesellschaft, die jede und
jeden an den Bedingungen eines Le-
bens in Freiheit, sozialer Sicherheit
und Solidarität beteiligt;

t für die sozial gleiche Teilhabe der
Einzelnen an den Entscheidungen in
der Gesellschaft.

Die öffentlichen Haushalte – Bund,
Länder, Gemeinden und Sozialversiche-
rungen – benötigen zur Erfüllung ihrer
Aufgaben fast die Hälfte der Wirtschafts-
leistung. Die sogenannte Staatsquote
liegt in den Staaten der EU zwischen
40 % und 50 %. Die Aufgaben der öffent-
lichen Hand werden in der Demokratie
im Rahmen der Gesetze durch politi-
sche Mehrheitsbildung festgelegt, fi-
nanziert werden sie durch Steuern und
Abgaben der Bürgerinnen und Bürger.

Umfang und Qualität
öffentlicher Leistungen

Die Unternehmen der privaten Wirt-
schaft orientieren sich bei ihren Ent-
scheidungen am wirtschaftlichen Er-
folg. Im Vordergrund steht ein privates
Interesse, kein öffentliches. Über Mittel
des öffentlichen Haushalts und entspre-
chende Angebote können Bedürfnisse
gedeckt werden, die von allgemeinem
bzw. öffentlichem Interesse sind. Will
ein Staat – das heißt seine Bürgerinnen
und Bürger – bestimmte öffentliche Leis-
tungen wieder anbieten, erhalten oder
ausbauen, so muss er dies über eine ent-
sprechende Steuer- und Finanzpolitik
gewährleisten. 

Die private Wirtschaft – ob im Dienst-
leistungsbereich oder in der Industrie –

kann nicht ohne Vorleistungen der öf-
fentlichen Haushalte funktionieren. Da-
zu gehören rechtliche Grundlagen, Er-
ziehungs-, Bildungs- und Ausbildungs-
einrichtungen, technische Leistungen,
soziales Umfeld, Infrastruktur, Kommu-
nikationseinrichtungen usw. Und schließ-
lich muss die Planungsleistung der öf-
fentlichen Verwaltung erwähnt werden,
die für die Erschließung ganzer Regionen
zuständig ist und dafür sorgen soll, dass
Investoren einen »attraktiven« Arbeits-
markt vorfinden.

Die Qualität der öffentlichen Ein-
richtungen und Leistungen ist nicht nur
ein wichtiger Faktor für die Lebensqua-
lität, sondern auch für die Wirtschafts-
leistung eines Landes oder einer Kom-
mune. Wie hoch diese Qualität sein soll
und wer sie zu welchen Bedingungen in
Anspruch nehmen können soll, muss
politisch durch Mehrheiten entschie-
den werden. Die Form der Leistungser-
bringung – ob direkt durch die Verwal-
tung, Regie- oder Eigenbetrieb, in Ko-
operation mit anderen Kommunen etc.
– muss zunächst vom Einzelfall abhän-
gig gemacht werden.

Demokratische
Beteiligungsstrukturen

In vielen Kommunen wird das Kon-
zept des Bürgerhaushalts bereits ge-
lebt, wie z. B. in Berlin Lichtenberg und
Marzahn-Hellersdorf. Bürgerhaushalt be-
deutet, dass die BürgerInnen die Mög-
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lichkeit haben, in einem öffentlichen Dis-
kussionsprozess zu entscheiden, wo sie
Schwerpunkte in der Haushaltspolitik se-
hen. Es geht nicht darum, dass die Bevöl-
kerung zum »Zahlenexperten« wird son-
dern darum, in einem öffentlichen Dis-
kussionsprozess Prioritäten zu setzen,
Verteilungskonflikte zu problematisieren
und möglichst konsensuale Lösungen
der Probleme zu finden. In allen Debatten
muss der gesamte Haushalt offengelegt
werden. Transparenz des Verfahrens, Zu-
gänglichkeit und Verständlichkeit für al-
le BürgerInnen sind weitere wichtige Fak-
toren für den Erfolg eines Bürgerhaushal-
tes. Außerdem sollten BürgerInnen die
Möglichkeit haben, die Verfahren, mit de-
nen sie Einfluss auf die Haushaltsgestal-
tung nehmen, selbst zu gestalten. Öffent-
liche Rechenschaftslegung von Verwal-
tung und Politik sowie eine Veränderung
der Arbeitsweise der Verwaltung sind un-
bedingt erforderlich. So bedeutet Bürger-
haushalt in diesem Sinne für DIE LINKE.,
auf basisdemokratische Art und Weise
Haushaltspolitik zu machen.

DIE LINKE. verbindet mit Bürger-
haushalt folgende Ansprüche:
t Aktivierung von Bürgerinnen und

Bürgern, in demokratischen Verfah-
ren ihre Interessen zu artikulieren
und dabei zunehmend die Gesell-
schaft – das Gemeinwesen – insge-
samt als selbstverständlichen Fak-
tor im Blick zu haben;

t Zurückdrängung von Lobbyismus
und Korruption;

t eine höhere Bedarfsgerechtheit und
damit Effektivität des Einsatzes von
Haushaltsmitteln;

t die Beförderung von Solidarität zwi-
schen verschiedenen sozialen Grup-
pen und Regionen;

t eine Erhöhung der Standortqualität; 
t Ursachen der Begrenztheit finanziel-

ler Spielräume sichtbar und öffent-
lich machen.

Jede Kommune ist auf stetige und ver-
lässliche Einnahmen angewiesen, um ih-
re zahlreichen Aufgaben für die Bürgerin-
nen und Bürger erfüllen zu können. In den
Jahren 2001 bis 2003 sanken die Steuer-
einnahmen der Stadt München Jahr für
Jahr. Ursache war die im Jahr 2000 ver-
abschiedete Steuerreform, durch die vor
allem Unternehmen und Spitzenverdie-
nerInnen deutlich entlastet wurden.

Im Juli 2002 verkündete OB Ude
schließlich den Haushaltsnotstand und
das Programm zur Haushaltskonsolidie-
rung wurde verschärft, das zahlreiche
schmerzhafte Eingriffe für die BürgerIn-
nen und die Beschäftigten der Stadt ent-
hielt. Inzwischen sind die Gewinne der
Unternehmen so weit gestiegen, dass es
wieder Überschüsse im Haushalt gibt,
die zur Schuldentilgung verwendet wer-
den können. Diese erfreuliche Entwick-
lung ist nun in Gefahr. Statt aus den Feh-
lern der letzten Steuerreform zu lernen,
sollen sie wiederholt werden. Die große
Koalition hat eine Unternehmenssteuer-
reform beschlossen, die nach ihren eige-
nen Berechnungen im Jahre 2008 zu

Steuerausfällen von insgesamt 6,5 Mrd.
Euro führen wird. Ca. 850 Mio. davon
werden nach Angaben des Bundesfinanz-
ministers auf die Gemeinden entfallen.
Unabhängige ExpertInnen erwarten, dass
die tatsächlichen Steuerausfälle etwa
zwei- bis dreimal so hoch sein werden.
Auch bei der letzten Steuerreform waren
die Einnahmeausfälle wesentlich höher
als die vom damaligen Finanzminister
Eichel zuvor veröffentlichten Schätzun-
gen.

Die Stadtkämmerei München geht
davon aus, dass die Mindereinnahmen
der Stadt für den Zeitraum 2008 bis 2011
auf der Basis der optimistischen Annah-
men des Finanzministeriums bei rund
110 Mio. Euro liegen werden. Diese An-
nahmen werden jedoch als stark risiko-
behaftet eingestuft. Fazit der Stadtkäm-
merei: »Das könnte bei ungünstiger Ent-
wicklung bedeuten, dass allein für die
Landeshauptstadt München ein Steuer-
ausfallrisiko in der Höhe von rund 50 bis
80 Mio. Euro pro Jahr bestehen kann.«

2007 wurde im Bundestag die Einfüh-
rung von REITs beschlossen. Dies sind
Immobilienfonds in Form von Aktienge-
sellschaften, die zahlreiche steuerliche
Privilegien genießen. Zumindest mittel-
fristig werden dadurch die Gewerbe-
steuereinnahmen der Kommunen dauer-
haft verringert. Der Finanzminister er-
hofft sich im Gegenzug steigende Ein-
nahmen des Bundes und der Länder aus
der Kapitalertragssteuer. 

München hatte am 31.12.2006 einen
Schuldenberg von über fünf Milliarden

DIE LINKE. München – Programm zur Kommunalwahl 2008 | Kommunale Finanzen 27



Euro (inklusive Eigenbetriebe) ange-
häuft. Insofern ist es richtig, dass die
Stadtverwaltung versucht, das Kreditma-
nagement zu optimieren. Aktives kom-
munales Schuldenmanagement darf je-
doch nicht derivative Zinssicherungsin-
strumente einschließen. Derivate/Ter-
mingeschäfte sind wegen ihrer Hebelwir-
kung äußerst riskant. Große Unterneh-
men wie die deutsche Metallgesell-
schaft, die britische Baringsbank oder
der amerikanische Energiehändler Enron
haben sich mit derartigen Geschäften
ruiniert. Die mangelhafte Umsetzung der
Stadtratsbeschlüsse zum Kreditmanage-
ment vom 01.07.2003 haben gezeigt,
dass die Strukturen der öffentlichen Ver-
waltung nicht den hohen betriebswirt-
schaftlichen Erfordernissen entspre-
chen, die notwendig sind, um ein be-
herrschbares Sicherungsgeschäft zu or-
ganisieren. Die Stadtkämmerei kann die
Finanzierung der kommunalen Aufgaben
durch ein gut strukturiertes Kreditportfo-
lio absichern. Dieses basiert vor allem
auf festverzinslichen Schuldtiteln, in
dem alle Laufzeiten gleichberechtigt be-
rücksichtigt sind, schließt aber auch va-
riabel verzinste Anleihen mit einer Zins-
obergrenze ein. Es bedarf keiner Deriva-
te, um stets flexibel entsprechend der
aktuellen Haushalts- und Kapitalmarktla-
ge zu handeln und mit einer starken Po-
sition gegenüber potenziellen Geldge-
bern auftreten zu können.

Seit mehr als zwanzig Jahren nutzt
die Landeshauptstadt München Leasing-
modelle als eine Form von Public-Private-

Partnership zur Finanzierung ihres Haus-
halts. Leasingobjekte sind vor allem öf-
fentliche Grundstücke und Gebäude. Wir
lehnen solche Finanzierungsformen ab,
mit deren Hilfe vermögende »Investoren«
Körperschafts-, Umsatz-, Erbschafts- und
Schenkungssteuer zu Lasten der Länder
und Bundeshaushalte sparen. Die Ab-
wicklung dieser Deals schränkt die Ver-
fügungsmacht über kommunale Einrich-
tungen ein und ist mit einem großen Ver-
waltungsaufwand und erheblichen finan-
ziellen Risiken verbunden. Oftmals stellt
sich nach Vertragsabschluss heraus,
dass diese Steuervermeidungsstrategien
gegen geltende Gesetze verstoßen. So
hat die oberste US-amerikanische Steuer-
behörde Internal Revenue Service (IRS)
1999 die steuerliche Anerkennung von
Cross-Border-Leasing ausgeschlossen
(Revenue Ruling 99/14 vom 11.3.99).
Nach dem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 7.11.05 sind Erb-
schaftssteuermodelle mit dem Grundge-
setz unvereinbar.

Immer noch leistet die Stadt Mün-
chen Finanzhilfe für den Münchner Flug-
hafen, durch zinslose Darlehen und da-
durch, dass ihr Eigenkapitalanteil kaum
Rendite abwirft. Da die Stadt München
und ihre Eigenbetriebe zusammen etwa
5 Mrd. Euro Schulden haben, für die sie
selbst Zinsen zahlen müssen, handelt es
sich hier um sehr reale Belastungen des
Steuerzahlers. Gleichzeitig meldet die
FMG jedes Jahr stolz steigende Zahlen
beim Passagier- und Frachtaufkommen.
Dieser Aufschwung ist aber offensicht-

lich davon abhängig, dass die Start- und
Landegebühren am Flughafen München
durch öffentliche Subventionen künstlich
niedrig gehalten werden. Dabei ver-
schlechtern sich die Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen insbesondere der Be-
schäftigten im Bereich der Bodenver-
kehrsdienste. Das heißt, die Finanzhilfe
zahlt sich weder für die Stadt noch die
Beschäftigten aus, sondern erhöht vor al-
lem die Gewinne der Fluggesellschaften.

Die Luftfahrt belastet in hohem Ma-
ße die Umwelt durch Lärm und Abgase.
Sie ist eine wesentliche Ursache der Kli-
maveränderungen durch den Treibhaus-
effekt. Dass eine Stadt, die angeblich
kein Geld hat für ein Sozialticket beim
MVV, Flugreisen subventioniert, ist für
uns nicht hinnehmbar.

Im Gegensatz dazu hat der Münchner
Stadtrat im September 2006 ein Raum-
ordnungsverfahren für den Bau einer 3.
Start- und Landebahn am Flughafen
München beschlossen. Wirtschaftlich
betrachtet soll damit ein Unternehmen
erweitert werden, das heute auf staatli-
che Subventionen angewiesen ist. Be-
gründet wird dies mit der Erwartung
stark steigender Passagier- und Fracht-
aufkommen. Damit stellt sich die Frage,
warum diese Entwicklung nicht dazu ge-
nutzt wird, die Einnahmen des Flugha-
fens so zu erhöhen, dass wenigstens die
Zinsen erwirtschaftet werden, die die
Stadt München bei ihren Kreditgebern
bezahlen muss.

Für die Realisierung des Ausbaus
existiert bisher kein Finanzierungskon-
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zept. Es gibt lediglich eine Absichtserklä-
rung, dass der Ausbau von der FMG aus
eigener Kraft – ohne Zuschüsse oder
Darlehen der Gesellschafter – zu erfol-
gen hat. Selbst wenn dies eingehalten
wird, muss die FMG sich dann die not-
wendigen Gelder am allgemeinen Kapi-
talmarkt verschaffen. Dort gibt es Kredi-
te nur gegen marktübliche Zinsen. Es
steht dann zu befürchten, dass Zinszah-
lungen und erst recht Tilgungen für das
Darlehen der Landeshauptstadt Mün-
chen an die FMG noch weiter in die Zu-
kunft verschoben werden müssen und
dass die FMG wie in der Vergangenheit
versucht, die Mittel durch weitere Absen-
kung von Löhnen und die Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten aufzubringen.

DIE LINKE. im Münchner Stadtrat hat
die Einleitung des Raumordnungsverfah-
rens zur 3. Start- und Landebahn abge-
lehnt. Leider hat die Mehrheit im Stadtrat
anders entschieden. Ungeachtet unserer
grundsätzlichen Ablehnung der Flugha-
fenerweiterung tritt DIE LINKE. dafür ein,
dass parallel zum Raumordnungsverfah-
ren auch ein Finanzierungskonzept für
den geplanten Ausbau des Flughafens er-
stellt wird. Dieses Konzept muss von der
Voraussetzung ausgehen, dass keine wei-
teren öffentlichen Mittel in den Ausbau
fließen und zumindest die bisherige Pla-
nung zur Verzinsung und Tilgung des Dar-
lehens an die FMG eingehalten wird. Dann
wird sich zeigen, dass die Flughafenerwei-
terung nicht nur ökologisch, sondern auch
ökonomisch nicht zu vertreten ist.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. fordert eine Finanzierung

städtischer Leistungen durch alle.
Auch die private Wirtschaft hat sich
an der Bereitstellung öffentlicher
Leistungen finanziell zu beteiligen.

t Wir fordern die Bereitstellung von
und den Zugang zu Leistungen der
Daseinsvorsorge für alle und das in
guter Qualität: Bildung, Wohnen, Ge-
sundheit, Betreuung und Pflege, Mo-
bilität, Wasser- und Energielieferung,
Ver- und Entsorgung sowie Kultur
sind keine Waren sondern öffentli-
che, allgemeine Güter, die allen zu-
stehen müssen unabhängig vom Ein-
kommen

t DIE LINKE. fordert den Ausbau de-
mokratischer Kontroll- und Steue-
rungsmöglichkeiten auch mit Blick
auf städtische Einrichtungen. Dies
umfasst:

• ein erweitertes Prüfungsrecht der
Stadt bei städtischen Betrieben

• die Veröffentlichung der Daten von
städtischen Betrieben im Finanz-
daten- und Beteiligungsbericht

• die Rückkoppelung mit der Öffent-
lichkeit bei der Bedarfsermittlung
und Ausgestaltung

• die Abführung von Gewinnen städ-
tischer Betriebe im gesetzlich
möglichen Umfang an den Stadt-
haushalt, wie z. B. von der Stadt-
sparkasse und den Stadtwerken.

t DIE LINKE. setzt sich ein für die Aus-
weitung der Kompetenzen und der
Mittel für die Bezirksausschüsse.

t DIE LINKE. fordert die Einführung
des Bürgerhaushalts, weil mit die-
sem die gesellschaftliche Beteili-
gung am Kernbereich kommunalpo-
litischer Entscheidungsprozesse –
der Haushaltspolitik – möglich wird.
Dabei legen wir besonderen Wert
darauf, dass

• in allen Phasen der Haushaltsauf-
stellung, -durchführung und -kon-
trolle die aktive Teilnahme der Be-
völkerung an den Entscheidungs-
prozessen und der haushalts- so-
wie gestaltungspolitischen Priori-
tätensetzung gesichert ist

• eine umfassende und problem-
orientierte Information der Bevöl-
kerung über die zur Verfügung ste-
henden Mittel sowie die eigentlich
anstehenden Aufgaben erfolgt

• die kommunalpolitisch Verantwort-
lichen möglichst viele Haushalts-
titel zur öffentlichen Debatte stel-
len

• sich die Kommunalvertretungen
selbst verpflichten, dem Votum
der Bürgerinnen und Bürger zu
folgen

• alle Möglichkeiten für eine breite
Teilnahme der Bevölkerung ge-
schaffen werden, wobei in den
Großstädten auch die Stadtteil-
bzw. die Stadtbezirksebene be-
rücksichtigt werden muss

• sich die jeweils konkreten Ver-
laufsformen allmählich und auf
der Grundlage von Erfahrungen
herausbilden können und nicht
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bereits zu Beginn durch restriktive
Formalitäten ersticken.

t DIE LINKE. fordert die Stadt Mün-
chen auf, zur Finanzierung von Haus-
haltslücken kein städtisches Eigen-
tum zu verkaufen, das der öffent-
lichen Daseinsvorsorge dient.

t Wir erwarten die Ablehnung von
Dumpingangeboten im Rahmen der
städtischen Vergabepolitik.

t DIE LINKE. fordert den Erhalt der
Leistungsfähigkeit der Kommunen.

t Wir sind gegen weitere Steuerent-
lastungen für Großunternehmen und
SpitzenverdienerInnen, denn diese
Einnahmeverluste müssen dann von
der Masse der Bevölkerung aufgefan-
gen werden, etwa durch die Mehr-
wertsteuererhöhung oder durch Leis-
tungskürzungen im Bildungs- oder
Sozialbereich. 

t Wir fordern einen Ausgleich für die
Kommunen durch Erhöhung ihres
Anteils an der Einkommensteuer.

t DIE LINKE. fordert ein Beenden der
»Zockerei« mit öffentlichen Geldern
und Schluss mit Steuertricks.

t Dauerhafte Zuschüsse für den Flug-
verkehr aus öffentlichen Kassen ak-
zeptieren wir nicht. Der wirtschaft-
liche Aufschwung des Flughafens
muss vorrangig dazu genutzt wer-
den, gut bezahlte und human gestal-
tete Arbeitsplätze zur Verfügung zu
stellen und die Subventionen abzu-
bauen.

München leuchtet für alle!

Wir wollen ein soziales, ökologi-
sches und demokratisches München,
das nicht nur wirtschaftlich, sondern
auch kulturell aufblüht. Die Stadtent-
wicklung muss so gestaltet werden,
dass alle Münchnerinnen und Münch-
ner an ihr teilhaben, nicht nur die Rei-
chen und die Mittelschicht.

DIE LINKE. will eine demokratische
Stadtentwicklung und Stadtplanung.
Wir wollen stärkere Mitbestimmung
beim Planungsprozess für die Bürgerin-
nen und Bürger wie auch für die Be-
zirksausschüsse. Eine demokratische
Stadtplanung zeigt sich auch im Um-
gang mit dem Umland. Die Verteilung
von Lasten und Nutzen in der Region
muss durch Kooperation und Ausgleich
geregelt werden. Um die Demokratie in
den Stadtteilen zu stärken und eine de-
mokratische Stadtplanung zu ermögli-
chen, fordern wir »Demokratiezentren«
in allen Stadtteilen, sichtbare Orte, an
denen gemeinsam die Probleme des
Viertels, von der Straßenplanung bis
zum Kindergarten, besprochen werden
können. Diese Bürgerzentren wären
dann auch der Sitz der aufgewerteten
Bezirksausschüsse.

Die Münchner Zukunft planen

DIE LINKE. sieht die Zukunft Mün-
chens nicht nur als Verwaltungs- und
Dienstleistungsmetropole. Produktion
ist und bleibt ein wichtiger Faktor. Oh-
ne sie verarmt das gesellschaftliche Le-
ben. Damit auch weiterhin Flächen für
Produktionsstandorte ausgewiesen wer-
den können, müssen für die damit ein-
hergehenden Belastungen (durch Ver-
kehr, Lärm oder Emissionen) sozial ver-
trägliche Kompensationen entwickelt
werden.

Die begrenzten Flächenreserven in-
nerhalb des Stadtgebietes – bei gleich-
zeitigem Bevölkerungswachstum – er-
fordern einen nachhaltigen und planvol-
len Umgang mit den noch verfügbaren
Ressourcen und ggf. frei werdenden Flä-
chen. Dies beinhaltet eine maßvoll ver-
dichtete Bauweise mit gemischten Nut-
zungsstrukturen, nicht zuletzt auch als
Voraussetzung für den Verzicht auf mo-
torisierte Verkehrsmittel. Anzustreben
ist grundsätzlich eine »Stadt der kurzen
Wege« (z. B. zur Schule, zum Arbeits-
platz oder zu den Einrichtungen des Ein-
zelhandels und der Freizeit, aber auch
zu den Haltestellen des Schienenver-
kehrs). In Einzelfällen können Hoch-
hausprojekte durchaus sinnvoll sein, so-
fern sie städtebaulich akzeptabel und,
wie durch Bürgerentscheid im Jahr 2004
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festgelegt, nicht höher als 100 m sind.
Dies gilt insbesondere für Neubauge-
biete im Einzugsbereich von U- oder S-
Bahn-Haltestellen. Als geeignete Stand-
orte kommen »Stadttor-Situationen« an
den Stadteinfahrten, Kreuzungsberei-
che und Schnittpunkte wichtiger Ver-
kehrsachsen zum Beispiel mit dem Mitt-
leren Ring in Frage, aber auch bereits
vorhandene Hochhausstandorte. In städ-
tebaulichen Entwicklungsgebieten kön-
nen Hochhäuser Akzente setzen sowie
Orientierungspunkte im Stadtgefüge bil-
den. Hochhäuser müssen in München
jedoch ein besonderer Bautyp bleiben
und dürfen nicht zum Regelfall werden.

Hochhausprojekte müssen sich an
den Richtlinien orientieren, die in den
beiden Hochhausstudien (Schreiber
1977 und Stracke/Schreiber 1995) ent-
wickelt und vom Stadtrat beschlossen
wurden. Danach soll die Altstadt, die al-
ten Dorfkerne sowie gewachsene Stadt-
teile und schützenswerte Freiräume in
ihrem Charakter erhalten und deshalb
frei von Hochhäusern bleiben. Außer-
dem darf die Sicht auf Wahrzeichen der
Stadt aus den Hauptsichtlinien nicht be-
einträchtigt werden. Über die Höhe ei-
nes Hochhauses ist im Einzelfall zu ent-
scheiden. Beurteilungs- und Entschei-
dungskriterien sind u. a. die Lage des
Standortes, die unmittelbare Umgebung,
die Sichtbeziehungen und die Nah- und
Fernwirkung. Prüfinstanzen sind – ne-
ben den Leitlinien der Hochhausstudie
(1995) – der städtebauliche Wettbe-
werb, die Kommission für Stadtgestal-

tung sowie das Bebauungsplan-Verfah-
ren, in dessen Verlauf die BürgerInnen
und die Bezirksausschüssen mehrfach
angehört und zur Stellungnahme aufge-
fordert werden. Die endgültige Entschei-
dung trifft der Stadtrat als das von den
BürgerInnen legitimierte Entscheidungs-
organ. 

Die Planung und Realisierung von
Hochhäusern unterliegt in München –
wie alle Bauvorhaben, die aufgrund neu-
en Baurechtes entstehen – den Grund-
sätzen der Sozialgerechten Bodennut-
zung. Danach müssen sich Grundeigen-
tümer an den Folgekosten der Planung
(z. B. für Straßenbaumaßnahmen, Grün-
ausstattung und Infrastruktureinrichtun-
gen) beteiligen. Die sog. »Münchner Mi-
schung« regelt nicht nur das angestreb-
te Verhältnis zwischen Wohnbauflächen,
Freiflächen/Grünanlagen und Gewerbe
in Neubaugebieten (jeweils 1/3), sondern
auch die gewünschte Struktur der ge-
werblichen Nutzung (Handwerk, Dienst-
leistung/Büros, Einzelhandel) und den
jeweiligen Mindestanteil geförderter
(Miet-) Wohnungen, z. B. für kinderrei-
che und/oder sozial schwächere Bevöl-
kerungsgruppen (30 %). Auf ausgewähl-
ten städtischen Wohnbauflächen sollen
zusätzlich 20 % der Wohnflächen für
»mittlere Einkommensbezieher« bereit-
gestellt werden. Die »Münchner Mi-
schung« bestimmt damit letztlich das
Verhältnis von Arm und Reich innerhalb
des Neubauquartiers und ist ein wichti-
ges Steuerungsinstrument für die Stadt-
gestaltung. »Gated Communities«, d. h.

abgeschlossene, bewachte Wohnsied-
lungen für Reiche lehnen wir ab.

Stärkung der Stadtviertel –
für lebendige Quartiere

Im Nahbereich der Menschen ist es
am einfachsten, selbstbestimmt an po-
litischen und sozialen Prozessen teilzu-
haben. Voraussetzung dafür ist, dass vor
Ort auch »alles vorkommt«. Durch eine
gezielte Stärkung der Stadtviertel soll ei-
ne weitere Zentralisierung innerhalb der
Stadt verhindert werden. Dies gilt nicht
nur für den Bedarf an Waren und Dienst-
leistungen, sondern auch für kulturelle,
soziale und Freizeit-Einrichtungen. Dies
würde auch dem Ausschluss der Bevöl-
kerungskreise entgegen wirken, die we-
gen mangelnder Mobilität nicht dauernd
quer durch die Stadt fahren können. Da-
zu gehören nicht nur Familien mit Kin-
dern, sondern auch ältere Menschen
und alle MünchnerInnen, deren Einkom-
men zu niedrig ist.

Die Schließung von Stadtteilbiblio-
theken ist deshalb rückgängig zu ma-
chen und das Netz stattdessen bedarfs-
gerecht auszubauen. Städtischen Ein-
richtungen, insbesondere Sozialbürger-
häuser und Bürgerbüros, Alten- und Ser-
vicezentren, Pflegeheime, Kulturzentren
sollten flächendeckend geplant werden,
so dass lebendige Stadtviertelzentren
entstehen. Darüber hinaus fordern wir
mehr Flächen und Räume für nicht-kom-
merzielle und kulturelle Aktivitäten.
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Für ein soziales Miteinander –
Rückeroberung
des öffentlichen Raums

Dabei soll der Charakter der einzel-
nen Stadtviertel erhalten und ggf. wie-
derhergestellt werden. In den Wohnge-
bieten ist eine lebendige, soziale Mi-
schung anzustreben. Wir wollen weder
eine Häufung sozialer Problemlagen,
noch die Entwicklung einzelner Wohn-
blöcke oder Straßenzügen zu »Reichen-
ghettos« und fordern eine Aufwertung
der Randquartiere, die nach wie vor un-
ter den Planungsfehlern vergangener
Jahrzehnte leiden (wie z. B. das »Hasen-
bergl« oder die Großsiedlung Neuper-
lach). 

Der öffentliche Raum muss für alle
Münchnerinnen und Münchner zugäng-
lich sein, auch für die, die sich nicht in
das Stadtbild einfügen. Öffentliche Flä-
chen vor Einkaufszentren, in Fußgänger-
zonen und Altstadtplätze müssen wei-
terhin oder wieder der Öffentlichkeit zur
Verfügung stehen – nicht zuletzt auch
für politische Veranstaltungen. Auch
Spielplätze, Begegnungsplätze für Ju-
gendliche und Freizeiteinrichtungen für
Ältere gehören zum erforderlichen öf-
fentlichen Raum; DIE LINKE. wendet
sich gegen alle Versuche, Gruppen der
Bevölkerung in konsumpflichtige Berei-
che abzudrängen.

Die Hälfte der Münchner Bevölkerung
gehört keiner oder einer nicht-christ-
lichen Religionsgemeinschaft an. DIE
LINKE. tritt dafür ein, dass alle Religio-

nen gleichberechtigt in der Gesellschaft
wirken können. Dazu gehört unabding-
bar auch das Recht, sich zu keiner Reli-
gion zu bekennen. Jeder und jede muss
auch das Recht und die Möglichkeit ha-
ben, sich von einer Religion abzuwen-
den. Eine »Rangfolge der Religionen«
lehnen wir ab. Für staatliches und städ-
tisches Handeln setzen wir uns das Ziel
der Gleichbehandlung aller Religionen
und Weltanschauungsgemeinschaften.
Im Übrigen treten wir für eine konse-
quente Trennung von Staat und Religi-
on ein. 

In München gibt es eine Vielzahl be-
eindruckender religiöser Bauten; katholi-
sche, evangelische und orthodoxe Kir-
chen. Dazu kam zuletzt die Synagoge am
St.-Jakobs-Platz. Der Wunsch Münchner
Muslime, gleichfalls mit ihrer Religion
im Stadtbild präsent zu sein, kann des-
halb nicht abgelehnt werden. DIE LIN-
KE. tritt dafür ein, dass die Moschee am
Gotzinger Platz so rasch wie möglich ge-
baut wird. 

Darüber hinaus geht es darum, die
Vielfalt der Lebensweisen und Bekennt-
nisse auch in der Stadtentwicklung stär-
ker zu berücksichtigen. Neubauviertel
werden mit Kirchen, aber ohne kultu-
relle, soziale und religiöse Räume für
Andersgläubige oder Religionslose ge-
plant. Die kulturelle und religiöse Mi-
schung der Stadtbevölkerung muss sich
in der Stadtplanung widerspiegeln.

Erhalt des Grünwalder
Stadions

Sport- und andere Veranstaltungen
zählen für uns zum städtischen Leben,
und auch dafür müssen kommunale
Räume erhalten bleiben. Das Stadion an
der Grünwalder Straße ist das meistge-
nutzte in Bayern; es ist bestens an den
öffentlichen Nahverkehr angebunden
und bietet einen unersetzlichen Veran-
staltungsort für zwanzig- bis dreißigtau-
send Besucher. DIE LINKE. fordert nicht
nur die Erhaltung des traditionsreichen
Stadions, sondern die Entwicklung ei-
nes Nutzungskonzepts, das sich neben
der bisherigen Nutzung für den Ama-
teur- und Jugendfußball hin zum Breiten-
sport und zu sozialer sowie kultureller
Nutzung erweitert.

Zusammenarbeit
mit der Region

Eine Zukunft hat München nur, wenn
die Stadt die Zusammenarbeit mit der
Region sucht und pflegt. Dies gilt nicht
nur für Verkehrsprobleme, sondern auch
für die Ansiedlungspolitik von Firmen
und die Ausweisung von Wohngebieten.
Auch auf dem Gebiet von Natur- und
Umweltschutz ist eine verstärkte Koope-
ration mit der Region erforderlich. Hier
einen fairen Ausgleich zwischen Lasten
und Nutzen zu finden ist nicht einfach
und bedarf erhöhter Anstrengungen der
Stadt, die in den Diskursen als »großer«
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unter »vielen Kleinen« auftritt. So ent-
steht nicht automatisch eine demokra-
tische Entscheidungskultur, sondern es
lockt der kurzfristige Vorteil auf Kosten
des Nachbarn.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. setzt sich für eine Ent-

wicklung der Stadtteile im Sinne ei-
ner »Stadt in der Stadt« ein, als
Grundvoraussetzung für eine selbst-
bestimmte Teilhabe am politischen,
sozialen und kulturellen Leben. Da-
her fordern wir u. a.: 

• dass flächendeckend städtische
Einrichtungen wie z. B. Sozialbür-
gerhäuser, Bürgerzentren, Kultur-
zentren, Alten- und Servicezentren
oder Pflegeheime geplant werden;

• dass Flächen und Räume für nicht-
kommerzielle und kulturelle Akti-
vitäten geschaffen werden;

• dass Stadtteilbibliotheken wieder-
eröffnet bzw. eröffnet werden.

t Eine »Ghettoisierung« einzelner Stadt-
teile lehnen wir ab. DIE LINKE. setzt

sich für eine lebendige und soziale
Mischung in allen Vierteln, d. h. auch
in den Randquartieren, ein.

t Für DIE LINKE. ist der Zugang aller
zu öffentlichen Räumen ein demo-
kratisches Grundrecht und deren Er-
halt eine demokratische Pflicht. Da-
zu zählen für uns neben Spielplät-
zen, Begegnungsplätze für Jugendli-
che und Freizeiteinrichtungen für Äl-
tere auch z. B. öffentliche Flächen
vor Einkaufszentren, in Fußgänger-
zonen oder Altstadtplätze, von de-
nen einzelne Bevölkerungsgruppen
nicht abgedrängt werden dürfen.

t Im Sinne der Gleichbehandlung aller
Religionen und Weltanschauungs-
gemeinschaften fordert DIE LINKE.,
dass deren Bedürfnisse bei der
Stadtplanung entsprechend berück-
sichtigt werden und sich darin auch
die religiöse und kulturelle Mischung
der Stadtbevölkerung widerspiegelt.
DIE LINKE. unterstützt den Wunsch
Münchner Muslime, gleichfalls mit
ihrer Religion im Stadtbild präsent

zu sein. Wer von den Muslimen Inte-
grationsanstrengungen einfordert,
darf ihnen für die Ausübung ihrer Re-
ligion ein würdiges und bedarfs-
gerechtes Gotteshaus nicht verwei-
gern. Daher sind wir dafür, dass die
Moschee am Gotzinger Platz so
rasch wie möglich gebaut wird.

t DIE LINKE. tritt für den Erhalt des
Grünwalder Stadions und die Ent-
wicklung eines Nutzungskonzepts
ein, das neben dem Sport auch kul-
turelle und soziale Veranstaltungen
einbezieht.

t DIE LINKE. setzt sich zum Ziel, die
Zusammenarbeit und den Ausgleich
zwischen der Stadt München und
den umliegenden Regionen zu stär-
ken und auszuweiten, u.a. in den Be-
reichen »Arbeit und Wirtschaft«,
»Wohnen« und »Ökologie und Um-
welt«.
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Wer von einer politischen Entschei-
dung betroffen ist, muss an ihr mitwir-
ken können. Das ist eines der Grund-
prinzipien der Demokratie. DIE LINKE.
sieht dieses Prinzip in Deutschland ver-
letzt. Millionen Bürgerinnen und Bürger
sind vom politischen Leben ausge-
schlossen, weil sie keine deutsche oder
EU-Staatsangehörigkeit besitzen. Eine
demokratische und pluralistische Ge-
sellschaft kann dies auf Dauer nicht dul-
den, das ist unsere Überzeugung. Wir
sehen die Notwendigkeit, jedem Men-
schen dort politische Rechte zu gewäh-
ren, wo sein Lebensmittelpunkt ist.
Auch das Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit und Schutz vor Diskrimi-
nierung stehen jedem zu, der hier lebt.
Diese Prinzipien liegen der Haltung der
LINKEN zu Fragen von Migration und In-
tegration zugrunde.

In den vergangenen Jahren wurde in
Deutschland im Umgang mit Zuwande-
rern und Menschen mit Migrationshin-
tergrund wieder der Rückwärtsgang ein-
gelegt. Die Anforderungen für Aufent-
haltstitel wurden verschärft. Die Einbür-
gerung ist ein jahrelanges Verfahren mit
ungewissem Ausgang. Während andere
europäische Länder längst zumindest
ein kommunales Wahlrecht für alle Ein-
wohnerInnen eingeführt haben, wird
hierzulande schon die Selbstorganisati-
on Nichtwahlberechtigter in politischen

und kulturellen Vereinen mit Misstrauen
betrachtet und Beschränkungen unter-
worfen.

Zu den rechtlichen Benachteiligun-
gen, die sich auf dem Arbeitsmarkt eben-
so auswirken wie im Familienleben, tritt
noch Diskriminierung. Vor kurzem ergab
eine Studie der OECD, dass in Deutsch-
land selbst MigrantInnen mit besten in-
ländischen Universitätsabschlüssen deut-
lich schlechtere Beschäftigungschancen
haben als Deutsche. Für Jugendliche, die
vom deutschen Bildungssystem in die
Hauptschule geschoben wurden, gilt dies
noch viel mehr.

DIE LINKE. setzt sich auf allen poli-
tischen Ebenen dafür ein, rechtliche und
soziale Diskriminierungen zu beseitigen.
Alle Menschen, die auf Dauer hier leben,
müssen ein gesichertes Bleiberecht und
gleiche Rechte bekommen. DIE LINKE.
fordert ein kommunales Wahlrecht un-
abhängig von der Staatsangehörigkeit
und strebt langfristig ein volles Wahl-
recht auf allen Ebenen an. DIE LINKE.
steht für ein »jus solis«, das allen hier
Geborenen die Staatsbürgerschaft ver-
leiht, einen menschenwürdigen Um-
gang mit Flüchtlingen und die konse-
quente Bekämpfung jeder Form von
Rassismus und Intoleranz.

Flüchtlinge und
»Illegalisierte«

Es gibt immer weniger Asylbewerbe-
rInnen und Flüchtlinge in Deutschland,
trotzdem bleibt die Politik in Deutsch-
land bei ihrem strikten Abschottungs-
kurs. Das mittlerweile extrem aufge-
weichte Grundrecht auf Asyl findet in
der Praxis kaum noch Anwendung.

In München sind Flüchtlinge und ih-
re Probleme meist unsichtbar, auch weil
die Stadt für Menschen ohne Aufent-
haltsstatus nicht zuständig ist. DIE LIN-
KE. fordert weiterhin die Abschaffung
der vom Freistaat unterhaltenen Lager
und stattdessen eine dezentrale Unter-
bringung in Wohnungen. Die Essenspa-
kete verstoßen gegen die Menschenwür-
de, sie müssen abgeschafft werden. Un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge ge-
hören in die alleinige Verantwortung des
städtischen Jugendamtes, Kinder gehö-
ren in Kindergarten, Schule und Ausbil-
dung. Das Arbeitsverbot für Flüchtlinge
und AsylbewerberInnen muss fallen.

Mehr als ein Drittel der Münchnerin-
nen und Münchner hat einen Migrations-
hintergrund, d. h. zumindest ein Elternteil
ist zugewandert. Bei Kindern und Jugend-
lichen liegt diese Zahl weit höher. Dabei
sind nach wie vor die meisten rechtlich
AusländerInnen; zu 24 % AusländerInnen
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kommen nur 10 % Deutsche mit Migra-
tionshintergrund. Bundesweit ist das Zah-
lenverhältnis umgekehrt. Grund dafür ist
die in Bayern besonders restriktive Einbür-
gerungspraxis. In der Folge sind in Mün-
chen besonders viele Bürgerinnen und
Bürger von den Regelungen des restrikti-
ven Ausländerrechts betroffen und be-
sonders viele haben kein kommunales
Wahlrecht.

In etwa einem Drittel aller in München
geschlossenen Ehen haben die Partner
Pässe aus verschiedenen Ländern. Die
erschwerten Bedingungen, unter denen
solche Ehen geschlossen und geführt
werden, sind also nicht mehr die Ausnah-
me, sondern eher der Normalfall.

Auch in Münchner Kindergärten und
Schulen ist die Begegnung vieler Spra-
chen und Kulturen die Regel. Das gilt aber
nur für die Kinder und Jugendlichen selbst;
weder in der Zusammensetzung des Be-
treuungspersonals und des Lehrkörpers
noch in den Bildungsinhalten findet sich
diese Vielfalt wieder. So wird leicht zur Be-
drohung, was Bereicherung sein müsste.

Im deutschen Bildungssystem ent-
scheiden Einkommen und Bildung der El-
tern über die Chancen der Kinder. In Bay-
ern gilt das noch verstärkt. Der Münch-
ner Bildungsbericht belegt, dass auch in
unserer Stadt Kinder mit Migrationshin-
tergrund besonders darunter leiden. Ihr
Anteil an höheren Bildungsabschlüssen
entspricht bei weitem nicht ihrem Anteil
an der Bevölkerung. Der Zugang zu be-
ruflicher Bildung ist noch zusätzlich er-
schwert. Leider gilt dies auch für Ausbil-

dungsplätze bei der Stadt München –
von unlängst eingestellten 312 Auszubil-
denden haben ganze 12 nicht die deut-
sche Staatsangehörigkeit. Kein Wunder,
dass viele Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund keine Berufsausbildung errei-
chen und arbeitslos sind.

Migrantinnen und Migranten finden
meist nur schlecht bezahlte, oft gesund-
heitlich belastende Arbeit. Weil dies auch
in vergangenen Jahrzehnten so war, sind
sie im Alter oft arm und gesundheitlich
eingeschränkt. Auf die Probleme altern-
der MigrantInnen ist die Stadt aber nicht
wirklich vorbereitet. Große Teile der In-
frastruktur für ältere MitbürgerInnen, ob
Altenzentren oder Pflegeeinrichtungen,
befinden sich in kirchlicher Trägerschaft;
muttersprachliche medizinische Betreu-
ung ist meist nicht möglich, mehrsprachi-
ges Personal, selbst mehrsprachige In-
formationsmöglichkeit ist oft nicht vor-
handen. Aus einem Alter in Würde wird
so ein Alter in Vernachlässigung.

In München leben zehntausende
Flüchtlinge mit ungesichertem oder gänz-
lich ohne Aufenthaltsrecht. Erstere wer-
den durch jahrelange Kettenduldungen
diskriminiert, d. h. durch wiederholte Auf-
enthaltsverlängerungen von einer Woche
bis drei Monaten; letztere werden von An-
fang an »illegalisiert«. Von ihrer Anwesen-
heit profitieren viele. Sie selbst haben
große Probleme: Sie haben keinen lega-
len Zugang zu Gesundheitsversorgung,
Kinderbetreuung und Schulen, sowie zum
Wohnungsmarkt. Es gibt in München ers-
te Ansätze zur medizinischen Betreuung.

Krankenhausaufenthalte sind aber nach
wie vor fast unmöglich. Es gibt kaum We-
ge, den Aufenthalt zu legalisieren, auch
nicht für hier geborene Kinder. Dabei sind
viele »Illegalisierte« hervorragend ausge-
bildet; darunter sind Universitätsprofes-
soren, die Büros putzen. Aber viele aus-
ländische Abschlüsse und Berufsausbil-
dungen werden hier nicht anerkannt.

Unsere Forderungen:
t Ausländische Staatsbürger haben

auch in München zu wenig politi-
sche Rechte. Die Einbürgerung ist
augenblicklich der einzige Weg, da-
ran etwas zu ändern. Dass in Mün-
chen weniger Eingebürgerte leben
als in anderen deutschen Großstäd-
ten, ist der bayrischen Politik ge-
schuldet. Aber die Stadt München
kann und muss dem entgegenwir-
ken. DIE LINKE. fordert die Einrich-
tung eines Einbürgerungsbüros, das
Einbürgerungswillige beim Verfah-
ren unterstützt und begleitet.

t DIE LINKE. setzt sich für die Beibehal-
tung eines direkt gewählten Auslän-
derbeirats ein. Solange es kein kom-
munales Wahlrecht für alle gibt, ist
ein gewählter Ausländerbeirat unver-
zichtbar. Seine Kompetenzen müs-
sen zudem deutlich erweitert wer-
den; er muss Mitspracherecht in al-
len Bereichen städtischen Handelns
erhalten, die MigrantInnen betreffen.

t Selbstorganisation von MigrantIn-
nen muss gefördert werden, gleich,
ob politisch, kulturell oder religiös.
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DIE LINKE. sieht darin einen notwen-
digen Schritt, um Austausch zu er-
möglichen, aber auch, um die Grund-
lagen für fehlende Infrastruktur bei-
spielsweise für die Versorgung älte-
rer MigrantInnen zu schaffen.

t DIE LINKE. fordert eine Verbesse-
rung der Lage aller Menschen ohne
gesichertem Bleiberecht und aller »Il-
legalisierten«. Sie wendet sich gegen
die Bedrohung von MigrantInnen
und Flüchtlingen durch eine fortwäh-
rende Kriminalisierung ihrer Person,
z. B. in Form der Polizeikontrollen am
Münchner Hauptbahnhof, sowie die in
München und Bayern besonders res-
triktive Anwendung des Ausländer-
rechts und der sog. Sicherheitsgeset-
ze. Die Stadt München muss sich ge-
genüber der Bayerischen Staatsregie-
rung dafür einsetzen, dass diese Pra-
xis beendet wird.

t Auch für Menschen ohne gesicher-
tes Bleiberecht und »Illegalisierte«
muss eine Versorgung in den städti-
schen Kliniken gewährleistet sein;
dafür ist ein Budget bereitzustellen.
Kinder müssen Kindergärten und
Schulen besuchen können, ohne die
Meldung an Behörden zu fürchten.
Kinder, die hier geboren werden,
müssen hier legalisiert werden kön-
nen. Es müssen Wege gefunden wer-
den, um »Illegalisierten« den Zugang
zu günstigem Wohnraum zu ermög-
lichen, ihnen Rechtsschutz (z. B. bei
Konflikten mit Arbeitgebern oder bei
rassistischer Diskriminierung) zu ge-

währen. Die beste Lösung dafür wä-
re eine unabhängige, städtisch ge-
förderte Beratungsstelle.

t MigrantInnen müssen bei der Aner-
kennung ihrer Abschlüsse und Aus-
bildungen unterstützt werden. DIE
LINKE. fordert, dass sich die Stadt
München auf allen Ebenen dafür ein-
setzt, die Anerkennung zu erleich-
tern.

t Die Vielfalt der Stadt muss sich auch
in den städtischen Einrichtungen wi-
derspiegeln. DIE LINKE. fordert die
gezielte Einstellung von Menschen
mit Migrationshintergrund in allen
Bereichen. Langfristig muss die Zu-
sammensetzung des städtischen
Personals der Zusammensetzung
der Stadtbevölkerung entsprechen.
Anders ist eine diskriminierungs-
freie Verwaltung nicht zu erreichen.
Bis dahin sollte interkulturelle Wei-
terbildung verpflichtend sein und
städtischen Beschäftigten das Erler-
nen einer der Hauptmigrationsspra-
chen kostenfrei ermöglicht werden.

t Besonders dringlich ist die Einstel-
lung mehrsprachiger ErzieherInnen
in den Kindertagesstätten. DIE LIN-
KE. setzt sich außerdem dafür ein,
die Bildungspläne der Tagesstätten
auf eine interkulturelle Erziehung hin
zu öffnen, in der z. B. nicht nur der Ni-
kolaus, sondern auch das Zuckerfest
einen Platz hat. Sprachliche Förde-
rung muss so gestaltet werden, dass
eine nichtdeutsche Muttersprache
nicht als Defizit erlebt wird. In den El-

ternbeiräten sind Plätze für Migran-
tInnen verpflichtend zu reservieren.

t Muttersprachlicher Unterricht ist ein
Recht, keine Gnade. DIE LINKE. hält
Zusatzprogramme für erforderlich,
die auf allen Bildungsebenen mutter-
sprachliches Lernen ermöglichen.
Nur dann wird aus der Beherrschung
der anderen Sprache eine belegba-
re Qualifikation, die auch auf dem Ar-
beitsmarkt anerkannt wird.

t Im Rahmen ihres Integrationskon-
zepts betreibt die Stadt München
ein Projekt, das Unternehmen über-
zeugen soll, mehr Jugendliche mit
Migrationshintergrund auszubilden.
Ein solches Projekt ist aber nur
glaubwürdig, wenn die Stadt und die
kommunalen Betriebe mit gutem
Beispiel vorangehen. DIE LINKE. for-
dert, Ausbildungsplätze mindestens
entsprechend ihrem Anteil an der Al-
tersgruppe an Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund zu vergeben.
Führen die Auswahlverfahren zu ei-
nem geringeren Anteil, so sind sie
von geeigneten Stellen auf diskrimi-
nierende Elemente hin zu untersu-
chen und dann entsprechend zu än-
dern. Bei der Entwicklung solcher
Verfahren müssen Ausländerbeirat
und Antidiskriminierungsstelle mit
einbezogen werden.

t DIE LINKE. setzt sich ein für eine
tragfähige Infrastruktur für ältere Mi-
grantinnen und Migranten. Mindes-
tens eines der geplanten Alten- und
Servicezentren (ASZ) muss ein inter-
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nationales ASZ werden. Es müssen
Modellprojekte entwickelt und ge-
fördert werden, die multireligiöse
und mehrsprachige ambulante Pfle-
ge anbieten. DIE LINKE. fordert die
Einsetzung einer Planungsgruppe,
um den Bedarf für muttersprach-
liche SeniorInnenwohngemeinschaf-
ten und muttersprachliche stationä-
re Demenzpflege zu überprüfen.

t Alle städtischen Angebote müssen
für alle Münchnerinnen und Münch-
ner zugänglich sein, die Ausgestal-
tung muss den verschiedenen Be-
dürfnissen gerecht werden. Der
Frauenbadetag in den städtischen
Bädern ist ein Schritt in die richtige
Richtung. Es muss aber in allen so-
zialen und kulturellen Handlungsbe-
reichen selbstverständlich werden,
verschiedene Bedürfnisse wahrzu-
nehmen. So wäre es durchaus denk-
bar, ein Projekt des sozialen Woh-
nungsbaus gezielt auf die Bedürfnis-
se von MigrantInnen auszurichten.

t Kultur in München ist vielsprachig;
ein Internationales Kulturzentrum,
das auch Raum für nichtdeutsches
Theater und Kino, für Musik und
Tanz bietet, ist überfällig.

t DIE LINKE. wird nach Kräften den
Diskussionsprozess zu dem vom
Stadtrat einstimmig beschlossenen
Integrationskonzept kritisch beglei-
ten und von der Stadtverwaltung
und der Stadtgesellschaft die Um-
setzung erforderlicher und geeigne-
ter Maßnahmen einfordern.

Mobilität – ein Maßstab für
die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben

Unter dem Begriff »Mobilität« ver-
stehen die Fachleute – völlig unabhän-
gig vom Verkehrsmittel – die Häufigkeit
von außerhäuslichen Ortsveränderun-
gen pro Person und Zeiteinheit; dabei
wird jede einzelne Ortsveränderung
durch einen Tätigkeitswechsel der be-
treffenden Person gekennzeichnet; (z. B.
vom »Wohnen« zum »Arbeiten«, vom
»Arbeiten« zum »Einkaufen«, vom »Ein-
kaufen« ins Kino und vom Kino wieder
zum »Wohnen« nach Hause). Mobilität
ist somit ein Maßstab für die Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben und damit
für die Chancengleichheit der Bürgerin-
nen und Bürger. 

Mobilitätsbedürfnisse sind abhängig
von der Lebenssituation einer Person
und den sich daraus ergebenden Alltags-
anforderungen. Die wesentliche Kenn-
größe der Mobilität ist die Mobilitätsra-
te, d. h. die personenbezogene Anzahl
aller zurückgelegten Wege pro Tag. Die-
se Mobilitätsrate liegt im Bundesdurch-
schnitt bei etwa vier Wegen pro Einwoh-
nerIn (über sechs Jahre) und hat sich
über die letzten Jahrzehnte so gut wie
nicht verändert. Die Mobilität hat also –
im Gegensatz zur landläufigen Meinung
– keineswegs zugenommen. Zugenom-

men – wenn auch nur geringfügig – hat
der tägliche Reisezeitaufwand. Deutlich
angewachsen sind die zurückgelegten
Entfernungen (z. B. zum Arbeitsplatz
und/oder zum Supermarkt), die bei an-
nähernd gleichem Zeitaufwand und ins-
besondere im Umland nur noch mit
schnelleren Verkehrsmitteln – vorzugs-
weise dem Auto – bewältigt werden kön-
nen. Für diejenigen, die weiterhin auf
langsamere Verkehrsmittel, z. B. die ei-
genen Füße, angewiesen sind, steigt da-
gegen der Reisezeitaufwand und min-
dert ihre Chance, in derselben Zeit noch
andere Ortsveränderungen vornehmen
zu können: ihre Mobilität sinkt.

Die mit der Lebenssituation verbun-
dene soziale Rolle der Menschen in un-
serer Gesellschaft wird mit dem Begriff
»Gender« beschrieben. Durch die Stra-
tegie des »Gender Mainstreaming« soll
z. B. der Blick auf die soziale Rolle ge-
lenkt werden, die Frauen und Männer in
unserer Gesellschaft einnehmen. Die je-
weils vorhandenen Unterschiede und
die daraus resultierenden spezifischen
Anforderungen von Frauen und Män-
nern, Jungen und Alten usw. wollen wir
bei der Umsetzung unserer Ziele und
Forderungen berücksichtigen.
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Für wen und für was wir uns
stark machen

Im Mittelpunkt unseres kommunal-
politischen Engagements im Arbeitsfeld
»Mobilität und Verkehr« stehen die sozi-
al und körperlich schwächeren Verkehrs-
teilnehmerInnen, die FußgängerInnen
und RadfahrerInnen, die Fahrgäste im öf-
fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
sowie – nicht zuletzt – die BürgerInnen
als StraßenanwohnerInnen und ihre spe-
zifischen Forderungen nach möglichst
geringer verkehrsbedingter Beeinträchti-
gung durch Lärm, Schadstoffe, nach
höchstmöglicher (Verkehrs-)Sicherheit
und insgesamt hoher Aufenthaltsqualität
im Straßenraum. 

Nachrangig, jedoch nicht gänzlich
ohne Belang, sind für uns demgegen-
über die Interessen der motorisierten
VerkehrsteilnehmerInnen an raschem,
staufreiem Fortkommen bzw. möglichst
geringen Reisezeiten und ausreichen-
dem Parkraum. Ein Aus- oder Neubau
von Straßen kommt für uns nur dann in
Betracht, wenn die Umfeld- und Umwelt-
belastungen und die Sicherheitsrisiken
in der Gesamtbilanz abnehmen und
wenn die erforderliche Umweltverträg-
lichkeitsprüfung zu einem positiven Er-
gebnis führt.

Für nachrangig halten wir schließlich
auch die Forderungen von Flugreisen-
den – insbesondere von VielfliegerInnen
– nach schnelleren Verkehrsverbindun-
gen zum Flughafen im Erdinger Moos.
Das Transrapid-Projekt lehnen wir daher

ebenso ab wie den Bau einer dritten
Start- und Landebahn oder den Sonder-
flughafen in Oberpfaffenhofen. Wir hal-
ten die bereits vor Jahren kalkulierten
Projektkosten des Transrapid für unver-
hältnismäßig und sind davon überzeugt,
dass selbst die aktuellen, noch unzurei-
chenden Klimaschutzziele durch ein un-
gebremstes Wachstum des Flugver-
kehrs konterkariert werden. Deshalb
plädieren wir für eine Besteuerung des
Flugbenzins und für höhere Start- und
Landegebühren. 

Die Förderung der schwächeren Ver-
kehrsteilnehmerInnen erfolgt – wenn
nötig – auch zu Lasten des motorisier-
ten Individualverkehrs (MIV), insbeson-
dere des (Kfz-)Berufs-, aber auch des
Einkaufs- und Freizeitverkehrs. Unser
zentrales Anliegen ist dabei, diesen Teil
des Kfz-Verkehrs spürbar zu reduzieren.
Im Visier haben wir dabei insbesondere
den (Ziel- und Quell-)Verkehr der Um-
landbewohnerInnen, denen ein leis-
tungsfähiges und attraktives System
von schienengebundenen Verkehrsmit-
teln (aus S-Bahn und Stadt-Umland-
bahn) zur Verfügung gestellt werden
muss. Der Binnenverkehr der Münchne-
rinnen und Münchner sollte grundsätz-
lich mit öffentlichen Verkehrsmitteln,
per Rad und zu Fuß abgewickelt werden.
Die Verlagerung von möglichst großen
Anteilen des (nicht notwendigen) Kfz-
Verkehrs auf die »stadtverträglicheren«
Verkehrsmittel des Umweltverbundes
ist somit zugleich auch eine unabding-
bare Voraussetzung für eine Verbesse-

rung der Verkehrsbedingungen im Wirt-
schaftsverkehr. 

Eine erfolgreiche Strategie der Ver-
kehrsverminderung bzw. Verkehrsver-
lagerung (weg vom Auto hin zu umwelt-
freundlicheren Verkehrsmitteln) setzt
ein entsprechend attraktives Angebot
im »Umweltverbund« aus ÖPNV, Radfah-
ren und Zufußgehen voraus und muss –
gleichzeitig – durch weniger attraktive
Rahmenbedingungen im motorisierten
Individualverkehr (etwa durch Parkraum-
beschränkung bzw. restriktives Park-
raum-Management) gefördert werden.
Dieses notwendige Zusammenwirken
von sog. »Push-and-Pull-Effekten« wol-
len wir in München stärker akzentuie-
ren. Eine »gleichgewichtige« (konkurrie-
rende) Entwicklung von ÖPNV und MIV
kommt für uns nicht in Betracht.

Wir halten es für unabdingbar, nicht
nur die städtische Verkehrsplanung,
sondern auch die regionale und überre-
gionale Verkehrspolitik konsequent auf
den Umweltverbund auszurichten und
zu diesem Zweck (nicht zuletzt) auf Bun-
desebene neue Finanzierungsquellen zu
erschließen. Deshalb plädieren wir für
»Kostenwahrheit im Verkehr« und damit
für eine Abkehr von der bislang üblichen
Subventionierung des Kfz-Verkehrs zu-
gunsten des ÖPNV. Die Bereitstellung
eines attraktiven Mobilitätsangebotes
im umweltfreundlichen ÖPNV halten wir
für eine Kernaufgabe staatlicher Daseins-
vorsorge, die – ähnlich wie das Erzie-
hungs-, Bildungs- und Gesundheitswe-
sen – (langfristig) vollständig aus Steu-
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ermitteln finanziert werden muss. Eine
Privatisierung des ÖPNV lehnen wir
strikt ab!

DIE LINKE. in München sagt
NEIN zum Transrapid,

• weil der Zeitvorteil nur denjenigen
zugute kommt, die über den Haupt-
bahnhof zum Flughafen fahren; 

• weil damit 2 % der MVV-KundInnen
– meist VielfliegerInnen – auf Kos-
ten der anderen 98 % subventioniert
werden;

• weil er technisch unausgereift ist.
Seit 2002 sind schon 182 Mio. Euro
in die Forschung gesteckt worden.
Weitere 115 Mio. sind nötig, um ihn
»nahverkehrstauglich« zu machen; 

• weil er zu teuer ist. Mit den über
2 Mrd. Euro Kosten können dringen-
dere Dinge finanziert werden, in
Kindergärten oder im Bildungswe-
sen, oder auch die Modernisierung
des öffentlichen Nahverkehrs;

• weil es ausreichende Reserven bei
der S-Bahn gibt;

• weil er eine Zumutung für die An-
wohnerInnen ist, die durch den Lärm
und Erschütterungen beeinträchtigt
werden;

• weil er ein Energiefresser ist: Der
Transrapid verbraucht fast vier Mal
soviel Energie wie die Express-S-
Bahn;

• weil er langfristig keine Arbeitsplät-
ze schafft und – im Gegensatz zum

Ausbau des öffentlichen Regional-
und Nahverkehrs – auch keine Ar-
beitsplätze sichert;

• weil wir ihn als gigantische Umver-
teilungsmaschine zugunsten der be-
teiligten Konzerne und zu Lasten der
öffentlichen Haushalte sehen.

Unsere Forderungen:

Als Fürsprecherin der Fußgänger-
Innen und RadfahrerInnen
fordern wir:
t Durchgängige, möglichst umwegar-

me, attraktiv geführte und gestalte-
te Fuß- und Radweg-Netze in hierar-
chischer Ordnung (ähnlich wie im
Kfz-Verkehr) mit hinreichend breiten
Geh- bzw. Fahrbahnen und gutem
Ebenheitszustand, komfortablen und
sicheren Querungsstellen auch zwi-
schen den Kreuzungen und Einmün-
dungen, geringstmöglichen Warte-
zeiten an signalgeregelten Fahrbahn-
Übergängen sowie eine weitgehende
Öffnung von Einbahnstraßen für Rad-
fahrerInnen. 

t Verbesserte Querungsmöglichkeiten
erwarten wir darüber hinaus auch im
Verlauf von Bahnlinien (wie z. B. im
Zuge der Entwicklungsachse Haupt-
bahnhof – Laim – Pasing) sowie für
andere unüberwindliche Barrieren. 

t Wir setzen uns ein für bewachte
Fahrradstationen (Abstellanlagen) an
den wichtigen Verkehrsknoten wie
z. B. am Hauptbahnhof, am Ostbahn-
hof und am Marienplatz und wenden

uns gleichzeitig gegen zugeparkte
Geh- und Radwege, gegen zuneh-
menden Fahrradverkehr auf den Geh-
wegen und gegen die Benutzungs-
pflicht von Radwegen für Radfahrer-
Innen ab dem 11. Lebensjahr.

t Wir kämpfen für ein angstfreies »Ver-
kehrsklima« auf Münchens Straßen
und Plätzen und für eine Rückerobe-
rung des öffentlichen Raumes!

Als Anwältin der Fahrgäste des öf-
fentlichen Nahverkehrs (einschließ-
lich der BahnkundInnen) tritt die
Münchner LINKE ein
t für eine neue (sozialere) Tarifpolitik

in mehreren Zwischenschritten bis
hin zum Nulltarif für sozial Benach-
teiligte (Sozialticket), Kinder, Schü-
lerInnen und Studierende, der zu-
mindest teilweise mit einer City-
Maut für Pkw und Motorräder finan-
ziert werden könnte; erste Schritte
auf dem Weg zum Nulltarif für alle
sind für uns das kostenlose Sozial-
ticket, ein Einfrieren der Fahrpreise
auf derzeitigem Niveau und eine
deutliche Reduzierung der Zeitkar-
tenpreise;

t für einen massiven Ausbau des
ÖPNV mit Bus, Tram, U- und S-Bah-
nen; dies beinhaltet nicht zuletzt
auch eine kontinuierliche Verbesse-
rung des Fahrtenangebotes durch
eine höhere Bedienungshäufigkeit
bzw. eine dichtere Taktfolge auch in
den Abend- und Nachtstunden so-
wie im Nachtliniennetz, weitere Be-
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schleunigungsprogramme für Bus-
und Trambahn-Linien, auch zu Las-
ten des Kfz-Verkehrs, und möglichst
zahlreiche umsteigefreie Direktver-
bindungen.

Im Einzelnen stehen wir
t für den zügigen Ausbau des Tram-

bahn-Netzes; dazu gehören – neben
den bereits in Angriff genommenen
Projekten – insbesondere die Tras-
sen durch den Englischen Garten und
in der Fürstenrieder Straße (Nord-
bzw. Westtangente), die Verlänge-
rung der Straßenbahn-Linie 19 zum
Pasinger Bahnhof und nach Frei-
ham) sowie die Verlängerung der Li-
nie 17/18 vom Effnerplatz über den
Arabellapark nach St. Emmeram;

t für verbesserte ÖPNV-Verbindungen
zwischen den Stadtteilen außerhalb
der Innenstadt (durch Ringlinien »von
Stadtteil zu Stadtteil«) sowie zwi-
schen diesen Stadtteilen und den je-
weils benachbarten Umlandgemein-
den, nicht zuletzt solchen, die (noch)
nicht von der S-Bahn erschlossen
sind (z. B. durch eine Stadt-Umland-
Bahn);

t für eine Verknüpfung/Vernetzung
der U- und S-Bahnen im Außenbe-
reich und damit (langfristig) für eine
Verlängerung der U1 zum S-Bahnhof
Fasanerie, der U2 zu S-Bahnhof
Feldkirchen, der U4 zum S-Bahnhof
Englschalking und der U6 nach Mar-

tinsried (bzw. weiter zum S-Bahnhof
Gräfelfing oder Planegg); für vor-
dringlich halten wir jedoch die Ver-
längerung der U4/U5 bis Pasing so-
wie – als Ersatz für eine zweite S-
Bahn-Stammstrecke – den Umbau
des Südrings für den S-Bahn-Betrieb;

t für einen zügigen mehrgleisigen Aus-
bau der S-Bahn-Trassen dort wo die
angestrebte Taktverdichtung eine
Trennung des Fern- und Regionalver-
kehrs voraussetzt;

t für ein ergänzendes System von Ex-
press-S-Bahnen auf allen stärker fre-
quentierten Linien, nicht zuletzt auch
auf der Flughafenlinie S8, wenn da-
durch (und in Verbindung mit einer
restriktiven Parkraumbewirtschaf-
tung) die Nachbargemeinden im
Umfeld des Flughafens nachhaltig
vom Kfz-Verkehr entlastet werden
können; unter dieser Voraussetzung
unterstützen wir den S-Bahn-Ring-
schluss von Erding zum Flughafen
ebenso wie dessen Anbindung an
den Schienenfernverkehr;

t für eine maßvolle Modernisierung
des Münchner Hauptbahnhofs statt
»München 21«; einen zweiten Tunnel
zwischen Haupt- und Ostbahnhof
sehen wir als Möglichkeit, den Süd-
ring zugunsten der S-Bahn vom Fern-
verkehr zu entlasten;

t für eine stärkere Unterstützung der
Carsharing-Organisationen durch die
Vermittlung von Stellplätzen in zen-

tralen städtischen Einrichtungen. An-
zustreben ist ein dichtes Netz von
Stationen im Stadtgebiet, die – ähn-
lich wie die Haltestellen des ÖPNV –
maximal zehn Gehminuten (= 600 m)
von der Wohnung entfernt sein soll-
ten.

Im Interesse der Wohnbevölkerung in
den Stadtvierteln, insbesondere der An-
wohnerInnen im Umfeld von Erschlie-
ßungs- und Hauptverkehrsstraßen kämp-
fen wir für eine umfeldverträgliche Orga-
nisation und damit für eine Minimierung
der negativen Auswirkungen des unver-
meidbaren Kfz-Verkehrs, durch konse-
quente Verkehrslenkung sowie durch
»klassische« bauliche Maßnahmen zur
Verkehrsberuhigung der Wohnquartiere. 

Örtliche und zeitliche Verkehrsbe-
schränkungen, wie etwa die sogenann-
te »Umweltzone« (innerhalb des Mittle-
ren Rings) sind notwendige Instrumen-
te zur Reduzierung der Umweltbelas-
tungen z. B. durch Feinstaub. Dieses In-
strumentarium ist durch eine City-Maut
für Pkw und Motorräder zu ergänzen,
wenn wir die Lebensqualität in der In-
nenstadt nachhaltig verbessern, den öf-
fentlichen Personennahverkehr ausbau-
en und schrittweise den Nulltarif einfüh-
ren wollen. Ein Missbrauch als Überwa-
chungsinstrument muss selbstverständ-
lich ausgeschlossen sein.
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Demokratie lebt von der Beteiligung
der Bevölkerung an den politischen Ent-
scheidungen – indem die Menschen
zum einen aktiv in Entscheidungspro-
zesse einbezogen werden, zum anderen
aber auch, indem sie sich aktiv einbrin-
gen. Die Kommune ist ein politischer
Raum, in dem Elemente der Selbstver-
waltung und Emanzipation der Men-
schen etabliert und weiterentwickelt
werden können. Die Mitwirkung an der
Gestaltung des eigenen Lebensumfelds
ermöglicht positive Erfahrungen mit Po-
litik, die in der Gegenwart rar geworden
sind. Hier tritt selbstbestimmtes politi-
sches Handeln an die Stelle von Ent-
scheidungen durch Volksvertreter, die
im Ergebnis zu oft nicht dem eigent-
lichen Willen der Wähler entsprechen.

DIE LINKE. in München hat sich zum
Ziel gesetzt, Voraussetzungen zu schaf-
fen und Strukturen zu stärken, die es je-
dem Menschen, der in dieser Stadt lebt
– unabhängig von Geschlecht, Sprache,
Nationalität, Staatsangehörigkeit, reli-
giöser oder politischer Anschauungen,
sexueller Orientierung – möglich macht,
sich an der Gestaltung des Gemeinwe-
sens und des gesellschaftlichen Lebens
umfassend zu beteiligen.

Demokratie muss gelebt werden:
DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass die
bestehenden Möglichkeiten der demo-
kratischen Beteiligung in größtmöglichem
Umfang genutzt bzw. erweitert werden.

Demokratie muss gewollt sein:
DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass al-
le, die in dieser Stadt leben, das Recht
und die Möglichkeit haben, sich wirk-
sam an Entscheidungen zu beteiligen.

Demokratie zu leben muss
möglich sein:
Soziale und politische Sicherheit sind ei-
ne Grundvoraussetzung für bürgerrecht-
liches Engagement. Nur Menschen, die
keiner existenziellen Bedrohung ausge-
setzt sind, werden sich für das Gemein-
wesen einsetzen.

Demokratie muss erlernt werden:
DIE LINKE. begreift die Erziehung zur De-
mokratie als einen umfassenden Bil-
dungsauftrag. Demokratisches Handeln
setzt demokratisches Denken voraus
und muss eingeübt werden. Neben der
Vermittlung von reinem Faktenwissen
müssen die Befähigung zur Kritik, Selbst-
ständigkeit, soziale Kompetenz und Ver-
antwortung sowie – ganz zentral – die
Mechanismen demokratischer Entschei-
dungsbildung und -umsetzung Bildungs-
ziel sein.

Demokratie muss geschützt
werden:
Für DIE LINKE. steht außer Zweifel, dass
nationalistische Ideologien in all ihren Er-
scheinungsformen die Demokratie und
die Menschen, die in ihr leben, gefähr-
den. Ihnen muss durch Aufklärung, wirk-
same Aktivitäten, aber auch entspre-
chende rechtliche Schritte konsequent
entgegengetreten werden.

Demokratie endet nicht bei städti-
schem Eigentum und städtischen
Leistungen:
DIE LINKE. vertritt die Überzeugung,
dass Bürgerinnen und Bürgern das Recht
zusteht, sich für eine solidarische Le-
benswelt und gegen die Erzielung parti-
kularer Gewinne zu entscheiden. Sie ha-
ben einen Anspruch darauf, dass Leis-
tungen der Daseinsvorsorge für alle zu-
gänglich sind. Bildung, Gesundheit, Be-
treuung und Kultur, Mobilität, Wasser,
Gas und Strom, Wohnungen, Ver- und
Entsorgung dürfen sich nicht an der Zah-
lungskraft der NachfragerInnen orientie-
ren. Auch wenn es teilweise bereits pri-
vate Angebote gibt, so sind für eine de-
mokratische Ausgestaltung öffentliche
Leistungen in guter Qualität unerläss-
lich.

München ist die einzige deutsche
Millionenstadt, in der unterhalb des
Stadtrats keine weiteren entscheiden-
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den Organe der Selbstverwaltung beste-
hen. Die Bayrische Gemeindeordnung
kennt keine Bezirksbürgermeister, wie
sie in Berlin, aber auch in Köln zu finden
sind. Dadurch wird München für viele
Elemente direkter Demokratie bereits zu
unübersichtlich. Die 25 Münchner Be-
zirksausschüsse könnten die Grundlage
für eine politische Ebene bilden, die den
Menschen näher ist. Dazu müssten sie
aber mit weiter reichenden Rechten aus-
gestattet werden als bisher.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. will in München die poli-

tischen Entscheidungsrechte der
Bezirksausschüsse ausbauen, u. a.
fordern wir eine stärkere Einfluss-
nahme bei der Prioritätensetzung im
städtischen Haushalt und bei der In-
vestitionsplanung.

t Um die Demokratie in den Stadttei-
len zu stärken und eine demokrati-
sche Stadtplanung zu ermöglichen,
sind wir für die Einrichtung von »De-
mokratiezentren« (Bürgerzentren) in
allen Stadtteilen. Sichtbare Orte, an
denen gemeinsam die Probleme des
Viertels, von der Straßenplanung bis
zum Kindergarten, besprochen wer-
den können.

t Wir streben die Einführung eines
»kommunalen Bürgerhaushalts« an,
bei dessen Gestaltung Bezirksaus-
schüsse, Bürger- und Einwohnerver-
sammlungen ein Mitspracherecht
haben (s. auch Kap. Kommunale Fi-
nanzen). Insbesondere fordern wir

im Rahmen dessen die Einführung
eines Interventionsfonds, über den
soziale Stadtteilinitiativen frei verfü-
gen können, ohne sich bürokrati-
schen Verfahrensweisen unterzie-
hen zu müssen. Über die Verwen-
dung muss selbstverständlich Re-
chenschaft abgelegt werden. Bei-
spiel: Berlin-Lichtenberg (seit 2007).
Dort haben die BürgerInnen Einfluss
auf die »freiwilligen Ausgaben« im
Haushalt. Volumen: Ca. 30 Mio. Euro.
Etwa 4000 BürgerInnen (über 1,5 %
der im Bezirk lebenden Menschen)
beteiligen sich.

t DIE LINKE. fordert das kommunale
Wahlrecht für alle Menschen, die
dauerhaft in der Stadt leben – unab-
hängig von der Staatsbürgerschaft.

t Bis zu dessen Einführung muss die
Direktwahl des Ausländerbeirats als
demokratisch gewählte Interessen-
vertretung beibehalten werden –
auch bei geringer Wahlbeteiligung.

t DIE LINKE. fordert die Öffnung von
Einrichtungen für Erziehung, Schule
und Bildung für eine demokratische
Mitwirkung durch Elemente zivilge-
sellschaftlicher Selbstorganisation
und Selbstverwaltung.

t Wir möchten demokratische Selbst-
gestaltungs- und Mitbestimmungs-
rechte in allen Einrichtungen für Kin-
der und Jugendliche.

t Wir streben die Schaffung freiwilli-
ger Angebote für Kinder und Jugend-
liche in Form von »Schulsozialarbeit«
und »Schulkulturarbeit« in Zusam-

menarbeit mit Institutionen der Zivil-
gesellschaft wie Vereinen und Initia-
tiven an.

t Wer sich in die Nähe der wenigen
noch existierenden Jugendeinrich-
tungen begibt, läuft Gefahr in Poli-
zeicomputern zu landen und nicht
mehr raus zu kommen. Solche ein-
schüchternden Maßnahmen sind ex-
trem kontraproduktiv in Bezug auf
das Entwickeln von Eigeninitiative
und Zivilcourage bei jungen Men-
schen. DIE LINKE. setzt sich dafür
ein, dass diese Einschüchterungspo-
litik beendet wird.

t Für DIE LINKE. ist die Förderung und
(finanzielle) Unterstützung von anti-
faschistischen Initiativen, Aktivitä-
ten und Projekten unabdingbar, mit
dem Ziel, in der Stadt eine sicht- und
spürbare »Gegenkultur« zu entwi-
ckeln, z. B.:

• Ausbau demokratischer Kultur-
und Bildungsangebote in städti-
schen Einrichtungen (z. B. Eine-
WeltHaus) und den Stadtteilen.

• Unentgeltliche Nutzung von Räu-
men der Stadt für entsprechende
Aktivitäten/Veranstaltungen.

• Unterstützung bei Organisation
und Kommunikation entsprechen-
der Aktivitäten/Veranstaltungen
durch die Stadt.

• Besondere Begleitung und Förde-
rung von Projekten an Schulen
und in Jugendeinrichtungen, z. B.
»Münchner Schülerbüro e. V.«,
»Münchner Schülerkongress«,
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»Schule ohne Rassismus«,
»Jugend für Vielfalt, Toleranz und
Demokratie – gegen Rechtsextre-
mismus, Fremdenfeindlichkeit und
Antisemitismus«.

t Wir werden in Zusammenarbeit mit
antifaschistischen Organisationen je-
de Duldung oder Begünstigung neo-
nazistischer Umtriebe durch Behör-
den oder Träger öffentlicher Belange
strafrechtlich prüfen lassen.

t Wir akzeptieren keine Kriminalisie-
rung von antifaschistischem Wider-
stand. 

t Wir fordern die Einrichtung einer
Antidiskriminierungsstelle für Opfer
fremdenfeindlicher und homopho-
ber Angriffe.

t Wir werden keine rassistischen oder
diskriminierenden Verhaltensweisen

in Einrichtungen des öffentlichen
Dienstes dulden.

t DIE LINKE. setzt sich für die Einrich-
tung einer neutralen Stelle ein, die
Beschwerden und Anliegen der Bür-
gerInnen unbürokratisch nachgeht
und eine Lösung anstrebt – ohne sie
als BittstellerInnen zu behandeln.
Die Zusammenarbeit mit bereits ent-
sprechenden, bereits bestehenden
Stellen bzw. Institutionen, z. B. Ver-
braucherschutzverbänden werden
wir verbessern.

t DIE LINKE. setzt sich für die Einrich-
tung einer Ombudsstelle ein, die Be-
schwerden der BürgerInnen gegen-
über der »Arbeitsgemeinschaft für
Beschäftigung München GmbH« (AR-
GE) im Bereich des ALG II und gegen-
über der Stadtverwaltung im Bereich

der Grundsicherung im Sinne der
Leistungsberechtigten verfolgt. Die-
se Stelle darf nicht im Bereich der
ARGE oder der Sozialverwaltung an-
gesiedelt sein, benötigt aber weitrei-
chende Rechte diesen gegenüber.

t DIE LINKE. fordert den Ausbau de-
mokratischer Kontroll- und Steue-
rungsmöglichkeiten, auch mit Blick
auf städtische Einrichtungen.

t Wir setzen uns dafür ein, dass Fehl-
entwicklungen dem Stadtrat und der
Öffentlichkeit regelmäßig berichtet
und entsprechende Korrekturen vor-
genommen werden.
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Medizinische Leistungen haben sich
in Deutschland für die Allgemeinbe-
völkerung in den vergangenen Jahren
ständig verteuert. Notwendige Thera-
pien können von den Betroffenen häu-
fig nicht durchgeführt werden, da die
persönlichen Kosten hierfür entweder
zu hoch sind oder diese von den gesetz-
lichen Krankenkassen nicht übernom-
men werden. Der Realität einer Zwei-
klassenmedizin stellt DIE LINKE. ihr
Konzept für eine solidarische Bürgerver-
sicherung im Gesundheitswesen entge-
gen. Die gesamte Bevölkerung soll in der
gesetzlichen Krankenversicherung er-
fasst sein, die alle medizinisch notwen-
digen Leistungen trägt. Sämtliche Ein-
kommen sollen einbezogen und die Bei-
tragsbemessungsgrenzen deutlich an-
gehoben und stufenweise abgeschafft
werden. Wir wollen die paritätische Fi-
nanzierung der Beiträge durch die Ar-
beitgeber wieder herstellen. Zu prüfen
ist die Umstellung oder Ergänzung der
Arbeitgeberbeiträge der sozialen Siche-
rungssysteme durch eine Wertschöp-
fungsabgabe. Profitorientierte Struktu-
ren haben im Gesundheitswesen nichts
zu suchen. Gesundheit ist keine Ware,
sondern ein Menschenrecht!

DIE LINKE. kämpft für einen Umbau
des Gesundheitswesens. Durch Struk-
turreformen soll die hochwertige medi-
zinische Versorgung für alle gewährleis-

tet werden. Dringlich sind eine bessere
Kooperation zwischen den Ärztinnen
und Ärzten, Krankenhäusern und allen
Leistungserbringern, die Förderung von
Gesundheitszentren, die Begrenzung
der Profite der Pharmakonzerne unter
anderem durch Einführung einer Positiv-
liste für Arzneimittel, ein größeres Ge-
wicht von Vorbeugung und Nachsorge
und die Verbesserung von Arbeitsbedin-
gungen und Entlohnung für das medizi-
nische und pflegerische Personal sowie
gestärkte Rechte der Patientinnen und
Patienten.

DIE LINKE. setzt sich ein für den Er-
halt der öffentlichen kommunalen Da-
seinsvorsorge und die Sicherung der
kommunalen Selbstverwaltung im Ge-
sundheitswesen.

Die beiden Studien »Soziale Un-
gleichheit, Armut und Gesundheit in
München« (2006) sowie »Soziale Un-
gleichheit, Umweltbedingungen und Ge-
sundheit anhand eines regionalen Bei-
spiels« (2007), herausgegeben vom Re-
ferat für Umwelt und Gesundheit, bele-
gen eindrücklich den Zusammenhang
zwischen Einkommen, Bildungsstand
und Wohnumfeld auf der einen Seite und
Gesundheitszustand, der Sterblichkeit
und der Umweltbelastung der Münchner
BürgerInnen auf der anderen. Wer ein
niedriges Einkommen bezieht und/oder

einen niedrigen Bildungsstand hat, des-
sen Gesundheitszustand ist schlechter,
sie/er ist häufiger krank und stirbt am
Ende früher als Personen mit höherem
sozialen Status. Ein Mann aus dem un-
teren Viertel der Einkommensverteilung
lebt im Schnitt zehn Jahre kürzer, als ein
Mann aus dem oberen Viertel. Einkom-
mensschwache Personen wohnen unter
Bedingungen, die geprägt sind von klei-
nem Wohnraum und großer Umweltbe-
lastung durch Lärm und Feinstaub.

Im Bewusstsein dieser sozialen Hin-
tergründe und sich ausbreitender Armut
wird deutlich, dass innerhalb der Grup-
pe mit schlechtem sozialen Status noch
einmal Untergruppen bestehen, die be-
sonders von schlechten Aussichten für
ihre Gesundheit betroffen sind: Frauen,
MigrantInnen, Jugendliche und Kinder.
Frauen, weil sie häufig ein niedrigeres
Einkommen beziehen, MigrantInnen, da
ihnen systematisch Bildungschancen
verweigert werden, arme Jugendliche
und Kinder, weil sie durch die schlechten
Bedingungen in ihrer Entwicklung behin-
dert werden. So sind nur 42 % der Kin-
der aus ärmeren Münchner Stadtbezir-
ken in einem Sportverein, gegenüber
62 % aus den wohlhabenden Stadtbezir-
ken. Vorsorgeuntersuchungen werden
von Kindern aus ärmeren Bezirken weni-
ger wahrgenommen, ihr Anteil an den
übergewichtigen Kindern liegt um ein
Drittel höher, 17 % der 10- bis 12-Jährigen
weisen eine schlechte Zahngesundheit
auf, bei den Schülerinnen und Schülern
aus den reichen Bezirken sind dies nur
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5 %. Auch Sprachstörungen sind bei der
Einschulung um über 50 % häufiger vor-
handen. Dies ergab sich allein aus der
Auswertung der Münchner Schulein-
gangsuntersuchungen.

Die Situation verschlechtert sich be-
ständig. Sie ist Ergebnis einer Regie-
rungspolitik, die mit der Agenda 2010,
dem Abbau von ArbeitnehmerInnenrech-
ten und der Förderung des Niedriglohn-
sektors, der Rente mit 67, einer verfehl-
ten, elitären Bildungspolitik und den Ge-
sundheitsreformen dafür sorgt, dass
sich Armut weiter ausbreitet, verfestigt
und vererbt wird. Dies zwingt die Opfer
dieser Politik verstärkt dazu, den gesund-
heitlichen Preis dieser Entwicklung
selbst zu bezahlen. Das als Pauschale
bezahlte Erziehungsgeld ist durch das
einkommensbezogene Elterngeld, das
mit der Höhe des Einkommens steigt, er-
setzt worden. Kosten wie Gebühren und
Beiträge (z. B. Praxisgebühr) werden in
Kopfpauschalen gewandelt. Wer hat,
dem wird gegeben, so funktioniert neo-
liberale Umverteilungspolitik.

Unsere Forderungen:
Es ist ein wesentliches Merkmal der

Politik der LINKEN, dass sie sich nicht
mit der Bekämpfung der Symptome von
schlechter Gesundheit zufrieden gibt,
sondern immer auf den sozialen Hinter-
grund verweist. Die Einführung eines
gesetzlichen Mindestlohns, die Erhö-
hung der Regelsätze im Sozialgesetz-
buch und ein armutsfestes staatliches
Rentensystem sind unsere dazu passen-

den Forderungen. Die Kommunalpolitik
steht in der Pflicht, ihren Teil zur Be-
kämpfung von Krankheit durch Armut
zu tun. Wir werden nicht vergessen,
dass die Parteien der Münchner Stadt-
regierung, also SPD und Grüne, mit ih-
rer Politik im Bund wesentlich für diese
zunehmend ungerechte Einkommens-
verteilung und ihre gesundheitlichen
Folgen verantwortlich sind.

t DIE LINKE. in München fordert die
Möglichkeit der Sperrung des Stadt-
gebiets für den Schwerlastverkehr,
um Grenzwertüberschreitungen bei
der gesundheitsschädlichen Fein-
staubbelastung zu verhindern. Wir ap-
pellieren an die Regierung von Ober-
bayern und die bayerische Staats-
regierung, endlich ihre Blockadepoli-
tik aufzugeben.

t Städtische Sozialwohnungen müs-
sen saniert werden, um die Belas-
tungen durch Emissionen bei einem
hohen Energieverbrauch zu reduzie-
ren und Gesundheitsgefährdungen
durch Feuchtigkeit und Schimmel-
bildung zu vermeiden.

t Drogenabhängigkeit ist ein zuneh-
mendes Problem für die städtische
Gesellschaft. DIE LINKE. setzt hier
auf Prävention durch Aufklärung im
Rahmen der Jugend- und Bildungsar-
beit. Gleichzeit unterstützen wir
Hilfsangebote für Drogenkonsumen-
tInnen. Jeder Versuch der Kriminali-
sierung ist kontraproduktiv, wenn es
darum geht Drogenabhängigen An-

gebote zur Substitution oder zum
Entzug zu machen. Wir verurteilen
die Blockade der Bayerischen Staats-
regierung bei der Einrichtung von
Druckräumen, in denen Drogen in-
travenös unter ärztlicher Aufsicht
konsumiert werden können. Diese
Weigerung wird nicht allein mit le-
bensbedrohlichen Gesundheitsrisi-
ken der Abhängigen erkauft, son-
dern auch mit der Gefährdung öf-
fentlicher Räume wie Parks oder
Spielplätzen durch gebrauchte Sprit-
zen bezahlt.
DIE LINKE. befürchtet, dass die Wei-
gerung der Koordinierungsstelle
Sucht der Landeshauptstadt, statis-
tische Daten über das Ausmaß der
Drogenabhängigkeit bekannt zu ge-
ben, der Verschleierung eines Pro-
blems dient, das sich bereits rasant
ausgebreitet hat. Wir fordern von
der Koordinierungsstelle, diese Da-
ten umgehend zu liefern.

t Die frühzeitige Erkennung von Krank-
heiten ist das beste Mittel, um ihre
Verbreitung einzudämmen und ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen
frühzeitig zu behandeln. DIE LINKE.
fordert daher, das anonyme und kos-
tenlose Test-Angebot auf HIV und
andere sexuell übertragbare Krank-
heiten im Referat für Umwelt und
Gesundheit langfristig zu erhalten.
Kooperationen mit dem Münchner
SUB e. V. und der Münchner Aids-
Hilfe e. V., mit dem Ziel, ein niedrig-
schwelliges Testangebot innerhalb
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der Hauptbetroffenengruppe von HIV
zu machen, unterstützen wir nach-
drücklich und fordern deren Ausbau.

t Die Datengrundlage zur Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen in der
Stadt in Abhängigkeit vom sozialen
Status muss verbessert werden. Die
Stadt ihrerseits muss alles dafür
tun, die verheerenden Folgen zuneh-
mender Kinderarmut entschieden
zu bekämpfen.

t Gesundheitliche und soziale Dienst-
leistungen der Stadt müssen für die
Benachteiligten ausgebaut werden,
einfach erreichbar und nutzbar sein.
Dies kann zum Beispiel durch Haus-
besuche geschehen.

t Bis vor einigen Jahren waren in Mün-
chen Hausbesuche von Kinderkran-
kenschwestern bzw. Hebammen nach
der Geburt jedes Kindes Standard.
Heute geschieht dies in der Regel nur
bei Familien in »sozialen Brennpunk-

ten« und bei MigrantInnen aus be-
stimmten Herkunftsländern. DIE LIN-
KE. tritt dafür ein, dass diese Hausbe-
suche wieder obligatorisch werden.
Damit wird zum einen der Anschein
der Diskriminierung bestimmter Be-
völkerungsgruppen vermieden. Zum
anderen brauchen auch deutsche El-
tern aus besseren Gegenden oft Rat
und Hilfe. Ziele der Hausbesuche: Be-
ratung der Eltern bei Fragen zu Versor-
gung, Vorsorgeuntersuchungen, Er-
nährung usw. sowie die frühzeitige Er-
kennung von Problemsituationen, die
weitere Hilfestellung durch die Sozial-
bürgerhäuser erforderlich machen. 

t Freizeitangebote für Kinder und Ju-
gendliche müssen verbessert wer-
den und für finanziell schwache Fa-
milien bezahlbar sein.

t Asylsuchenden MigrantInnen und
ihren Kindern muss Zugang zu medi-
zinischer Versorgung gewährt wer-

den, unabhängig von ihrem Aufent-
haltsstatus.

t Langfristig fordert DIE LINKE. die
Versorgung aller Kinder und Jugend-
lichen mit einem gesunden und kos-
tenlosen Frühstück und Mittagessen
in Kindergarten und Schule. Mit die-
ser Maßnahme kann die Stadt die
Chancen armer Kinder auf Gesund-
heit wesentlich verbessern.

t DIE LINKE. verteidigt die öffentlichen
Strukturen im Gesundheitswesen
und tritt damit für den Verbleib von
Kliniken und Gesundheitseinrich-
tungen in Besitz der Stadt München
ein. Ausgliederungen und Lohndum-
ping wird es mit der LINKEN nicht ge-
ben. Es ist auch eine Frage der Qua-
lität gesundheitlicher Leistungen,
wenn diese nicht der Profitorientie-
rung und Sparzwängen unterworfen
werden.
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Nachhaltige Umwelt- und Natur-
schutzpolitik ist für DIE LINKE., neben
dem Kampf um soziale Gerechtigkeit,
ein zentraler Programmpunkt. In den
letzten Jahrzehnten ist nicht nur die so-
ziale, sondern auch die ökologische Fra-
ge immer drängender geworden. Um-
welt- und Klimaschutz liegt weltweit vor
allem im Interesse der sozial Benachtei-
ligten. Sie können nicht einfach dorthin
ziehen, wo »die Welt noch in Ordnung
ist«, sich mit teuren Klimaanlagen vor
der Erderwärmung schützen usw. Vie-
len armen Menschen in Afrika und an-
derswo entzieht der Klimawandel ihre
Lebensgrundlage in der Landwirtschaft.
Umwelt- und Naturschutz ist deshalb ei-
ne originäre Aufgabe linker Politik. 

DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass
wir in München verstärkt die Umweltfra-
ge mit der sozialen Frage verknüpfen.
Im Bereich Energiepolitik ist die notwen-
dige anstehende ökologische Sanierung
von alten Wohnanlagen – Verbesserung
der Dämmung und der Heizanlagen –
ein notwendiger Beitrag, damit in Zu-
kunft die Energiekosten auch für sozial
Schwache bezahlbar bleiben. Umwelt-
politik ist zugleich auch Sozialpolitik. 

DIE LINKE. tritt im Klimaschutzbe-
reich für ein starkes Bündel von Maß-
nahmen zur Reduktion der schädlichen
Treibhausgase ein. Wir treten ein für ei-
ne umfassende energetische Gebäude-

sanierung, für eine massive Verstärkung
des Einsatzes von erneuerbaren Ener-
gien und für eine verstärkte effiziente
Energienutzung.

Ein wesentlicher Bestandteil einer
nachhaltigen Klimaschutzpolitik ist eine
ökosoziale Verkehrspolitik. DIE LINKE.
tritt dafür ein, dass auch im Verkehrs-
bereich alles getan wird, um die schäd-
lichen Umweltbelastungen zu verrin-
gern (vgl. Kapitel »Mobilität und Ver-
kehr«). Wir brauchen eine »Stadt der
kurzen Wege«, damit motorisierter Ver-
kehr schon strukturell vermieden wird
und wir fordern eine Verbesserung des
ÖPNV, damit er auch verstärkt ange-
nommen wird. Damit aber sozial Schwa-
che nicht vom Mobilitätsangebot ausge-
schlossen bleiben, kämpfen wir für ein
Sozialticket zum Nulltarif.

Die Münchner Stadtwerke sind als
Hauptenergieversorger der meisten Mün-
chner und Münchnerinnen der wichtigs-
te Faktor für eine nachhaltige ökologi-
sche und soziale Energiepolitik. Die
Münchner Stadtwerke müssen sich in
Zukunft weniger als Energieversorger
mit dem Ziel der Umsatz- und Profiter-
höhung verstehen, sondern als Energie-
dienstleister mit starken CO2-Einspar-
zielen. Um die Münchner Stadtwerke
weiterhin und verstärkt auf eine ökolo-
gisch und sozial ausgerichtete Ge-
schäftspolitik verpflichten zu können,

ist es unerlässlich, dass sie weiterhin zu
100 % Eigentum der Stadt bleiben. 

Damit Grün in München nachhaltig
leuchtet, muss die Stadt München viel
mehr als bisher in diesem Bereich tätig
werden. Notwendig sind eine verstärkte
Begrünung von Straßen, Plätzen und In-
nenhöfen sowie ein eigenes Programm
zur Dächer- und Fassadenbegrünung.
Neben der fehlenden Dächer- und Fassa-
denbegrünung ist vor allem der Altstadt-
bereich ein Stiefkind der Münchner
Grünplanung. Wir werden uns im neuen
Stadtrat dafür einsetzen, dass Grün
auch verstärkt im Altstadtbereich Einzug
hält und die Stadt mit gutem Beispiel vo-
rangeht, indem sie die eigenen Gebäu-
de nach Möglichkeit begrünt und dann
mit geeigneten Maßnahmen, wie z. B.
Werbung und finanzieller Förderung, da-
für sorgt, dass Fassaden- und Dächerbe-
grünung stadtweit umgesetzt wird.

Jeder Münchner und jede Münchne-
rin hat das Recht, sich gentechnikfrei zu
ernähren. DIE LINKE. fordert, dass die
Stadt München das bereits bestehende
Förderprogramm für biologische Le-
bensmittel und die Verwendung dieser
Lebensmittel in den eigenen Kantinen
und Schulen noch stärker ausbaut. Des
Weiteren sind verstärkt Lebensmittel-
kontrollen gegen fehlende oder ungenü-
gende Kennzeichnung von gentech-
nisch erzeugten Nahrungsmittel durch-
zuführen. 

Eine gezielte Umwelt- und Klima-
schutzpolitik benötigt zur genauen Um-
setzung eine gute Datengrundlage. Ob-
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wohl die Stadt München seit zehn Jah-
ren von SPD und Grünen regiert wird,
gibt es bis heute keinen zusammenfas-
senden Umwelt- und Naturschutzbe-
richt mit genauen Daten über die laufen-
den Entwicklungen. Für eine fundierte
Arbeit im Umwelt- und Naturschutzbe-
reich ist es notwendig, dass dieser Miss-
stand so rasch wie möglich abgestellt
wird und die Stadt München einen Um-
welt- und Naturschutzbericht erstellt.

Zur Vorgeschichte der Klimaproblematik:
Die Erde ist 4,5 Mrd. Jahre alt. Als dy-

namisches Ökosystem hat die Erde in
dieser Zeit verschiede Phasen durchlau-
fen, unter anderem Warmzeiten und Eis-
zeiten. Wir leben seit 10 000 Jahre im Ho-
lozän, einer Warmzeit. 

Als Ergebnis der intensiven Klimafor-
schung lässt sich folgendes festhalten:
Die Konzentration von CO2 in der Atmo-
sphäre ist seit ca. 1850 stark angestie-
gen. Von dem für Warmzeiten seit min-
destens 400 000 Jahren typischen Wert
von 280 ppm auf inzwischen 380 ppm.
Dieser Anstieg erfolgte durch die Arbeit
des Menschen, durch die Verbrennung
fossiler Brennstoffe und die Abholzung
der Wälder. Das Klima hat sich im 20.
Jahrhundert global um ca. 0,6 °C und in
Deutschland um ca. 1°C erwärmt. Die
Temperaturen der abgelaufenen zehn
Jahre waren global die wärmsten seit Be-
ginn der Messungen im 19. Jahrhundert.
Der überwiegende Teil dieser Erwärmung
ist auf die gestiegene Konzentration von
CO2 und anderen anthropogenen Gasen

zurückzuführen, ein kleiner Teil auf natür-
liche Ursachen, u. a. Schwankungen der
Sonnenaktivität. Es droht bis zum Jahr
2100 eine von den Menschen verursach-
te Erwärmung von 1,4 bis 5,8 °C. Als Fol-
gen dieses rasanten Klimawandels dro-
hen der Anstieg des Meeresspiegels –
mit der Folge des Verschwindens von In-
seln und der drohenden Unbewohnbar-
keit von Städten, die jetzt am Meer lie-
gen. Es drohen – und es gibt bereits – ver-
stärkt Wetterextreme: starke Über-
schwemmungen mit große Schäden für
Mensch und Natur, Veränderung der Na-
tur und der Landwirtschaft mit Verlust
von Arten und Problemen bei der Erzeu-
gung von Nahrungsmitteln und die Aus-
breitung von Krankheiten. Die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) kommt in
einer umfassenden Studie zu dem Ergeb-
nis, dass schon heute jährlich mindes-
tens 150 000 Menschen an den Folgen
der globalen Erwärmung sterben (S.
Rahmsdorf, H. J. Schellnhuber: »Der Kli-
mawandel«, München, 2007).

Deutschland liegt mit 865 Mio. Tonnen
CO2-Ausstoß weltweit auf Platz 6 der Na-
tionen, die den größten CO2-Ausstoß pro-
duzieren. Bei der CO2-Bekämpfung hat die
Bundesregierung ihre Versprechungen
nicht eingehalten. Weder Schwarz-Gelb
noch Rot-Grün hielten sich an das 1995
beschlossene CO2-Reduktionsziel von
25 % für das Jahr 2005. Dieses Ziel wur-
de grandios verfehlt. Bis 2005 erfolgte nur
eine CO2-Reduktion von 15 %. 

Die besseren Zahlen zur Verringe-
rung der allgemeinen Treibhausredukti-

on (18,2 % von 1990 bis 2003) sind nicht
den großen Anstrengungen der jeweili-
gen Bundesregierungen zu verdanken,
sondern der Abwicklung vieler Industrie-
betriebe in den neuen Bundesländern.
Zwischen 1990 und 1992 verringerten
sich die gesamtdeutschen Emissionen
um 9 %. Dies war eindeutig der Wall-fall-
profit. Dieser Effekt war gut für die Um-
welt und schlecht für viele Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen. Ein Ergebnis
dieses Mauerfall-Effekts ist, dass es heu-
te bis zu 20 % Arbeitslosigkeit in den
einstigen großen Industrieregionen der
ehemaligen DDR gibt.

Wir gehen davon aus, dass neben den
direkt gesundheitsschädlichen Schad-
stoffen wie Feinstäuben und Stickoxiden
aus Heizungen, Kfz-Motoren und Kraft-
werken vor allem der Ausstoß von Koh-
lendioxid und sonstigen Treibhausgasen
das größte Umweltproblem darstellt.
Daher liegen die Prioritäten unserer Um-
weltpolitik auch im Bereich Klimaschutz.

Die Stadt München hat unter der Re-
gierung von SPD und Grünen zahlreiche
Aktivitäten zum Klimaschutz unternom-
men. München ist Mitglied des Klima-
bündnisses und hat ein eigenes Pro-
gramm für Energiesparmaßnahmen auf-
gelegt. Es wurde ein Energiesparkonzept
für 1000 städtische Gebäude erstellt und
die städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten haben sich verpflichtet, bei Neubau
und Altsanierung die Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) um 15 % zu unterschrei-
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ten. Trotz dieser und anderer Maßnah-
men wirken die gesamten Aktivitäten der
Stadt insgesamt gesehen wenig ambitio-
niert und es gibt zahlreiche Widersprüch-
lichkeiten. Bei städtischen Neubauten
werden Solaranlagen »vergessen« und
bei den Stadtwerken wird der Atomstrom
gegen Strom aus Kohle eingetauscht. Als
Ersatz für den Atomausstieg, den wir be-
grüßen, sollte unseres Erachtens nicht,
wie geplant, in ein neues Kohlekraftwerk
investiert werden, sondern die Restmenge,
die nicht lokal durch erneuerbare Ener-
gien abgedeckt werden kann, jeweils von
Anbietern von Strom aus erneuerbaren
Energien zugekauft werden.

Ein wichtiger Schritt zur CO2-Reduk-
tion ist die energetische Sanierung von
Häusern. Durch Wärmedämmung der
Außenwände der Gebäude und den Ein-
bau von gut wärmeisolierenden Fenstern
und Türen, durch effiziente Heizungsan-
lagen und -steuerungen und durch die
Kombination mit Solarkollektoren sind
enorme CO2-Einsparungen möglich – bis
hin zum Nullenergiehaus. Eine zusätzli-
che Umstellung der Heizung auf Holzpel-
lets kann zu einer CO2-neutralen Gebäu-
deheizung führen.

Damit die Feinstaubbelastung nach-
haltig zurückgeht, brauchen wir aus Kli-
maschutzgründen auch in München die
Einführung einer City-Maut (vgl. Kapitel
»Mobilität und Verkehr«). Die Erfahrun-
gen mit der City-Maut in Stockholm und
London haben gezeigt, dass der Innen-
stadtverkehr sich den Erwartungen ent-

sprechend verringert. Die Betriebe inner-
halb des Geltungsbereichs der City-Maut
machten, wie bei der Einführung der Fuß-
gängerzone, in der Folge nicht weniger
Umsatz. Die Feinstaubbelastung ist in
München so hoch, dass an zahlreichen
Tagen die erlaubten Grenzwerte über-
schritten werden. Dieser Zustand ist völ-
lig untragbar. Als kurzfristige Maßnah-
me ist ein allgemeines Verbot für den
Lkw-Durchgangsverkehr zu erlassen.

DIE LINKE. lehnt die Gentechnik in
der Landwirtschaft ab. Zum einen weil
ihre Risiken, insbesondere auch die
Langzeitwirkungen, wenig erforscht sind
und zum anderen, weil durch die domi-
nante Vererbung und Ausbreitung der
meist patentgeschützten genetischen
Manipulationen die Gefahr besteht, dass
immer größere Teile unserer Nahrungs-
kette gegenüber den großen Gentech-
nikkonzernen lizenzpflichtig werden.
Auch das Argument, dass wir die Gen-
technik in der Landwirtschaft für die Lö-
sung des Hungerproblems brauchen, ist
falsch. Das Hungerproblem ist ein Ar-
muts- und Verteilungsproblem und kein
Problem der Nahrungsmittelproduktion.

Mehr Grün in der Stadt reduziert
nicht nur die CO2-Belastung durch die
Photosynthese, sondern verbessert auch
insgesamt das Stadtklima. Trotz einer auf
den ersten Blick erfreulichen Situation,
trotz zahlreicher Parks, Münchner Grün-
gürtel und Münchner Grünzüge gibt es
Defizite an Grünflächen, die wir beheben
möchten.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. fordert ein starkes ener-

getisches Sanierungsprogramm für
den Münchner Altwohnungsbestand. 

t DIE LINKE. tritt ein für eine massive
Verstärkung des Einsatzes von Pho-
tovoltaik zur Stromerzeugung. Um
eine fundierte Einschätzung zu be-
kommen, welcher Anteil der in Mün-
chen benötigten Elektrizität bei ma-
ximaler Nutzung der geeigneten Flä-
chen durch Photovoltaik erzeugt wer-
den könnte, fordern wir von der Stadt
eine Studie über die mögliche Pho-
tovoltaiknutzung in München. Auch
die anderen erneuerbaren Energien
wie Windkraft, Wasserkraft und Bio-
gas sind verstärkt zur Erhöhung des
Anteils an erneuerbarer Energie für
die Münchner Energienutzung heran-
zuziehen. 

t Neben dem Ausbau des Münchner
Fernwärmenetzes zur Nutzung der
Wärme aus den Münchner Heizkraft-
werken befürwortet DIE LINKE. vor
allem die Errichtung und Förderung
dezentraler Blockheizkraftwerke. 

t DIE LINKE. fordert, dass die Münch-
ner Stadtwerke (SWM) zum Leit-
zentrum der Stadt München für eine
ökologische Umweltpolitik werden.
Die Münchner Stadtwerke müssen
noch viel stärker als bisher als öko-
logischer Energiedienstleister auf-
treten. Statt sich an Kohlekraftwer-
ken zu beteiligen, fordern wir den Zu-
kauf von Strom aus erneuerbaren
Energien. Wir fordern, dass die SWM
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langfristig ihren Anteil an erneuerba-
ren Energien auf 50 % erhöht.

t Wir fordern, dass in Neubauten Strom-
zähler eingebaut werden, die es den
NutzerInnen erlauben, Stromverbrau-
cher wie z. B. Waschmaschinen, Wä-
schetrockner, Geschirrspüler usw.
(zu entsprechend günstigeren Tari-
fen) in Schwachlastzeiten statt in
Hauptverbrauchszeiten einzuschal-
ten. Wo es rechtlich möglich ist, soll-
ten solche Stromzähler bindend vor-
geschrieben werden. In bestehenden
Gebäuden sollte eine kostenlose
Nachrüstung solcher Zähler angebo-
ten werden.

t Um die derzeit viel zu hohe und ge-
sundheitsschädliche Feinstaubbe-
lastung nachhaltig zu reduzieren,
fordern wir die Einführung einer Ci-

ty-Maut (weitere Verkehrsforderun-
gen s. Kapitel »Mobilität und Ver-
kehr«).

t DIE LINKE. fordert eine Stadt der
kurzen Wege, damit unnötiger Ver-
kehr gar nicht erst entsteht. Wir hal-
ten es für gerechtfertigt und ange-
bracht, »Tante-Emma-Läden« in ein-
zelnen Wohnvierteln auch mit öf-
fentlichen Mitteln zu errichten und
günstig zu verpachten wenn da-
durch weite Wege zum nächsten Su-
permarkt vermieden werden kön-
nen – Wege, die oft nur noch mit
dem Auto zu bewältigen sind. Ent-
sprechendes gilt auch für Kultur-
und sonstige Freizeitangebote (vgl.
Kap. 10 »Kultur«).

t Damit Grün in München nachhaltig
für alle leuchtet, fordern wir eine ver-

stärkte Begrünung von Straßen,
Plätzen und Innenhöfen und ein ei-
genes Programm zur Dächer- und
Fassadenbegrünung. Wir fordern,
dass Grün auch verstärkt im Alt-
stadtbereich Einzug hält und die
Stadt hier mit gutem Beispiel voran
geht, indem sie die eigene Gebäude
nach Möglichkeit begrünt und an-
schließend mit geeigneten Maßnah-
men (z. B. Förderung und Werbung)
dafür sorgt, dass Fassaden- und Dä-
cherbegrünung stadtweit verstärkt
umgesetzt wird.

t DIE LINKE. fordert, dass die Stadt
München der Öffentlichkeit alle zwei
Jahre einen Umwelt- und Natur-
schutzbericht vorlegt.

DIE LINKE. München – Programm zur Kommunalwahl 2008 | Ökologie und Umwelt50



Kultur ist kein Luxusgut, sondern ei-
ne Lebensgrundlage der menschlichen
Existenz.

Der LINKEN ist es ein besonderes
Anliegen, dass die bestehenden Münch-
ner Kultur- und Bildungsangebote auch
von sozial benachteiligten Kindern, Ju-
gendlichen und SeniorInnen genutzt
werden können. Daher ist unser Kampf
um einen gesetzlichen Mindestlohn, um
die Abschaffung der Hartz-IV-Gesetze,
um grundlegend bessere Löhne und die
Erhöhung der Renten auch ein Kampf
dafür, dass alle MünchnerInnen in grö-
ßerem Umfang an unserer Kultur- und
Bildungsgesellschaft teilhaben können. 

In München leben viele Menschen,
durch deren meist ehrenamtliches En-
gagement die bestehenden Freizeitan-
gebote der Stadt um eine Menge privat
initiierter und betriebener Einrichtun-
gen erweitert sind. Ohne diese zusätz-
lichen Angebote würde die Stadt kultu-
rell verarmen. Umso mehr ist es not-
wendig, unbürokratisch und großzügig
auf Wünsche dieser Initiativgruppen zu
reagieren. Dies gilt besonders für unab-
hängige Jugendprojekte. 

Damit die Münchner Kulturwelt für
alle leuchtet und die sozial Benachteilig-
ten aus der Kultur- und Bildungswelt des
Mittelstands nicht fortwährend ausge-
schlossen werden, sind eine Stärkung
der aktivierenden Kulturarbeit in den

Stadtteilen und weitere kulturelle Gra-
tisangebote für diese BürgerInnen erfor-
derlich. Die bereits bestehenden kultu-
rellen Angebote in den Bezirken müssen
massiv ausgebaut und in weit größerem
Umfang als bisher mit Personal- und Fi-
nanzmitteln ausgestattet werden. Es ist
notwendig, bestehende breite Bildungs-
angebote, wie die Volkshochschule und
die Stadtbüchereien, auszubauen. Mün-
chen rühmt sich einerseits, die Bücher-
hauptstadt der Welt zu sein, anderer-
seits wurden im Zuge der Sparmaßnah-
men von SPD und Grünen Stadtteilbi-
bliotheken geschlossen. Wir halten die
Wiedereröffnung städtischer Bibliothe-
ken in allen Stadtteilen für zwingend not-
wendig, weil nur so allen BürgerInnen
ein unmittelbarer und breiter Zugang zu
Literatur ermöglicht werden kann.

In der Münchner Kulturpolitik findet
bei der Verteilung der Haushaltsmittel
eine Konzentration auf alteingesessene
Kulturinstitutionen statt – mit der Ten-
denz, die Mittel für bestehende Institu-
tionen laufend zu stärken. Entspre-
chend stehen für junge, alternative und
neue kulturelle Aktivitäten oft keine Gel-
der zur Verfügung. Es geht uns nun nicht
darum, etablierten und guten kulturel-
len Einrichtungen die bestehenden fi-
nanziellen Mittel zu kürzen, sondern da-
rum, dass in Zukunft verstärkt auch klei-
nere Einrichtungen und Gruppen im

Theater-, Kabarett-, Musik-, Tanz- und
Filmbereich eine angemessene Unter-
stützung durch die Stadt erhalten. Im
Hinblick auf die zukünftigen Kulturbud-
gets der Stadt München wird sich DIE
LINKE. dafür einsetzen, dass neben ei-
ner Erhöhung der Mittel für aktivierende
Kulturarbeit in den Stadtteilen auch ei-
ne stärkere Investition in kleinere Kul-
tureinrichtungen und neue Kulturpro-
jekte erfolgt. 

Kultur- und Bildungsarbeit heißt für
DIE LINKE. immer auch kritische Erinne-
rungsarbeit. Die PDS hat im Münchner
Stadtrat für den Bau des Jüdischen Mu-
seums gestimmt und sich dafür einge-
setzt, dass ein NS-Dokumentationszen-
trum eröffnet wird. DIE LINKE. wird
auch zukünftig für einen kritischen Um-
gang mit unserer Geschichte eintreten
und dafür werben, dass vielfältige For-
men der Erinnerungsarbeit unterstützt
werden. Wir möchten, dass auch in
München, wie in zahlreichen anderen
deutschen Städten, das Projekt »Stol-
persteine« verwirklicht wird, bei dem
zur Erinnerung an ermordete und ver-
triebene jüdische BürgerInnen der Stadt
Steine mit deren Namen in öffentliche
Verkehrswege eingelassen werden.

München hat eine große Anzahl von
Kultur- und Kunsteinrichtungen und bie-
tet ein vielfältiges Kulturangebot, das
auch sehr gut angenommen wird. Die
Münchner Theatereinrichtungen werden
jährlich von ca. 1,4 Mio. Menschen be-
sucht. Die Münchner Kinos verzeichnen
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einen jährlichen Besucherstrom von
über 4,7 Mio. Menschen. Die Musik-
veranstaltungen der Münchner öffent-
lichen Orchester werden von jährlich ca.
400 000 Menschen besucht und auch
die Münchner Museen haben einen jähr-
lichen Besucherstrom von ca. 2,4 Mio.
Kunstinteressierten. Diese Zahlen bezie-
hen sich nur auf ausgewählte Einrichtun-
gen, daher dürften insgesamt weit über
10 Mio. Menschen jährlich die Münchner
Kulturveranstaltungen besuchen. 

Trotz dieser guten Besuchszahlen
gibt es Defizite und strukturelle Proble-
me in unterschiedlichen Bereichen. Da
der neoliberale Kurs: »Sparen bei den
staatlichen Ausgaben, Erhöhung der Be-
lastungen bei den sozial Schwachen«
auch im Kulturbereich Einzug hielt, be-
steht auch hier die Tendenz, freiwillige
Leistungen, wie z. B. den freien sonntäg-
lichen Museumsbesuch, abzuschaffen.
Ein Opfer dieses neoliberalen Spar-
wahns wurde in München auch das gut
ausgebaute städtische Bibliotheksnetz.
Anstatt die Stadtteilbibliotheken zu er-
halten, wurden diese notwendigen »geis-
tigen« Infrastrukturmittel geschlossen. 

Teil der bildenden Kunst in München
sind die über 70 Galerien für Gegenwarts-
kunst, Museen und Kunsthäuser: z. B. das
Haus der Kunst, die Pinakothek der Mo-
derne, die Sammlung Goetz, die Kunst-
halle der Hypo-Kulturstiftung, die Städti-
sche Galerie im Lenbachhaus/Kunstbau,
die Pasinger Fabrik, die Lothringer 13.
Dieses Angebot wird durch ein eigenes
Informationsblatt der Initiative Münchner

Galerien, die auch Veranstaltung durch-
führt (z. B. die Nacht der Museen), der Öf-
fentlichkeit breit bekannt gemacht. Trotz
dieses großen Angebotes an bildender
Kunst fällt auf, dass in München größere
Ausstellungen oft nicht veranstaltet wer-
den – vor allem, wenn sie keinem Kunst-
genre eindeutig zugeordnet werden kön-
nen. Es fehlt eine eigene städtische
Kunsthalle, die ein offenes Programm be-
treibt, innerhalb dessen auch Ausstellun-
gen unterschiedlichen Formats gezeigt
werden können und gewollt sind. Als wei-
teres Defizit fällt auf, dass in München,
im Gegensatz zu anderen Städten, kein
Museumsticket angeboten wird, mit dem
alle Museen der Stadt besucht werden
können. Für jeden Besuch muss extra
Eintritt bezahlt werden.

In der Unterstützung der bildenden
KünstlerInnen durch das Angebot von
Ateliers und günstigem Arbeitsraum lie-
fert die Stadt ein widersprüchliches Bild.
Während einerseits SPD und Grüne in ei-
nem fort vollmundig verkünden, dass sie
sich für KünstlerInnen einsetzen, werden
gleichzeitig bestehende günstige Ate-
liers, z. B. in der Lothringerstraße 6, mit
Billigung des Stadtrats und Unterstüt-
zung von OB Ude abgerissen, um an-
schließend neue, viel zu teure Ateliers
anzubieten. 

Es gibt in München rund 30 Einrich-
tungen der Stadtteilkultur. Seit 2000
wurden neue Zentren in Giesing, Mil-
bertshofen, Freimann, Moosach, Trude-
ring, Neuperlach und Riem eröffnet. Vie-
len dieser Einrichtungen fehlen finanziel-

le Mittel und Personal. Völlig widersinnig
ist auch die Tatsache, dass Finanzmittel,
die den Vereinen für ihre kulturelle Arbeit
zur Verfügung gestellt werden, in Form
von Mietkostenbeiträgen wieder an die
Stadt zurückfließen. So muss der Träger-
verein des Kulturhauses Milbertshofen
von den 668 000 Euro, die der Verein
jährlich erhält, fast 500 000 Euro Miete
an die Stadt »zurückzahlen«. 

Diese Vorgehensweise zeigt, dass
SPD und Grünen eigentlich nicht an einer
blühenden Stadtteilkultur gelegen ist:
Notwendige finanzielle Mittel, um die
Stadtteilkultur wirklich zum Leuchten zu
bringen, werden nicht zur Verfügung ge-
stellt. Diese derzeit völlig unbefriedigen-
de Situation muss durch eine massive
Aufstockung der finanziellen Mittel radi-
kal verbessert werden.

Im Musikbereich gibt es zahlreiche
Angebote. Die Vielfalt der Einrichtungen
und Veranstaltungen reicht in München
von der städtischen Musikschule bis zum
Gesangsverein vor Ort, von der Münch-
ner Philharmonie über das große klassi-
sche Musikfestival und die Münchner
Opernfestspiele bis zum Festival der Mo-
derne, der ADevantgarde. Defizite gibt
es im Bereich der musikalischen Kinder-
und Jugendförderung. Hier müssten vor
allem die Stipendien der städtischen Mu-
sikschule für sozial Schwache aufge-
stockt werden. Im Bereich des Kinder-
gartenwesens und der Grundschule soll-
ten die musikalischen Unterrichtsange-
bote massiv ausgebaut werden. Auch in
den Alteneinrichtungen ist es notwendig,
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Musikangebote von Seiten der Stadt zu
machen.

Jugendkultur in München hat ein zu-
sätzliches und grundsätzliches Problem.
Es gibt bis auf wenige Ausnahmen keine
kostenlos nutzbaren Räume. Doch ohne
die Räume, in welchen Kultur stattfinden
kann, ist sie nicht existent, verbreitet
sich nicht und ist dem Druck des Mark-
tes offen ausgeliefert. Der Markt mit sei-
nem Bespaßungszwang lässt nur kom-
merziell Verwertbares in seine Hallen.
Für neue kulturelle Formen und Experi-
mentierfelder ist im wahrsten Sinne des
Wortes kein Raum in München. Im Ver-
gleich mit anderen europäischen Metro-
polen ist der jugendkulturelle Output
deutlich geringer. Besonders für Kultur-
schaffende aus finanziell schwachen
Haushalten ist es nicht möglich, sich z. B.
einen Probenraum, der nun einmal unab-
dingbar für Bands ist, zu mieten. Mehre-
re hundert Euro müssten aufgebracht
werden. Sogar in den städtisch subven-
tionierten Jugendkulturprojekten kletter-
ten Eintrittspreise in vor Jahren noch un-
vorstellbare Höhen. Die Kürzungen von
SPD und Grünen im Jugendkulturbereich
konnten von den betroffenen Einrichtun-
gen nicht abgefangen werden. »Man
kann in München eine Oper für 9 Euro
besuchen, muss aber für ein Punkkon-
zert 15 Euro auf den Kassentisch legen«,
so ein Kenner der Szene.

Unsere Forderungen:
t DIE LINKE. fordert ein günstiges Mu-

seumsticket für alle Münchner Mu-

seen. Was in vielen Städten längst
möglich ist, muss auch in der Kunst-
stadt München möglich sein.

t Wir wollen, dass die derzeit oft schwie-
rige Arbeitssituation von Künstlerin-
nen und Künstlern massiv verbes-
sert wird. Wir treten dafür ein, dass
in allen Stadtteilen, besonders aber
in Schwabing und Haidhausen, be-
stehender Atelierraum erhalten wird
und neuer hinzukommt. Die derzeiti-
gen Mieten der städtischen Ateliers
von 9 Euro pro m2 sollen auf 5 Euro
pro m2 gesenkt werden. 

t Für den Ausbau der allgemeinen
Münchner Musikkultur ist es notwen-
dig, dass in Kindergärten und Grund-
schulen verstärkt Musikunterricht
angeboten wird. Stipendien für sozi-
al Schwache an der städtischen Mu-
sikschule müssen ausgebaut wer-
den. Außerdem fordert DIE LINKE.,
dass auch in Altenwohnheimen ein
musikalisches Angebot gemacht wird.

t Wir wollen, dass unsere Kultur in Zu-
kunft nicht mehr und mehr verarmt
und dass aus Jugendlichen kreative,
selbstbewusste Erwachsene wer-
den. Dazu müssen wir ihnen Freiräu-
me ermöglichen und ihnen auch zu-
trauen, dass sie diese Freiräume
sinnvoll nutzen. Dazu gehören kos-
tenlose Übungsräume in jedem Stadt-
viertel für junge Musikgruppen, ein
großes Angebot an Freiflächen für
GraffitikünstlerInnen und die Bereit-
stellung von Räumlichkeiten, wo sich
Jugendliche selbst organisieren kön-

nen, selbst tätig werden können –
selbstverwaltete Jugendzentren.

t In den letzten Jahren erleben wir, wie
Jugendliche, die sich politisch und
kulturell engagieren, systematisch
erfasst und oft kriminalisiert wer-
den. Ebenso ergeht es vielen Jugend-
lichen, die unabhängige künstleri-
sche Projekte wagen wollen. Die po-
lizeiliche Jagd auf Jugendliche, bei-
spielsweise der Graffitiszene, muss
schnellstens beendet werden. 

t Um zu gewährleisten, dass spannen-
de Ausstellungen, die nicht in den be-
stehenden Lokalitäten gezeigt wer-
den können, auch in München zu se-
hen sind, sehen wir es als notwen-
dig an, dass auch München, wie an-
dere große Kulturstädte, eine eige-
ne städtische Kunsthalle betreibt.
Diese Kunsthalle muss nicht aufwen-
dig neu gebaut werden, sondern soll-
te in existierenden Räumlichkeiten
oder am Olympiaparkgelände mög-
lichst einfach umgesetzt werden.

t Bibliotheken sind notwendige »geisti-
ge« Infrastruktureinrichtungen einer
Stadt. DIE LINKE. fordert, dass die im
Rahmen der neoliberalen Kahlschlag-
politik von SPD und Grünen vollzoge-
ne Schließung von Stadtteilbibliothe-
ken rückgängig gemacht wird und in
allen Stadtteilen städtische Bibliothe-
ken eingerichtet werden.

t Aus Sicht der LINKEN müssen die be-
stehenden kulturellen Einrichtungen
in den Stadtvierteln massiv finanziell
und personell gestärkt werden.
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t Um das kulturelle Angebot und Le-
ben in den Stadtteilen nachhaltig
und langfristig zu stärken, fordert
DIE LINKE. einen kulturellen Master-
plan für die Stadtteilkultur. Dieser
kulturelle Masterplan muss eine
massive Erhöhung der Mittel für die
Stadtteilkultur beinhalten und ge-
meinsam mit den jeweiligen kultu-
rellen Einrichtungen erarbeitet wer-
den. Berücksichtigt werden soll au-
ßerdem, inwieweit in München le-
bende Künstlerinnen und Künstler
verstärkt in den Stadtteilzentren vor-
gestellt werden können. Auch die
Möglichkeit, die Kulturhäuser mit
Unterstützung der bestehenden Ver-
eine in städtischer Verantwortung
zu betreiben, soll einbezogen sein.

Gleichstellungspolitik zieht sich wie
ein roter Faden durch das Programm
der LINKEN. Eine emanzipierte Gleich-
stellungspolitik der LINKEN muss zum
Ziel haben, allen Menschen den Zugang
zu gesellschaftlichen Entscheidungen
zu ermöglichen, ohne ihnen Lebensfor-
men aufzudrängen, die sie mit Verzicht
auf persönliche Entfaltungsmöglichkei-
ten bezahlen müssen. Entsprechend
setzt sich DIE LINKE. dafür ein, dass be-
stehende patriarchale Regelungen im
Sozial- und Steuerrecht beseitigt wer-
den. Die sozialen Beziehungen der Ge-
schlechter müssen den Charakter eines
Herrschaftsverhältnisses verlieren. 

Die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ist mehr als eine frauenpolitische
Forderung nach Anerkennung fachli-
cher Kompetenzen. Es geht dabei so-
wohl für Männer als auch für Frauen um
nicht weniger als ein Umdenken und
Neubewerten von gesellschaftlicher Ar-
beit – ob am Computer, im Haushalt, an
der Werkbank, auf dem Spielplatz oder
bei der Pflege von Angehörigen. Es geht
aber darüber hinaus auch um die glei-
che Teilhabe – d. h. die gleichen Zu-
gangsbedingungen – zu anderen gesell-

schaftlichen Feldern außerhalb der Ar-
beit, z. B. in der Politik. 

Wir fordern politische Instrumente,
die familiäre Abhängigkeiten aufheben
und dafür gegenseitige Verantwortung in
allen unterschiedlichen Lebensformen
stärken, denn die Institution der bürger-
lichen Ehe kann nicht die einzige aner-
kannte Familienform sein. Ein neues Fa-
milienbild schließt auch die Lebenswei-
se von Lesben, Bisexuellen, Schwulen,
Transgendern (LBST) – der queeren Be-
wegung insgesamt – ein. Notwendig ist
eine aktive Politik für Menschen mit Kin-
dern, egal in welchen Beziehungsformen
sie zusammen leben. In der Gegenwart
bestehen vielfältige neue Beziehungen
von Angehörigen. Dem hat die Politik
Rechnung zu tragen und nicht eine be-
stimmte traditionelle Lebensform einsei-
tig zu fördern. 

DIE LINKE. reflektiert kritisch alle am
biologischen Geschlecht ausgerichteten
Identitäten und Machtformen und for-
derte schon in der Vergangenheit die Ab-
schaffung des gesetzlichen Geschlechts,
als eines Pfeilers gesellschaftlicher Nor-
mierung, die schon mit der Eintragung
in den Ausweis beginnt. Es ist das beson-
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dere Kennzeichen der LINKEN, dass so-
ziale Gleichheit und individuelle Freiheit
für uns untrennbar und gleichwertig die
Grundlage für ein Zusammenleben frei
von Diskriminierung sind.

Die Landeshauptstadt München
zeichnet sich durch eine ansehnliche
Zahl von Vereinen, Gruppen und Einrich-
tungen aus, die der queeren Gemein-
schaft in verschiedenen Lebenssituatio-
nen Hilfestellung und Unterstützung bie-
ten. Viele dieser Einrichtungen sind in
Selbsthilfe entstanden, ihre Existenz
musste erkämpft werden, häufig gegen
den Widerstand eines ignoranten und ho-
mophoben Bürgertums. Sie waren und
sind Gegenstand von Angriffen aus dem
konservativen Lager, in deren rückständi-
ges Menschenbild sie nicht passen. So
hat es nicht an Versuchen aus der CSU
gefehlt, unliebsamen Projekten die kom-
munale Förderung zu kürzen oder zu ent-
ziehen. 

Aber auch ohne diese direkten An-
griffe ist die Gleichstellung noch nicht er-
reicht, sind lesbische Frauen einer dop-
pelten Diskriminierung ausgesetzt: we-
gen ihrer sexuellen Orientierung und ih-
rer Stellung als Frau. Immer noch leben
deutlich weniger Lesben als schwule
Männer ihre Homosexualität offen aus.
Mit fast 8 % liegt die Arbeitslosenquote
bei lesbischen Frauen fast doppelt hoch
wie die Quote unter schwulen Männern.
Auch bei den Einkommen zeigen sich
deutliche Unterschiede zu Lasten lesbi-
scher Frauen. Die steigende Zahl prekä-

rer Beschäftigung seit 2004 und die Tat-
sache, dass davon vorrangig Frauen be-
troffen sind, wird die Diskrepanz zwi-
schen der Lebenssituation schwuler Män-
ner und lesbischer Frauen weiter ver-
stärkt haben. Und auch in der öffentli-
chen Meinung deuten sich Rückschritte
an: Von 2005 auf 2006 ist der Anteil der-
jenigen, die der Aussage zustimmen, Ho-
mosexualität sei unmoralisch, von knapp
17 % auf nahezu 22 % gestiegen. Die Zei-
ten sind also bei Weitem nicht so rosa,
wie gemeinhin behauptet wird.

Die schwierige Lage der kommuna-
len Finanzen, infolge einer einseitig auf
Unternehmensgewinne und Besserver-
dienende ausgerichteten Wirtschafts-
und Finanzpolitik von SPD und Grünen
wie auch der SPD/CDU/CSU-Koalition
im Bund, sorgt für ständigen Druck auf
die queere Infrastruktur, verhindert ihren
Ausbau und ihre Weiterentwicklung.

Dem Versuch, die Einnahmen des Re-
ferats für Umwelt und Gesundheit zu er-
höhen, wäre beinahe das kostenlose
anonyme HIV-Testangebot im Gesund-
heitsamt zum Opfer gefallen. Nur politi-
scher Druck konnte dies verhindern. Un-
ter dem Eindruck steigender Infektions-
zahlen und der Notwendigkeit verstärk-
ter Präventionsanstrengungen ist das ei-
ne alarmierende Entwicklung. HIV-Prä-
ventions- und Informationsangebote für
Lesben sind dabei fast völlig verschwun-
den. Wer die quälende Wartezeit bis zum
Ergebnis eines HIV-Tests verkürzen
möchte und das Angebot von Check-
point nutzen will, muss dies schon jetzt

aus eigener Tasche finanzieren und dafür
26 Euro Selbstkostenpreis zahlen, da
dieser von der Münchner Aids-Hilfe pri-
vat finanziert werden muss. So hält die
Zweiklassenmedizin auch in diesem Be-
reich Einzug. DIE LINKE. wird diese Ent-
wicklung auch auf kommunaler Ebene
entschieden bekämpfen.

Unsere Forderungen:
t die Umsetzung des EU-Grundsatzes

»Gleicher Lohn für gleichwertige Ar-
beit«;

t ein Gleichstellungsgesetz für die Pri-
vatwirtschaft, das den Anteil von
Frauen in verantwortlichen Positio-
nen erhöht;

t die Umwandlung von Mini-Jobs in so-
zialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse;

t bessere Bedingungen für Berufs-
rückkehrerInnen und Frauen und
Männer, die neben der Arbeit zu
Hause Kinder, ältere Menschen oder
Behinderte betreuen;

t einen Rechtsanspruch auf beitrags-
freie, ganztägige Betreuungsplätze
für Kinder aller Altergruppen.

t Queeren Lebensgemeinschaften muss
die Nutzung von Kindergärten und
Schulen ohne Diskriminierung mög-
lich sein. Wenn dies in bestehenden
Einrichtungen nicht gewährleistet
werden kann, muss die Errichtung
eines speziellen Kindergartens ge-
prüft werden. BetreuerInnen und
LehrerInnen müssen hierfür geschult
werden.
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t Bildungsangebote der Stadt sollen
die Anerkennung der Gleichwertig-
keit queerer Lebensweisen fördern,
insbesondere auch im Jugendbe-
reich, aber auch in der Erwachsenen-
bildung bspw. an der VHS.

t DIE LINKE. will das verbesserte HIV-
Testangebot sozial diskriminierungs-
frei anbieten. Das kostenlose Test-
angebot des städtischen Gesund-
heitsamts muss im Hinblick auf ver-
stärkte Präventionsanstrengungen
erhalten bleiben.

t Lesben und Schwule haben einen
Anspruch darauf, ohne Anpassungs-
druck in Würde den Lebensabend
zu verbringen. Dies ist in herkömm-
lichen Altenheimen kaum möglich.
Wir unterstützen darum zusätzlich

zu einem in Planung befindlichen
schwulen auch lesbische und quee-
re Altenwohnprojekte.

t Trotz städtischer Erhaltungssatzung,
die eine Zweckentfremdung von
Wohnraum verhindern soll, kann ge-
rade auch im Glockenbachviertel ein
deutlicher Trend zur Verdrängung von
MieterInnen beobachtet werden. DIE
LINKE. fordert diese Entwicklung zu
stoppen und die Erhaltungssatzung
konsequent anzuwenden.

t Bei der Vergabe von Sozialwohnun-
gen müssen auch queere Lebensge-
meinschaften berücksichtigt wer-
den.

t Mit Rücksicht auf die häufig schwie-
rige soziale Situation von Lesben
werden wir besonders darauf ach-

ten, dass auch dieser Teil der quee-
ren Community angemessen geför-
dert wird. Eine Veranstaltung wie
das Lesben-Frühlingstreffen muss
darum vonseiten der Stadt entschie-
dener unterstützt werden, als dies in
der Vergangenheit geschehen ist.

t Die Unterstützung von queeren Ver-
einen und Initiativen durch die Stadt
München wollen wir sicherstellen
und ausbauen. DIE LINKE. wird sie
gegen Angriffe aus dem reaktionä-
ren Lager verteidigen.
Gleichstellung und Emanzipation wer-
den als selbstverständlicher Teil lin-
ker Politik auch die Arbeit der LINKEN
im Stadtrat bestimmen.
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München ist wie keine andere deut-
sche Stadt historisch mit dem National-
sozialismus verbunden, was in der Be-
zeichnung »Hauptstadt der Bewegung«
zum Ausdruck kommt. In München fand
sich der Nährboden für die NS-Doktrin.
Hier konnte Adolf Hitler mit Unterstüt-
zung von vielen Personen und Institutio-
nen zum »Führer« eines faschistischen,
rassistischen und barbarischen Regi-
mes aufsteigen. In dieser Stadt wurden
NSDAP, SA und SS gegründet. 

DIE LINKE. will diese Vergangenheit
Münchens in Erinnerung halten und tritt
jeglicher Verharmlosung und Relativie-
rung der nationalsozialistischen Diktatur
und von antisemitischen Positionen ent-
schieden entgegen. Neofaschismus darf
auf der Straße wie im Parlament weder
Normalität noch Gewöhnung werden.
Wir bekämpfen jede Form von Rassis-
mus, ebenso jede Form von Antisemitis-
mus und Islamfeindlichkeit.

Neofaschistische Positionen haben
in den letzten Jahren bis in die »Mitte der
Gesellschaft« rechte Einstellungspoten-
ziale mobilisiert. Wir wollen solidarische
gesellschaftliche Strukturen gegen den
Neofaschismus stärken, unter anderem,
indem entsprechende Initiativen und
Beratungsteams in die öffentliche Fi-
nanzierung übernommen werden und
die Entstehung von »Gegenkultur« un-
terstützt wird. Der öffentliche Raum ist

gegen jeden Auftritt und Angriff der
Neofaschisten zu verteidigen. 

Zum antifaschistischen Kampf ge-
hört es deshalb auch, die Schnittstellen
zwischen konservativen und neofaschis-
tischen Positionen zu identifizieren. An-
tisemitismus und islamfeindliche Stim-
mungsmache sind eine dieser Schnitt-
stellen.

Revisionistischen Geschichtsdebat-
ten, der Glorifizierung der Wehrmacht
und des Nationalsozialismus, der Stig-
matisierung von Minderheiten und der
Diskriminierung von Bürgerinnen und
Bürgern mit Migrationshintergrund im
politischen, sozialen und wirtschaft-
lichen Leben treten wir entschieden
entgegen.

Faschismus ist keine Meinung, son-
dern ein Verbrechen!

Unsere Forderungen: 
t Keine Straßen und Plätze, keine öf-

fentlichen Räume für Neonazi-Ver-
anstaltungen! Wir werden selbst al-
les tun und fordern die Stadt auf,
den öffentlichen Druck auf den Po-
lizeipräsidenten und das Kreisver-
waltungsreferat zu verstärken. Kon-
kret heißt dies bspw. ein Verbot der
Verherrlichung, z. B. durch eine
Mahnwache für Rudolf Hess am 17.
August.

t Das Verbot volksverhetzender Pro-
paganda in der Stadt muss konse-
quent durchgesetzt werden. Der Ver-
trieb neonazistischer und gewaltver-
herrlichender Schriften über Buch-
handel und Kioske ist ordnungs-
rechtlich zu unterbinden.

t Wir werden in Zusammenarbeit mit
antifaschistischen Organisationen je-
de Duldung oder Begünstigung neo-
nazistischer Umtriebe durch Behör-
den oder Träger öffentlicher Belan-
ge strafrechtlich prüfen lassen.

t Keine öffentlichen Gelder für rechts-
lastige Vereine und Verbände, wie
z. B. der Sudentendeutschen Lands-
mannschaft! Gerade in Zeiten staat-
licher Sparpolitik dürfen die städti-
schen Fördermittel für demokra-
tisch-antifaschistische Bildungsträ-
ger auf keinen Fall gekürzt werden,
sondern sind auszuweiten, um gera-
de in solchen Zeiten rechten und ge-
schichtsrevisionistischen Demago-
gInnen nicht das Feld zu überlassen.

t Die Stadt stellt ihre Räume für Akti-
vitäten gegen Rechtsradikalismus
unentgeltlich zur Verfügung, unter-
stützt organisatorisch und medial
antifaschistische Projekte an Schu-
len und Jugendeinrichtungen, wie
z. B. dem »Münchner Schülerbüro
e. V.«, dem »Münchner Schülerkon-
gress«, »Schule ohne Rassismus«,
»Jugend für Vielfalt, Toleranz und De-
mokratie – gegen Rechtsextremis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und Anti-
semitismus«.
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t Die Stadt gewährt Schutz und Hilfe
für Opfer fremdenfeindlicher Angrif-
fe; hierfür ist die Antirassismus- und
Antidiskriminierungsstelle (Ombuds-
stelle) verantwortlich.

t Ausbau statt Abbau demokratischer
Kultur- und Bildungsangebote in städ-
tischen Einrichtungen wie dem Eine-
WeltHaus sowie in den Stadtteilen!
Keine weiteren Mittelkürzungen in
den Stadtteilbibliotheken!

t Der Stadtrat soll die Verwaltung be-
auftragen, ihm jährlich über neona-
zistische Aktivitäten in München zu
berichten und diesen Bericht öffent-
lich zugänglich zu machen.

t Unterstützung und Förderung des
»Initiativkreis für ein NS-Dokumenta-
tionszentrum«! Die Bedeutung der

Dokumentation über die besondere
Rolle Münchens und seiner gesell-
schaftlichen Verhältnisse für die Ent-
stehung und den Aufstieg des Natio-
nalsozialismus verweist auf die not-
wendige Aufgabe einer kritischen
Auseinandersetzung mit unserer po-
litischen Gegenwart. Das beschlosse-
ne Dokumentationszentrum ist nur
eine kleine Lösung, es fehlt der Ak-
tualitätsbezug.

t Wir fordern, dass von unserer Stadt
Initiativen mit dem Ziel ausgehen,
die Hypothek, die seit dem verhäng-
nisvollen Diktat von 1938 auf unse-
rer Stadt lastet, endlich zu tilgen,
d. h. das »Münchner Abkommen«
von 1938 völkerrechtlich verbindlich
für null und nichtig von Anfang an zu

erklären und gleichberechtigte Be-
ziehungen zu unseren tschechischen
Nachbarn zu entwickeln. 

t Keine Kriminalisierung von antifa-
schistischem Widerstand!

t Wir fordern die Stadt München auf,
insbesondere als ehemalige sog.
»Hauptstadt der Bewegung«, antifa-
schistische Aktionen mit zu unter-
stützen und selbst dazu aufzurufen. 

t Die Stadt unterstützt das »Stolper-
stein«-Projekt, unter Berücksichti-
gung der Stellungnahme der israeli-
tischen Kultusgemeinde.

t Die Stadt errichtet in der Ettstraße
eine Gedenktafel für die Sinti und
Roma, die sich unter den Nazis dort
als »Zigeuner« registrieren lassen
mussten.
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Münchens besonderer Auf-
trag: Für Frieden und gleich-
berechtigte internationale Be-
ziehungen – Friedenspoliti-
sche Ansätze der Partei DIE
LINKE. München

Deutschland führt wieder Kriege.
Wer gehofft hatte, die führenden Poli-
tiker und Parteien hätten aus der Ver-
gangenheit gelernt, sieht sich getäuscht.
Im Gegenteil: Die lange Kette aktueller
Kriegseinsätze findet kein Ende. Der
größte Teil der Einsatzbeschlüsse wird
nicht einmal mehr von der Presseöffent-
lichkeit zur Kenntnis genommen.

Nun wieder im Bundestag vertreten,
bleibt die Partei DIE LINKE. dabei: Wir
stimmen gegen alle Einsätze der Bun-
deswehr im Ausland. Als einzige im Bun-
destag vertretene Partei unterstützt DIE
LINKE. auch die außerparlamentarischen
Aktivitäten gegen die Kriege.

Kommunalpolitiker entscheiden nicht
über die Beteiligung an einem Krieg.
Aber Kommunalpolitik kann friedensför-
dernd wirken und den Widerstand der
Bürger gegen den Krieg stärken.

In München gibt es starke Kräfte, die
Kriege unter deutscher Beteiligung –
auch wenn sie unter euphemistischen
Bezeichnungen daherkommen – ableh-
nen. Das haben Münchner Bürgerinnen
und Bürger immer wieder, z. B. anläss-

lich der jährlichen Proteste gegen die
sog. NATO-Sicherheitskonferenz, be-
wiesen. Auch OB Ude und die Stadt tru-
gen dem Rechnung, indem Ude per Be-
schluss der Stadtrats-Vollversammlung
vom 26.01.2005 der Initiative »Mayors
for Peace« beitrat, ein Beschluss, der
»die politische Linie der Stadt [unter-
streicht] und als konsequente Weiter-
führung der bisherigen Friedensaktivitä-
ten zu verstehen [ist].«

Wir freuen uns darüber, dass die
Stadt sich somit, auch aufgrund politi-
scher Initiativen der Münchner Frie-
densinitiativen und unserer Partei, im
Grundsatz klar positioniert hat. Doch
wir sagen auch: Die Popularität, die frie-
denspolitische Erklärungen in der Öf-
fentlichkeit besitzen, darf nicht nur für
Lippenbekenntnisse genützt werden.
Die Widersprüche der realen Verhältnis-
se in München zum politischen Willen
sind noch immer deutlich erkennbar:

Münchner Betriebe als Produktions-
stätten für Rüstungstechnologie haben
eine lange Geschichte. Auf ihre Eigendar-
stellungen kann man bei deren Beurtei-
lung nicht setzen. Dort dominiert unge-
trübte Technologiebegeisterung, bei wei-
test möglicher Ausblendung der eigenen
Rolle im Zweiten Weltkrieg und des da-
rauf aufbauenden Reichtums. Laut Ei-
genwerbung beliefert bspw. die Krauss-

Maffei Wegmann Gruppe 21 Länder mit
dem Kampfpanzer Leopard (»eine welt-
weite Erfolgsgeschichte«) und sieht sich
damit bestens auf dem Weltmarkt aufge-
stellt. Die MTU, die sich selbst als »Bran-
chenprimus in Deutschland« bezeichnet,
rühmt sich damit, dass in München ihre
ExpertInnen, SoldatInnen der Luftwaffe
und zivile MitarbeiterInnen des öffentli-
chen Dienstes »Hand in Hand« arbeiten
würden.

In Garching bei München befindet
sich der weltweit einzige neue Reaktor,
in dem hochangereichertes Uran (Highly
Enriched Uranium = HEU) als Brennstoff
eingesetzt wird. Die Betreiber des Gar-
chinger Forschungsreaktors FRM II hal-
ten sich nicht an anderslautende interna-
tionale Vereinbarungen. HEU ist zum Bau
von Atombomben geeignet. Zivile und
militärische Nutzung lassen sich nicht
voneinander trennen. Der Garchinger
Reaktor schafft einen neuen Markt für
waffenfähiges, hochangereichertes Uran
und konterkariert damit die jahrzehnte-
langen internationalen Abrüstungsbemü-
hungen. Langjährige Geschäftserfolge
verbucht hierbei der Münchner Siemens-
Konzern. Beforscht und betrieben wird
der Reaktor von der Technischen Univer-
sität München.

Zwar wurden in den letzten Jahren
Standorte der Bundeswehr auch in Mün-
chen geschlossen. Die quantitative Ab-
nahme der direkt bei der Bundeswehr
Beschäftigten hat keinen Abbau des Mi-
litärs zum Ziel. In Wirklichkeit findet, un-
ter weitgehendem Ausschluss der Öf-
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fentlichkeit, eine Durchmilitarisierung
des öffentlichen Raumes statt. Die Gren-
zen zwischen ziviler und militärischer In-
frastruktur werden bewusst verwischt,
sei es in Wissenschaft und Forschung
oder beim Betrieb von Krankenhäusern.

Nach wie vor findet in München je-
des Jahr die sog. NATO-Sicherheitskonfe-
renz statt. Entgegen der Propaganda der
VeranstalterInnen ist dies eine hochkarä-
tige Kriegstagung. Im Münchner Nobel-
hotel »Bayerischer Hof« geht es nicht um
Frieden und internationale Sicherheit.
Versammelt sind Außen- und »Verteidi-
gungs«-MinisterInnen, sog. Sicherheits-
expertInnen, führende NATO-Generäle
sowie VertreterInnen der weltweit größ-
ten Rüstungskonzerne. Sie koordinieren
Militärstrategien, sprechen weltweite In-
terventionspläne ab und schmieden
Kriegskoalitionen. Jedes Jahr findet hier-
für auf Kosten der Öffentlichkeit eine
großflächige Abriegelung der Münchner
Innenstadt statt, um Proteste von der Ta-
gung fernzuhalten.

Unsere Forderungen:
Wir werden uns dafür einsetzen,

dass die Stadt ihr Bekenntnis zur Frie-
denspolitik mit Leben erfüllt. Ein akti-
ves friedenspolitisches Engagement auf
kommunaler Ebene bedeutet für uns:

Rüstungs- und Militärstandort Mün-
chen: Verantwortung übernehmen
t Wir beharren darauf: Wer den Krieg

ablehnt, kann die Herstellung und
das Geschäft mit Waffen nicht da-

von ausnehmen. Wir wissen aber
auch: Die Beschäftigten in diesen
Betrieben arbeiten für ihr Auskom-
men, nicht für den Krieg.

t Wir treten daher dafür ein, dass die
Stadt München ihre Bedeutung als
Standort der Rüstungs- und Kriegs-
industrie im kritischen Bewusstsein
halten muss, als Teil der Münchner
Kriegs- und Nachkriegsgeschichte,
aber auch als Teil unserer Gegen-
wart. Damit verbunden weisen wir
darauf hin, dass wesentliche Antei-
le der Ausgaben des Bundes für mi-
litärische Forschung und Entwick-
lung und Waffenbeschaffung zum
Wohlstand in der Stadt und in der
Region beitragen. Hieraus resultiert
eine spezielle Verantwortung.

t Dieser Verantwortung kann die Stadt
nachkommen durch die weitere und
neue Unterstützung von historischen
Forschungsprojekten, Dokumenta-
tionen und Ausstellungen, um die Öf-
fentlichkeit auf die Rolle dieser In-
dustrie in unserer Stadt und deren
Folgen aufmerksam zu machen. Sie
muss auch die Unternehmen und ih-
re Eigner dazu drängen, ihren Beitrag
hierzu zu leisten. Das erfordert z. B.
auch die weitere Aufarbeitung von
Betriebsgeschichte und die Über-
nahme von Verantwortung für die
Schicksale der Menschen, die als
ZwangsarbeiterInnen und SklavIn-
nen der Nazi-Kriegsmaschinerie in
Münchner Betrieben ausgebeutet,
gequält und ermordet wurden. Diese

Verantwortung trifft nicht nur die
Stadt selbst und ihre Rüstungsbe-
triebe, sondern z. B. auch große Un-
ternehmen der Bau- und Automobil-
industrie.

t Die Stadt soll mit Projekten und Un-
terstützungsleistungen auf kommu-
naler Ebene die Chancen und Mög-
lichkeiten von Rüstungs- und Militär-
konversion aufzeigen und damit da-
zu beitragen, die Angst vor dem Ver-
lust des Arbeitsplatzes im Falle von
Abrüstungsschritten abzubauen. Sie
soll auch die positiven Folgen des
Strukturwandels in der Stadt durch
Abrüstung und die Auflösung von
Standorten der Bundeswehr deut-
lich machen. Eine weitere Ansied-
lung von Rüstungsbetrieben lehnen
wir ab. Stattdessen sehen wir eine
Chance für München als Standort
hochtechnologischer Produktion in
der Umstellung von Rüstungs- auf
Umwelttechnologien, die bereits er-
heblich an ökonomischer Bedeutung
gewonnen haben. Menschen, die in
der Rüstungsindustrie beschäftigt
sind, sollten ermutigt werden, in zivi-
le Bereiche zu wechseln, und dabei
Unterstützung erfahren.

t Verantwortung bedeutet für die
Stadt München auch, Kriegs- und
Bürgerkriegsflüchtlingen eine Heim-
statt zu bieten. Auch wenn viele Ent-
scheidungen hierzu auf Bundes- und
Landesebene fallen, hat die Stadt
bei Versorgungsleistungen für diese
Menschen, die auch aufgrund einer
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verfehlten Landespolitik unter teils
menschenunwürdigen Umständen
leben müssen, Spielräume. Die Stadt
kann darauf hinweisen, dass ent-
würdigende Praktiken wie die Ein-
sperrung in Lagern und die Entmün-
digung bei der Entscheidung über
den eigenen Essenskonsum mit un-
serem Anspruch an die Lebensqua-
lität aller Einwohnerinnen und Ein-
wohner nicht vereinbar sind. Von be-
sonderer Bedeutung ist es hier auch,
durch städtische Organe und Ein-
richtungen verantwortungsbewuss-
te Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben.

FRM II Garching:
Abschaltung und Atomausstieg
t Im Rahmen des Münchner Beitritts

zur »Mayors for Peace«-Initiative hat
der Stadtrat »deutliche Worte zur
dringenden Notwendigkeit eines
weltweiten Atomwaffenverbots« ein-
gefordert. Deutliche Worte sind nach
unserer Auffassung auch zu dem
Atomreaktor Garching vor unserer
Haustür nötig:

t Der FRM II darf in Europa und welt-
weit nicht als Ausnahme und Türöff-
ner für die Wiederbelebung des fast
zum Erliegen gekommenen zivilen
Handels mit Nuklearwaffen-Materi-
al dienen. Der Zugang zu waffenfähi-
gem Material muss auf allen Wegen
verwehrt werden. Die Beteiligung
der in München angesiedelten Tech-
nischen Universität und des hier be-
heimateten Siemens-Konzerns ver-

bieten es, sich seitens der Stadt aus
der Mitverantwortung zu ziehen.

t Unter ökologischen Gesichtspunk-
ten unterstützen wir außerdem die
Forderungen der Aktivistinnen und
Aktivisten gegen den Atomreaktor
und fordern die Stadt auf, sich ihnen
anzuschließen:

• Keine Einleitung radioaktiver Ab-
wässer in die Isar!

• Kein Atommüllzwischenlager (be-
reits seit zehn Jahren Praxis)!

• Achtung des Bürgerentscheids von
1999, welcher sich gegen den Bau
des FRM II aussprach und somit
die Abschaltung der Forschungs-
reaktoren!

Transparenz: Keine militärische
Durchdringung ziviler Einrichtungen
t Die zivilen Einrichtungen in Mün-

chen müssen zivil bleiben. Wir leh-
nen verdeckte Kooperationen zwi-
schen öffentlichen Einrichtungen
und militärischen Stellen ab. Anlass
zur Besorgnis geben hierbei z. B. Ver-
einbarungen wie das im April 2007
in Dienst gestellte bayerische »Lan-
deskommando für zivilmilitärische
Zusammenarbeit«, das eine intrans-
parente Durchsetzung ziviler Berei-
che durch militärisch ausgebildete
und verpflichtete Personen zum Ziel
hat. Die Stadt muss sich derartigen
Durchdringungsversuchen verwei-
gern und der Öffentlichkeit die Beur-
teilung bestehender Kooperations-
verhältnisse ermöglichen.

t Jungen Menschen in München muss
die Möglichkeit erhalten bleiben, eine
Lebensplanung abseits der Kriegsma-
schinerie zu verwirklichen. In städti-
schen Betrieben darf keine Ausbil-
dung von SoldatInnen stattfinden. Der
betriebliche Widerstand gegen Ko-
operationsverträge mit der Bundes-
wehr muss gestärkt werden. Arbeits-
suchende in München dürfen nicht
zum Besuch militärischer Werbever-
anstaltungen gezwungen werden.

t Das öffentliche Leben darf nicht er-
neut an Militarismus gewöhnt wer-
den. Wir verlangen, dass der Bundes-
wehr an Münchner Schulen Raum für
Werbefeldzüge verweigert wird. Ge-
nauso wie in städtischen Einrichtun-
gen, Betrieben und Schulen hat die
Bundeswehr auf öffentlichen Plätzen
und Straßen nichts zu suchen.

NATO-»Sicherheitskonferenz«:
Proteste stärken, Repression be-
kämpfen
t Seit die Münchner »Konferenz für Si-

cherheitspolitik«, früher noch »Wehr-
kundetagung« tituliert, ins Licht der
kritischen Öffentlichkeit geraten ist,
steigt jährlich der Aufwand, um die
TagungsteilnehmerInnen gegen die
zeitgleich stattfindenden Protest-
veranstaltungen abzuschirmen. Ei-
ne weiträumige Absperrung des Ta-
gungsgeländes, für die eine Tram-
bahnlinie temporär stillgelegt und
ein ganzes Innenstadtviertel abge-
riegelt wird, die polizeiliche Durch-
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leuchtung der Mobilisierungsszene
der Protestierenden, »vorbeugen-
de« Einschüchterung einzelner Per-
sonen und Initiativen durch Haus-
durchsuchungen, Verbot oder Be-
hinderung von Kundgebungen und
Demonstrationen, repressive Über-
griffe auf Demonstrantinnen und
Demonstranten: Dies alles gehört
nun seit Jahren zum Standardreper-
toire.

t Die Stadt verhält sich gegenüber den
VeranstalterInnen der Konferenz nicht
eindeutig. Obwohl in Ansätzen eine
kritische Sicht auf die Veranstaltung
insbesondere im Jahr 2004 in der
Empfangsrede des Oberbürgermeis-
ters erkennbar war, kommt bspw.
das Kreisverwaltungsreferat seiner
Pflicht einer Gewährleistung des Ver-
sammlungsrechts nicht mit Nach-
druck nach. Nachdem die Veranstal-
terInnen der Proteste mehrfach vor
Gericht die Rechtswidrigkeit v. a. po-

lizeilicher Übergriffe bestätigen lie-
ßen, bleibt es jedoch auch nach die-
sen Urteilen bei Rechtsbrüchen und
Kriminalisierungsversuchen. Die sind
zwar vor Gericht chancenlos, setzen
die Betroffenen aber hohem, insbe-
sondere finanziellem Druck aus.

t Wir stellen uns daher den alljährlich
auftretenden Verletzungen des Ver-
sammlungsrechts durch die Polizei
entgegen. Sie muss von der Verwal-
tung zur Beachtung der ergangenen
Urteile gezwungen werden. Die Re-
pressionen vor, während und nach
der Konferenz müssen aufhören.

t Die Stadt kann sich außerdem um
eine erträgliche Atmosphäre im Um-
feld der Tagung verdient machen, in-
dem sie der mittlerweile üblichen
Hysterie der Darstellung in der Öf-
fentlichkeit mit ausgewogenen Ein-
schätzungen entgegentritt. Die ver-
gangenen Jahre haben bewiesen,
dass die Protestdemonstrationen

selbst unter den schlechten Voraus-
setzungen provozierender Übergriffe
friedlich blieben.

t Wir sind der Auffassung, dass eine
Tagung, die die Begleitung durch ei-
ne kritische Öffentlichkeit nicht er-
tragen kann, kein Anrecht auf die
breitflächige Sperrung öffentlichen
Raums hat. Wir treten daher dafür
ein, dass die Stadt die Veranstalter
der Konferenz darauf hinweist, dass
eine Beeinträchtigung des städti-
schen Lebens wie in den vergange-
nen Jahren unter Einsatz öffentlicher
Mittel nicht weiter in Frage kommt.

t Wie in den vergangenen Jahren wer-
den wir die Proteste gegen die Kriegs-
tagung in einem breiten Bündnis un-
terstützen und Initiativen, Abgeord-
nete und Demonstrantinnen und De-
monstranten von überall her einla-
den, an den Protestveranstaltungen
teilzunehmen.
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